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Bericht B. 486.

Präsident Miklas eröffnet die Sitzung um

10 Uhr 25 Min. vorm, und erklärt das Protokoll

über die Sitzung vom 17. Dezember als genehmigt.

Eingelangt sind: Eine Zuschrift des Präsidenten

des Kriegsgeschädigtenfonds, betr. die Vornahnie

der Ersatzwahl an Stelle des Ersatzmitgliedes des

Kuratoriums dieses Fonds, Frau Einmy Stradal;

eine Regierungsvorlage, betr. die Verlängerung

der urheberrechtlichen Schutzfrist aus 50 Jahre

(B. 487).

Es wird zur T. O. übergegangen. Erster Punkt

der T. O. ist der Bericht des Verfassungsausschuffes

über die Vorlage der Bundesregierung (B. 452),

betr. das Bundcsgesetz über die Frist und das Ver¬

fahren in den Fällen des Artikels 12, Absatz 3,

des Bundes-Versassungsgesetzes (Übergang der Zu¬

ständigkeit in einer Angelegenheit des Elektrizitäts¬

wesens an das Bundesministerium für Handel und

Verkehr) (B. 476).

Berichterstatter Dr. Dostal: Hohes Haus! Durch

die Bundesverfassungsnovelle vom 30. Juli 1925

wurde sür die in der Vollziehung der Länder

stehenden Elektrizitätsangelegenheiten eine Sonder¬

behandlung eingeführt, indem unter gewissen Voraus¬

setzungen nach der Entscheidung der Landesregierung

über ein von der Partei innerhalb einer bcstimniten

Frist gestelltes Begehren die Zuständigkeit an das

Bundesministerium übergehen soll. Zur Durchführung

dieser Bestimmung erscheint es vor allem notwendig,

die Frist zu bestimmen, innerhalb deren ein solcher

Antrag zur Erwirkung der Devalvierung der Kom¬

petenz gestellt werden muß. Diese Fristsetzung ist

seinerzeit bei der Beschlußfassung über die VerfassunO-

novelle unterblieben und dieses Versäumnis soll nun

durch die Novelle heute nachgeholt werden. Für das

Verfahren, das über einen derartigen Parteiantrag

eröffnet wird, und zwar in der innerhalb des

Rahmens der Verfassungsnovelle sich haltenden

Frist von 14 Tagen, gelten die Vorschriften des

allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes. Nur über

gewisse Einzelheiten ist mit dieser Novelle hier eine

Regelung getroffen. Es sind also Bestimmungen

des Verfahrens noch hinzugekommen, welche vom

Standpunkt der Verwaltungsvereinfachung gewiß zu

begrüßen sind.

Der Verfassungsausschuß hat die gegenständ¬

liche Regierungsvorlage ohne weitere Debatte in
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Verhandlung gezogen und stellt den Antrag

(liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„Dem in der Fassung des Ausschusses ange¬

schlossenen Gesetzentwurf wird die verfassungsmäßige

Zustimmung erteilt."

Das Gesetz wird nach dem Anträge des Aus¬

schusses in 2. u. 3. Lesung angenommen.

Über Vorschlag des Präsidenten wird die dring¬

liche Behandlung des auf der heutigen T. O.

stehenden Berichtes (B. 486) beschlossen.

Der nächste Gegenstand der T. O. ist demnach

der mündliche Bericht des Ausschusses für soziale

Verwaltung über die Regierungsvorlage (B. 397).

betr. das Bundesgesetz über die auf die Dauer der

Wirtschaftskrise zum Schutze des inländischen Arbeits¬

marktes eingeführte Beschränkung der Einstellung

und Beschäftigung anderer als inländischer Arbeiter

und Angestellter (Jnlandarbeiterschutzgesetz) (B. 486).

Berichterstatter Spalowsky: Hohes Haus! Die

Bundesregierung hat in der Sitzung des National¬

rates vom 21. Juli d. I. eine Vorlage, betreffend

den Jnlandarbeitcrschutz, eingebracht. Mit der Ein¬

bringung dieser Vorlage hat die Regierung einem

Wunsch Rechnung getragen, der in weiten Kreisen

der Öffentlichkeit schon oft und nachdrücklich zum

Ausdruck gebracht worden ist. Seitdem die Folgen

der wirtschaftlichen Krise, die sich über ganz Europa

gelegt hat, bei uns in Österreich immer deutlicher

fühlbar geworden sind, seitdem im Zusammenhang

mit dieser Krise auch die Zahl der Arbeitslosen

von Jahr zu Jahr eine steigende geworden ist, hat

es in weiten Kreisen, nicht nur der Arbeiter und

Angestellten, sondern auch bei Angehörigen anderer

Berusskreise, den lebhaftesten Unwillen erregt, daß

in einer Zeit, in der unsere heimischen Bundes¬

bürger keine Stelle finden können, vielfach Aus¬

länder Arbeitsplätze besetzen und so unseren Staats¬

bürgern die Möglichkeit nehmen, Brot und Erwerb

zu finden. Es sind allerdings gegenüber diesen An¬

schauungen auch andere zum Ausdruck gebracht

worden. Man hat sich auf den Standpunkt der

Freizügigkeit gestellt, man hat auch in weiten Kreisen

der Arbeiterschaft zunächst dieser Anschauung gehuldigt

und erklärt, man dürfe wegen des Prinzips der

Freizügigkeit unter keinen Umständen die ausländischen

Arbeiter behindern, in Österreich Arbeit zu nehmen.

Die steigende Arbeitslosigkeit und die steigende Not

haben aber diese Anschauung nicht mehr gerecht¬

fertigt erscheinen lassen und die Überzeugungen zum

Teil wenigstens geändert. Es waren aber auch die

Verhältnisse dementsprechend. Ich erlaube mir, zur

Unterstützung meiner Ausführungen, nur auf die

erläuternden Bemerkungen zu verweisen, die der

Regierungsvorlage betgegeben sind. Sie geben ein

Bild der Entwicklung der Verhältnisse und davon,

wie kritisch sie für uns geworden sind.

So lange der Sichtvermerk für die Einreise noch

erforderlich war, war es der Bundesregierung

möglich, dem Zustrom ausländischer Arbeitskräfte

teilweise entgegenzuwirken. Durch die Weisungen,

die an die Konsularbehörden im Ausland gegeben

worden sind, konnte die Erteilung eines Sicht¬

vermerks für die Arbeitsuchenden verweigert werden.

Die österreichischen Paßbehörden im Ausland haben

sich in jedem Falle mit dem Bundeskanzleramt ins

Einvernehmen gesetzt, und ich muß hier feststellen,

daß der im Bundeskanzleramt bestehe, de Wanderungs¬

dienst in dankenswerter Weise bemüht war, grund¬

sätzlich alle Ansuchen von Arbeitsuchenden um Ein¬

reisebewilligung abzulehnen.

Nichtsdestoweniger ist es noch immer einer

großen Zahl von fremden Arbeitskräften gelungen,

zu uns zu gelangen. Das war zu der Zeit, als der

Einreisesichtvermerk noch eine Maßregel war, die

für alle aus dem Ausland Kommenden in Geltung

stand. Nicht nur in Österreich, sondern auch in

den anderen Staaten macht sich nunmehr deutlich

das Bestreben geltend, zum freien Verkehr, zum

freien Grenzübertritt zu gelangen, die Maßnahmen

des Einreisesichtvcrmerks zu beseitigen und dadurch

mit dazu beizutragen, daß die Verkchrsverhältnisse

der Bevölkerung in den einzelnen Staaten wieder

solche werden wie vor dem Kriege. Diese in den

wirtschaftlichen Verhältnissen begründete Sehnsucht

enthält zugleich aber auch eine große Gefahr, ins¬

besondere für uns Österreicher durch die dabei in

Betracht kommende Zuwanderung ausländischer

Arbeitskräfte.

Als Heuer zunächst gegenüber Deutschland der

Sichtvermerk aufgehoben wurde und von der Bundes¬

regierung auch mit anderen Nachbarstaaten Ver¬

handlungen durchgeführt wurden, die zum Zwecke

hatten, den Sichtvermerk auch gegenüber anderen

Staaten zu beseitigen, mußte daran gedacht werden,

daß durch entsprechende Maßnahmen einem Über¬

fluten des österreichischen Arbeitsmarktes Einhalt

getan werden könne.

Es war das Buudesministerium für soziale Ver¬

waltung, das sich die Weiterverfolgung dieser Frage

sehr lebhaft hat angelegen sein lassen, und dem

Drängen dieses Ministeriums ist es auch zu ver¬

danken, daß diese Vorlage ins Haus kommen konnte.

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung

wurde dabei von den verschiedensten Stellen unter¬

stützt. Ich verweise darauf, daß die Wiener Arbeiter¬

kammer schon vor längerer Zeit die Forderung

aufgestellt hat, daß die Einstellung von ausländischen

Arbeitern an die Zustimmung der Industriellen

Bezirkskommissionen gebunden sein sollte. Es wurden

übrigens auch in den Ländern wie in Salzburg

und in Vorarlberg Maßnahmen gegen die Ein¬

wanderung fremder Arbeitskräfte getroffen, die aber

leider Gottes verfassungsrechtlich nicht haltbar waren.
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Durch die Beseitigung des Sichtvermerks, die

nunmehr auch gegenüber der Schweiz zur Durch¬

führung gelangt ist und hoffentlich in der nächsten

Zeit gegenüber anderen Ländern erfolgen wird, ist

es für uns notwendig geworden, uns zu schützen,

und zwar nicht in einer Weise, die gegenüber den

Arbeitskräften anderer Staaten eine Aggressivität

bedeutet, sondern zu schützen im Interesse unserer

heimischen Bevölkerung.

Ich habe erwähnt, daß andere Staaten ähnliche

Maßnahmen schon getroffen haben; so hat zum

Beispiel Deutschland schon im Jahre 1923 Maß¬

nahmen getroffen, die den ausländischen Arbeits¬

kräften die Einreise und den Antritt einer Arbeit

in Deutschland ganz bedeutend erschweren. Es wurde

verordnet, daß nur mit Genehmigung des Landes¬

amtes für Arbeitsvermittlung eine Arbeitsstelle an¬

getreten werden kann und es wurde weiters für die

ausländischen Arbeitskräfte eine Legitimationskarte

rechtsverbindlich gemacht. Es hat auch die Schweiz,

als sie ankündigte, daß sie den Einreisesichtvermerk

gegenüber Österreich aufheben wird, ausdrücklich er¬

klärt, daß diese Maßregel für die in der Schweiz

ftellensuchenden Personen keine Gültigkeit haben könne.

In den Nachfolgestaaten bestehen verschiedene er¬

schwerende Bestimmungen, die es österreichischen

Arbeitskräften unmöglich machen, dort Arbeit zu

finden, und die Erfahrung hat auch gezeigt, daß

diese Bestimmungen außerordentlich streng gehand-

habt werden.

Die vom Bundesniinisterium eingebrachte Vorlage

wurde vom Ausschuß für soziale Verwaltung einem

Unterausschuß zugewiesen, der in sechs Sitzungen

eine eingehende Umarbeitung der Vorlage vorge¬

nommen hat. Da der vom Ausschuß bestellte Be¬

richterstatter Grailer inzwischen erkrankt ist, wurde

ich zum Referenten bestimmt, und habe nun die

Ehre, die Anträge, die im Unterausschuß und ini

Ausschuß beschlossen worden sind, im hohen Hause

zu vertreten. Ich kann fcststellen, daß der Unteraus¬

schuß eine wesentliche Umarbeitung der Vorlage vor¬

genommen hat. Er hat sich zunächst von dem Ge¬

sichtspunkt leiten lassen, daß die heimische Arbeits¬

kraft gegenüber der aus dem Auslande zuwandernden

Arbeitskraft zu bevorzugen ist, daß heißt — was

ich ausdrücklich hervorheben möchte —: durch das

Gesetz soll ein bestehendes Arbeitsverhältnis nicht

zur Auflösung gelangen, die gegenwärtig in Öster¬

reich beschäftigten fremden Arbeitskräfte sollen im

Sinne des Gesetzes unbehelligt auf ihren Arbeits¬

plätzen bleiben können. Nur für diejenigen Personen,

die nach einer gewissen Frist eingereist sind, und für

die jetzt schon in Österreich arbeitenden Ausländer,

die ihren gegenwärtigen Arbeitsplatz verlassen und

einen neuen Arbeitsplatz antreten wollen, muß die

Bewilligung eingeholt werden. Als Stichtag, von

dem angefangen eine Arbeitsstelle nicht ohne Zu¬

stimmung der maßgebenden Amtsstellen angetreten

werden kann, wurde der 1. Jänner 1923 festgesetzt.

Die Regierungsvorlage hatte ursprünglich den

1. Jänner 1919 in Aussicht genommen, die Ver¬

handlungen haben aber ergeben, daß dieser Termin

viel zu weit zurückliegt und daß bei Anwendung

dieses Termins viele auswärtigen Arbeitskräfte, die

aus wirklich rücksichtswürdigen Gründen hier in

Arbeit stehen, nur überflüssig beunruhigt und auch

manchen Arbeitsgebern nur Schwierigkeiten bereitet

worden wären.

Im Gesetze selbst wurde, und zwar an erster

Stelle, zum Ausdruck gebracht, daß dieses Gesetz

eine Art Ausnahmegesetz ist. Es gilt für die Dauer

der außerordentlichen Verhältnisse auf dem Arbeits¬

markt. Im Schlußparagraphen des Gesetzes ist die

Möglichkeit gegeben, daß Gesetz wieder außer Kraft

zu setzen, wenn die Verhältnisse sich so weit konso¬

lidiert haben, daß wir Zlrbeitskräfte nicht mehr fern¬

halten müssen.

Ferner ist im Gesetz der Kreis der Personen,

für welche es gilt, genauer umschrieben worden, und

es wird der Regierung die Vollmacht gegeben, be¬

stimmte Gruppen auf dem Verordnungswege noch

besonders zu umschreiben. Die Entscheidung über

Fragen, die sich für die Zuwanderung einer größeren

Zahl fremder Arbeiter ergeben könnten, wurde nicht

nur den im Gesetze vorgesehenen Amtsstellen zuge¬

billigt, sondern es wurde das Bundeskanzleramt,

das im allgemeinen die Bewilligungen zu erteilen hat,

auch verpflichtet, in solchen Fällen den Beirat für

Arbeitslosenversicherung im Ministerium für soziale

Verwaltung zu hören. Man war der Meinung, daß

der Arbeitslosenbeirat infolge seiner genauen Kenntnis

der Arbeitslosenverhältniffe vor allem in der Lage

sein wird, ein richtiges Urteil über die Notwendig¬

keit und Zulässigkeit einer solchen Zuwanderung ab-

zugeben.

Weiters wurde sowohl den Landeshauptleuten für

die land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter und den

industriellen Bezirkskommissionen für die übrigen

Arbeitspersouen die Bewilligung erteilt, daß sie end¬

gültig über die einzubringenden Ansuchen zu ent¬

scheiden haben. Den Arbeitgebern, die in allen

Fällen das Ansuchen vorzubringen haben, wurde

gegenüber den Entscheidungen dieser Stellen das

Recht eines Einspruches zugebilligt. Es sind dann

im Gesetz ausdrücklich die Voraussetzungen für die

Bewilligung der einlangenden Ansuchen bezeichnet

worden und es wurden dabei nicht nur die Ver¬

hältnisse des Arbeitsmarktes und unserer Volks¬

wirtschaft, sondern auch triftige Gründe, insbesondere

Familienrücksichten und Gründe der Menschlichkeit,

als Bewilligungsgründe angeführt. Der Ausschuß ist

bei dieser Fassung absichtlich so weit gegangen, um

für eine möglichst liberale Handhabung des Gesetzes

den Amtsstellen jede Handhabe zu bieten, und ich
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hebe das ausdrücklich deswegen hervor, Weil daraus

deutlich hervorgeht, daß dieses Gesetz in keiner

Weise schikanösen Charakter gegenüber den Aus¬

ländern haben soll.

In den 9 und 10 wurden Kommissionen ein¬

gesetzt, bei deren Einsetzung über den Rahmen der

Absichten der Regierungsvorlage hinausgegangen

worden ist. Warum ist das geschehen? Insbesondere

deshalb, weil der Ausschuß seinen Willen zum Aus¬

druck bringen wollte, daß bei der Zusammensetzung

der Kommissionen die Möglichkeit geschaffen werden

soll, richtig zu beurteilen, wie die Verhältnisse liegen;

und man war der Meinung, daß diese Möglichkeit

nur dann gegeben sein wird, wenn die Kommissionen

aus Angehörigen der in Betracht kommenden

Berufsgruppen gebildet werden. Es wurde also nicht

nur für die Landwirtschaft auf seiten der Arbeit¬

nehmer, der Arbeiter und Angestellten, Wert darauf

gelegt, daß diese Kommissionen für beide Gruppen

gebildet werden, sondern man hat auch bezüglich der

Arbeiter in den übrigen Betrieben den Willen zum

Ausdruck gebracht, daß durch die Zusammensetzung

dieser Kommissionen auf die verschiedenen Berufs¬

kategorien in ausreichender Weise Rücksicht genommen

werden soll. Wenn das nicht direkt im Gesetz zum

Ausdruck gebracht wurde, so geschah dies deswegen,

weil man sich nicht an eine Form binden wollte.

Es handelt sich um die Bildung dieser Kommissionen

durch Berufung einer ausreichenden Zahl von Mit¬

gliedern und Ersatzmännern aus den verschiedeastcn

Berufsgruppen, und es sollte dadurch den Kommissionen

die Möglichkeit gegeben werden, ihre Arbeit den

Verhältnissen entsprechend anzupassen. Nachdem das

Gesetz Bcrufskatcgorien in den Bereich seiner Wirk¬

samkeit mit einbezieht, die den Industriellen Bezirks-

komniissionen nicht unterstehen, wurde in Aussicht

genommen, daß auch mit den Berufsorganisationen

Fühlung zu nehmen ist. Das ist beispielsweise l et

den Hausgehilfinnen der Fall und auch andere

Kategorien von Arbeitnehmern kommen hier in

Betracht. Das gleiche gilt von den Heimarbeitern

und der Hausindustrie, die natürlich in diesen Kom¬

missionen ihre Vertretung finden müssen, obwohl für

sie weder die Arbeiterkammer noch die Industriellen

Bezirkskommissionen zuständig sind. Es ist weiter die

Verpflichtung vorgesehen, daß in dem Falle, als die

Bewilligung von den zuständigen Amtsstellen für

einen Arbeiter erteilt worden ist, der Arbeitgeber

den Eintritt und auch den Austritt des betreffenden

Arbeiters der hiefür bestimmten Amtsstclle vorzu¬

legen hat. Von der generellen Verpflichtung für

alle Aibeitgeber, mit dem Tage des Inkrafttretens des

Gesetzes eine Liste der bei ihnen beschäftigten aus¬

ländischen ArbeiterdenAmtsstcllen vorzulegen, hat der

Ausschuß deswegen Umgang genommen, weil diese Ver¬

pflichtung nur eine außerordentliche Schwierigkeit für

viele Arbeitgeber bedeutet hätte. Sosehr wir es

wünschen müssen, daß wir zu einer Evidenzhaltung

der in Österreich beschäftigten ausländischen Arbeits¬

kräfte kommen, ebensosehr mußten wir dem Stand¬

punkte Rechnung tragen, daß eine übermäßige Inan¬

spruchnahme der Arbeitgeber durch Abgabe solcher

Erklärungen und durch Vornahme solcher Erhebungen

absolut nicht von Vorteil sein könnte. Es ist aber

auf der anderen Seite der Regierung und den ein¬

zelnen Amtsstellen das Recht zugebilligt worden, daß

sie von den Arbeitgebern eine Liste der bei ihnen

beschäftigten fremden Arbeiter verlangen können. Es ist

des weiteren für die zwischenstaatlichen Vereinbarungen,

die mit anderen Staaten bezüglich der gegenseitigen

Behandlung ausländischer Arbeitskräfte getroffen

werden sollen, vorgesehen worden, daß diese an die

Zustimmung des Hauptausschusses gebunden sind.

Ich mache das hohe Haus darauf aufmerksam, daß

diese Bestimmung den Charakter einer verfassungs¬

gesetzlichen Bestimmung hat und dementsprechend zu

werten sein wird.

Sehr umstritten waren nun in den Verhandlungen

des Unterausschusses und des Ausschusses die Aus¬

nahmen von dem Gesetze. Es wird dem Bundes¬

kanzleramt das Recht zugestanden, für gewisse

Kategorien von Arbeitnehmern das Gesetz unwirksam

zu machen, das heißt ihre Einwanderung zuzulassen,

ohne daß die im 8 7 geforderte Bewilligung ein¬

geholt werden muß. Es war die einmütige Auf¬

fassung des Unterausschusses wie des Ausschusses,

die Hausgehilfinnen ebenfalls unter dieses Gesetz zu

stellen und die Einreise von Hausgehilfinnen ebenso

zu behandeln wie die Einreise anderer Arbeitskräfte.

Mit Rücksicht auf die Forderungen, die von den

Vertretern der Landwirtschaft erhoben worden sind,

hat sich der Unterausschuß und auch der Ausschuß

bewogen gefunden, bei den landwirtschaftlichen

Arbeitern und bäuerlichen Dienstboten diese Aus¬

nahme zuzulassen. Es ist von der Opposition ein

Gegenantrag gestellt worden, der diese Zulassung

nur für die bäuerlichen Dienstboten in den Grenz-

bezirkeu anerkennen wollte. Es wurde dies aber von

den landwirtschaftlichen Vertretern als ungenügend

erklärt und so mußte es zur Annahme der Vor¬

schläge der landwirtschaftlichen Vertreter kommen.

Im 8 17 ist die Möglichkeit einer Retorsion der

Bundesregierung gegeben, die nach den Beschlüssen

des Ausschusses erfolgen kann, wenn dem Haupt¬

ausschuß eine entsprechende Verordnung zur Kenntnis

gebracht worden ist. Es sind auch dagegen Ein¬

wendungen erhoben worden, die in den Minderheits¬

berichten niedergelegt sind.

Ich habe nun die Ehre, die Anträge, die im

Ausschüsse für soziale Verwaltung beschlossen wurden,

hier zur Beschlußfassung zu unterbreiten und bitte

das hohe Haus, diese Anträge und die vom Aus¬

schüsse beschlossene Resolution anzunehmen. (Beifall.)
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Schneeberger: Wenn ich als Redner der sozial-

demokratischen Partei zu diesem Gesetze Stellung

nehme, muß ich, um allen Unterschiebungen und

falschen Auslegungen vorzubcugen, die Erklärung

abgeben, daß wir diesem Gesetze nicht sympathisch

gegenüberstchen, weil es unserem Grundsatz der

Freizügigkeit widerspricht. Wenn wir uns dazu her¬

gegeben haben, an diesem Gesetze mitznarbeiten, so

haben wir dies nur deshalb getan, weil wir unter

dem Druck einer ungeheuren Arbeitslosigkeit stehen

und weil auch eine Anzahl unserer Nachbarstaaten

ähnliche Maßnahmen getroffen haben.

Der Zweck des Gesetzes soll darin bestehen, den

Zuzug ausländischer Arbeitskräfte, der durch andere

Vorschriften schwer hintanzuhalten war, während

der großen Arbeitslosigkeit abzuhalten. Daß aber

von diesem Gesetz ein großer Produktionszweig, die

Landwirtschaft, einfach generell ausgenomnien wird,

dagegen müssen wir hier, ebenso wie im Unteraus¬

schüsse und bei den Ausschußverhandlungen auf das

leidenschaftlichste protestieren. Wir können nicht zur

Kenntnis nehmen, daß unter dem Titel Einwan¬

derung landwirtschaftlicher Arbeiter, Saisonarbeiter

usw. wahllos und zahllos ausländische Arbeiter

hereingezogen werden können und auf diese Weise

das Gesetz dadurch sehr entwertet wird und vielfach

seinen Zweck verfehlt. Als der erste Gesetzentwurf

in die Öffentlichkeit gekonimen war, hat sich die

bürgerliche Presse besonders darüber ausgeregt, daß

wir Sozialdemokraten, die wir doch immer von der

Freizügigkeit reden, uns dazu hergebeu, oder gar

dazu »erfteigen können, einen solchen Gesetzentwurf

zu vertreten. Die Gründe dafür habe ich schon dar-

gctan. Den Rekord in der ganzen Presse hat wieder

vor allem „Der Bauernbündler" übernommen. Dieser

hat von dem Momente, als es Wahrscheinlichkeit

geworden ist, daß dieses Gesetz hier im hohen Hause

zur Verhandlung kommen wird, es für notwendig

befunden, in einem Leitartikel gegen die verheerende

Wirkung dieses Gesetzes auf die Landwirtschaft auf¬

zutreten in einem Leitartikel mit dem Titel „Das

Jnlandarbeiterschutzgesetz eine ungeheure Belastung

der österreichischen Landwirtschaft". In diesem Ton

geht es weiter: „Anschlag auf die landwirtschaft¬

liche Produktion", „Attentat auf die Landwirtschaft"

usw. Wahrscheinlich haben es die Herren vom Bauern¬

bunde für notwendig gehalten, die landwirtschaft¬

lichen Arbeiter zu Vorspanndiensten für ihre Be¬

strebungen zu gewinnen, und so schreiben sie in

diesem Artikel in Fettdruck: Es ist doch ungeheuer¬

lich, was sich die Sozialdemokraten alles zu tun

getrauen; sie, die als die patentierten Retter auch

der landwirtschaftlichen Arbeiter auftreten, 'muten

hier in diesem Gesetze den landwirtschaftlichen

Arbeitern, die entweder als Ausländer hier in

Österreich beschäftigt sind oder einwandern wollen,

zu, einen Betrag von 300.000 K als Verwaltungs¬

kostenbeitrag zu bezahlen, was nicht selten der ganze

Monatslohn eines landwirtschaftlichen Arbeiters ist.

Meine Herren! Ich muß es schon Ihnen über¬

lassen, zu beurteilen, ob der Herr Pater Stnrm, der

der Redakteur des „Bauernvündlers" ist, so dumm

ist ... . (Ruf: Feine Nummer!)

Präsident (unterbrechend): Ich bitte keine

persönlichen Beleidigungen!

Schneeberger: . . . oder das Gesetz so schlecht

gelesen bat, daß er nicht weiß, daß diesen Ver¬

waltungskostenbeitrag lediglich der Arbeitgeber zu

tragen hat, oder ob er damit den Zweck erfüllen

wollte, auch die landwirtschaftlichen Arbeiter entgegen

ihren eigenen Interessen gegen dieses Gesetz auszu¬

bringen. (Beifall.) Es ist dann draußen in den

Versammlungen und in den weiteren Artikeln des

„Bauernbündlers" ein Feldzug gegen dieses Gesetz

losgelassen worden. Als dann die öffentliche Meinung

auf dem Lande entsprechend präpariert war, baben

die landwirtschaftlichen Hanptkörpcrschaften eine Prä-

sidentenkonfercnz einberufen, die zu diesem Jnlands-

arbeiterschutzgesetz Stellung nahm, und sie hat, wie

nicht anders zu erwarten war, beschlossen, dieses Gesetz

für die Landwirtschaft abzulehnen. Die „Arbeiter-

Zeitung" hat dann in einem Artikel den Herren

den Vorwurf gemacht, daß sie sich hier für Vor-

spanndienite für die Großgrundbesitzer hcrgcben. Das

wurde natürlich auf das entschiedenste abgelehnt und

auch der „Bauernbündler" hat gegen diese Zu¬

mutung der „Arbeiter-Zeitung" entschieden protestiert

und nachgewiesen, daß an dieser Präsidentenkonferenz

der landwirtschaftlichen Hauptkörperschasten die einzige

Großgrundbesitzerorganisatiou Nicderösterreichs, das

ist die Landwirtschastsgesellschast, überhaupt nicht

vertreten war. Ja, meine Herren, die Herren von

der Landwirtschastsgesellschast haben schon gewußt,

daß sie es nicht notwendig haben, in diese Prä-

sidcntenkonfcrenz zu gehen und dort zum Jnland¬

arbeiterschutzgesetz Stellung zu nehmen. (Zwischen¬

rufe.) Sie waren sich dessen ja bewußt, daß das

schon von anderer Seite besorgt werden wird.

(Zwischenrufe.) Die Ausschußverhandlungen haben

uns ja bewiesen, daß sich die Kleinbauern Strakosch,

Rothschild, Guttmann, Löw usw. darauf verlassen

können, daß die Herren im landwirtschaftlichen Aus¬

schuß auch ihre Interessen vertreten werden. (Beifall

und Händeklatschen.)

Wir haben den Widerstand der Verttcter der

Landwirtschaft gegen dieses Gesetz einzig und allein

auf die Bestimmung zurückgeführt, daß es not¬

wendig werden soll, daß auch für die landwirt¬

schaftlichen Dienstboten, wenn sie Ausländer sind,

angesucht werden muß und daß sie angemeldet

werden müssen, und haben geglaubt, daß, wenn

wir die Konzession machen, daß die landwirtschaft¬

lichen Dienstboten in den Grenzgebieten ausgenommen

werden, wir dann den Widerstand der landwirt-
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schaftlichen Vertreter beseitigt haben. Wir haben

daher im Ausschuß den Antrag gestellt, daß die

landwirtschaftlichen Arbeiter überhaupt in dieses

Gesetz einbezogen und lediglich die landwirtschaft¬

lichen Dienstboten befreit werden sollen. Aber da

haben wir uns grob getäuscht: nach wie vor haben

die Vertreter der Landwirtschaft erklärt, daß ihnen

eine solche Konzession gar nicht genüge, sie müssen

auch darauf bestehen, daß Strakosch und Konsorten ...

(Eisenhut: Das ist eine Lüge!) , . . nach wie vor

die ausländischen Wanderarbeiter in Zügen herein¬

bringen können. (Eisenhut: Niemand hat das gesagt,

den Strakosch haben Sie hineingeworfen! Dr. Bauer

hat von Strakosch gesprochen, wir nicht! Halten

Sie sich an die Wahrheit! Lügen Sie nicht!)

Präsident: Ich bitte um Ruhe!

Schneeberger (fortfahrend): Wenn wir Ihnen

sagen, daß wir zustimmen, daß die Bauern von

der Verpflichtung der Anmeldung und des Ansuchens

befreit werden sollen, und Sie dann noch nicht

nachgeben, ist es wohl klar, daß es sich nicht mehr

um Interessen der Bauern, sondern lediglich um

Interessen der Großgrundbesitzer und vor allem um

die Interessen jener Herren handelt, die in den

Grenzgebieten ihre landwirtschaftlichen Domänen

haben, allen voran der Herr Strakosch. (Beifall

und Händeklatschen.)

Sie werden sich noch daran erinnern können,

wie es bei der Durchführung der Wiederbesiedlung

in einigen Fällen passiert ist, daß die landwirtschaft¬

lichen Arbeiter oder die Pächter sich dagegen zur

Wehr gesetzt haben, daß jene Anwesen, die sie

bewohnt haben, die ihnen ihr Obdach, ihre Arbeits¬

stelle waren, wiederbesiedelt werden. Da haben wir

dann in der bürgerlichen Presse, in der „Christlich-

sozialen Arbeiterzeitung", in der „Reichspost" und

im „Bauernbündlcr" Artikel gefunden: Überschrift:

„Sozialdemokratisch organisierte Landarbeiter und

Pächter als Judenschutztruppe!" Und dann sind die

berühmten Zitate gekommen: Beim Rothschild sollte

ein Bauernanwescn wiederbesiedelt werden, gegen

diese Wiederbesiedlung haben sich die organisierten

Landarbeiter gewehrt. Ja, meine Herren, auch Sie

müssen ganz gut begreifen, daß die Menschen, die

da ihre Arbeitsstelle, ihr Obdach und ihre Existenz

verlieren, sich zur Wehr setzen, und ich würde Ihnen

nur den Rat geben, daß Sie das Wort Judenschutz¬

truppe vielleicht gelegentlich in einem anderen

Zusammenhänge, vielleicht bei dem gegenwärtig in

Verhandlung stehenden Gesetz verwenden. (Zu¬

stimmung.)

Wie steht es denn in Wirklichkeit mit der Ver¬

wendung dieser ausländischen Saisonarbeiter? Diese

Menschen, die in einem Lande leben, wo es für

sie keinen Arbeiterschutz, kein Arbeiterrecht gibt,

werden in großen Zügen nach Österreich herein¬

transportiert, in den Gutshöfen eingestellt und

gezwungen, zu einem weit schlechteren Lohn als die

österreichischen Arbeiter dort die Arbeit zu ver¬

richten; bei einer langen Arbeitszeit schlechte Ver¬

pflegung, schlechte Entlohnung und schlechte Behand¬

lung. Und dabei haben wir bei diesem Heranziehen

ausländischer Wanderarbeiter folgende Beobachtung

gemacht. Ich muß da vor allem feststellen, daß wir

alle wissen, daß zu gewissen Arbeiten, Rübenanbau,

Ernte usw., ausländische Arbeiter herangezogen

werden müssen (Eisenhut: Na also!), aber wir

stehen auf dem Standpunkte, daß auch diese aus¬

ländischen Arbeiter so behandelt werden müssen wie

die österreichischen. Die österreichischen Landarbeiter,

die gewiß auch nicht verwöhnt sind — dafür sorgen

schon die Herren von der Gegenseite, dafür wird

schon immer beim Abschluß von Lohn- und Arbeits¬

verträgen gesorgt —, können sich aber doch, obwohl

sie ohnehin nicht zu viel haben, unmöglich mit

diesen ausländischen Wanderarbeitern vertragen, weil

sie eben mit diesen Menschen, die auf einer so

niedrigen Kulturstufe leben, einfach nicht Zusammen¬

arbeiten können und die Gutshöfe verlassen. (Eisen¬

hut: Die arbeiten ja nicht zusammen, das ist ja

nicht richtig!) Herr Kollege Eisenhut, erinnern Sie

sich daran, ich habe gestern im Ausschüsse darauf

aufmerksam gemacht, daß durch wahlloses und zahl¬

loses Heranziehen von Saisonarbeitern die in¬

ländischen Arbeiter von den Gutshöfen verdrängt

werden und dann in die gewerblichen und industriellen

Betriebe als Hilfsarbeiter abwandern. Darauf hat

mir der Herr Eisenhut zur Antwort gegeben, daß

das gar nicht richtig ist. (Eisenhut: Umgekehrt ist

es der Fall! Ich werde es Ihnen schon sagen!)

Ich fühle mich nunmehr verpflichtet, dem Herrn

Abg. Eisenhut wenigstens an ein paar Beispielen

nachzuweisen, wie sich die Verhältnisse mit

den ausländischen Wanderarbeitern da draußen ab¬

spielen und wie unrecht er hat. Da ist zum

Beispiel in Himberg, einem größeren Marktflecken,

ein Gutsbesitzer Weißkopf — der Taufschein ist

ja Nebensache —, der dort seine Besitzungen

hat. Er hat im Frühjahr des heurigen

Jahres ausländische Arbeiter herangezogen, und als

dann die inländischen, die heimischen Arbeiter ver¬

langt haben, er möge ihnen jenen Lohn bezahlen,

der mit seiner eigenen Organisation, mit der Land-

wirtschaftsgesellschast, dem Zcntralarbeitgeberverband

vereinbart war, sind diese Arbeiter samt und sonders

entlassen worden. (Hört! Hört!) Ausländische

Arbeiter verrichten heute auf diesem Gutshofe die

Arbeit, die früher die inländischen Arbeiter besorgt

haben. Der Gutsbesitzer Katschak am Neuhof — das

ist bei- Siebenbrunn — hat ebenfalls im Frühjahr

ungewöhnlich viel ausländische Arbeiter verlangt.

Es ist der Ortsbevölkerung ausgefallen, welchen

Zweck die große Anzahl der ausländischen, der

slowakischen Saisonarbeiter haben soll. Aber die
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Bevölkerung ist bald aufgeklärt worden. Der Guts¬

besitzer Katschak hat dann eben die 27 einheimischen

Taglöhner entlassen, die dort zum größten Teil als

Pächter und Kleinhäusler ansässig waren, und hat

ausländische Arbeiter an ihrer Stelle eingesetzt. Der

Großgrundbesitzer Weiß in Groß-Enzersdors hat eben¬

falls im Sommer des heurigen Jahres doppelt so

viel ausländische Arbeiter herangezogen, als es

früher der Fall gewesen ist, und nach der Ernte,

wie die Fechsung unter Dach war, hat der Herr

Gutsbesitzer Weiß sämtliche inländischen Landarbeiter

entlassen, er hat sogar das Stallpersonal — was

noch nirgends vorgekommen ist — durch aus¬

ländische Arbeiter ersetzt und heute werden dort

sämtliche Arbeiten auf dem Gntshof von auslän¬

dischen Arbeitern versehen. (Zwischenrufe.) Der

Großgrundbesitzer Weiß in Groß-Enzersdors glaubt

aber, daß er seiner Pflicht noch nicht Genüge getan

hat, wenn er ausländische Arbeiter zu solchen

Zwecken verwendet. Wir haben da einen Bericht

hereinbekommen und ich bitte, sich davon zu über¬

zeugen: Da hat der Großgrundbesitzer Weiß, wie

er die ausländischen Arbeiter nicht mehr gebraucht

hat, sie an die Großbauern in der Umgebung ver¬

dungen. Er hat sich für das Mähen eines Joches

von den Gutsbesitzern der Umgebung 30 8 bezahlen

lassen und hat den ausländischen Arbeitern dafür

20 8 bezahlt, so daß dieser Herr mit den aus¬

ländischen Arbeitern noch das schöne Geschäft von

1114 8 dadurch gemacht hat, daß er ihnen um

10 8 weniger Lohn gegeben hat, als er von den

Gutsbesitzern, an die er sie verliehen hat, verlangt

hat. (Lebhafte Zwischenrufe.) Wenn die Herren

von der Gegenseite es wünschen, bin ich gern bereit,

eine kleine Rundreise ins Marchseld und die Grenz¬

gebiete anzutreten, und wir würden Gelegenheit

haben, Sie an Ort und Stelle zu belehren.

(Zwischenrufe.) Das sind gewöhnlich die Folgen

davon, wenn ausländische Saisonarbeiter ohne jede

Kontrolle hereinkommen. Die Folge war immer, daß

die Kleinbauern, die Häusler, die Pächter, die selbst

nicht soviel Grund und Boden haben, um ihre

Existenz zu fristen, und daher gezwungen sind, bei

dem Gutsbesitzer als Taglöhner in Arbeit zu treten,

um ihre Arbeitsstelle gebracht werden und so nicht

nur Hunderte, sondern Tausende inländischer, öster¬

reichischer Landarbeiter von Ausländern, von den

Slowaken einfach vertrieben werden und gezwungen

sind, in die Städte und Jndustrieorte abzuwandern

und das Heer der Arbeitslosen noch zu vermehren.

Erinnern wir uns, welche bitteren Klagen Sie

immer über die Landflucht führen und daß ganze

Abhandlungen und Bünde darüber geschrieben

werden, wie man diesem Übel in unserer Land¬

wirtschaft Herr werden könnte. Hier wäre die beste

Gelegenheit, zu beweisen, daß Sie nicht nur von

der Landflucht reden, sondern auch bestrebt sind,

sie zu verhindern. Aber wir müssen sehen, daß eS

Ihnen vollständig gleichgültig ist, ob die öster¬

reichischen Landarbeiter auf den Gutshösen. in den

landwirtschaftlichen Betrieben oder in der Industrie

beschäftigt sind, wenn Sie nur die Gelegenheit

haben, die einheimischen Landarbeiter durch billige,

kulturlose ausländische Arbeitskräfte zu ersetzen. Sie

schimpfen bekanntlich über die ungeheuren Lasten der

Arbeitslosenversicherung, der Arbeitslosenunterstützung.

Hier ist die beste Gelegenheit, zu beweisen daß Sie

nicht nur über die Arbeitslosigkeit reden, sondern

auch bereit sind, etwas zu tun, um sie einzudämmen.

Wir müssen aber hier gerade das Gegenteil fest¬

stellen. Einzig und allein den Herren Strakosch.

Rothschild, Guttmann und Löw zuliebe muß die

Landwirtschaft in diesem Gesetz ausgenommen sein.

(Lebhafter Beifall.) Ich habe schon einmal in

meinen Ausführungen erklärt, daß wir nur zu gut

wissen, daß unsere Landwirtschaft ausländische Ar¬

beitskräfte zu gewissen Zeiten und zu gewissen

Arbeiten braucht. Wir stehen nach wie vor auf dem

Standpunkte, daß diese Arbeitskräfte herangezogen

werden können, aber wir können deshalb nicht zu¬

lassen, daß unter dem Titel: wir müssen auslän¬

dische Wanderarbeiter haben, ein solcher Mißbrauch

getrieben wird, wie es bisher der Fall war und

auch weiterhin sein wird.

Wenn diese Angelegenheit nur eine Sache der

Landarbeiter wäre, dann würde ich es ja verstehen;

da würde es eben zu ihrer berühmten Tradition

gehören, daß die Landarbeiter überall ausgeschlossen

werden müssen. Aber hier, wo es sich um eine

volkswirtschaftlich so eminent wichtige Sache handelt,

können wir diese ihre Stellungnahme absolut nicht

verstehen. Ich gebe den Herren von der Gegenseite

heute das heilige Versprechen, daß wir dafür sorgen

werden, daß die österreichischen Landarbeiter, die

Söhne der Kleinbauern, Pächter und Häusler draußen,

erfahren, wer die Schuld daran trägt, daß sie um

ihre Arbeitsstelle kommen und in Österreich in der

Landwirtschaft keine Beschäftigung finden. (Lebhafte

Zustimmung. — Zwischenrufe.)

Wir haben im Ausschuß für soziale Verwaltung

noch in letzter Minute versucht, die Herren von der

Mehrheit eines Besseren zu belehren. Wir haben

Abänderungsanträge gestellt, die Herren haben sie

aber abgelehnt. Wenn ich heute das hohe Haus

bitte, unsere Abänderungsanträge anzunehmen, so

tue ich das lediglich deshalb, weil ich mir bewußt

bin, daß, wenn die Landwirtschaft eine generelle

Ausnahme in dem Gesetze bekommt, wenn es den

Großgrundbesitzern und allen möglichen anderen

Menschen und Institutionen möglich ist, unter dem

Titel landwirtschaftliche Saison- oder Wanderarbeiter

eine beliebige Anzahl von Ausländern nach Öster¬

reich hereinzuziehen, das ganze Gesetz über den In-
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landsarbeiterschutz durch diese Bestimmung durch¬
brochen wird. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Präsident! Hohes Haus! Während der Rede

des Herrn Abg. Schneeberger hat mich der Herr

Abg. Dr. Bauer darauf aufmerksam gemacht, daß

ein von mir überhörter Zwischenruf des Herrn

Abg. Eisenhut gefallen ist, und zwar direkt gegen
die Person des Herrn Abg. Schneeberger. Dieser
Zwischenruf hat gelautet: Das ist eine Lüge!
(Eisenhut: Das ist ja richtig!) Herr Abg. Eisenhut!
In dem Worte Lüge liegt der Vorwurf einer ab¬

sichtlichen Unwahrheit. Ich kann natürlich einen

derartigen Borwurf keinesfalls zulassen. Ich weiß

nicht, ob dem Herrn Abg. Eisenhut diese Bedeutung
des Wortes . Lüge zum Bewußtsein gekommen ist,

und bitte ihn daher, dieses Wort zurückzunehmen,
da ich sonst den Ordnungsruf erteilen müßte. Ich

bitte, Herr Abg. Eisenhut!

Eisenhut: Herr Präsident! Er hat gesagt,
daß ... . *

Präsident: Es handelt sich nur um die Worte:

Lüge oder Unwahrheit.

Eisenhut: So sage ich halt: Es ist unwahr.
Präsident: Der Herr Abgeordnete meint Un¬

wahrheit und will damit nicht den Herrn Abg.
Schneeberger bezichtigen, daß er absichtlich die Un¬

wahrheit gesagt hat. Damit halte ich diesen Zwischen¬
fall für erledigt.

Pölzer: Hohes Haus! Es wurde sowohl im
Ausschuß als auch heute hier von meinem Freunde

Schneeberger festgestellt, daß wir nur der Not ge¬
horchend für dieses Gesetz stimnien werden. Es ist

ganz selbstverständlich, daß wir an dem Grundsatz
der Freizügigkeit festhalten, nur die außerordentliche
Notlage in unserer Industrie und Landwirtschaft
bewegt uns, für das Gesetz zu stimmen.

Während der Ausführungen meines Freundes

Schneeberger und auch schon im Ausschuß haben

die Christlichsozialen so getan, als würde es sich
darum handeln, die Lage der kleinen Bauern zu
verschlechtern, indem man es ihnen unmöglich macht
oder erschwert, Dienstboten aus den Grenzgebieten,

aus der Slowakei und Tschechoslowakei zu be¬

kommen. Ich stelle fest, daß es sich uns ausschließlich
um jene Wanderarbeiter handelt, die Lohndrücker

unserer österreichischen Arbeiterschaft in der Industrie

und noch viel ärger in der Landwirtschaft sind Ich
weiß nicht, ob der Herr Kollege Eisenhut sich die

Zustände bei Strakosch und Löw jemals näher an¬
gesehen hat. Wenn er sie kennt, dann würde es

mich wundern, daß er dafür eintritt, daß diese Zu¬
stände, wie sie vor 15 und 20 Jahren bestanden,

als es noch keinen Arbeiterschutz und keine Organi¬
sation gab, weiterbestehen. Wer von.uns in Hohenau
oder sonst aus Gütern war, wo Wanderarbeiter

verwendet werden, hat seine Wunder erlebt. Abge¬

sehen von der Entlohnung, die ja sicherlich viel

schlechter ist als die Entlohnung der nach dem

Kollektivvertrag gezahlten österreichischen Landarbeiter,

muß man einmal die Behausungen dieser Menschen
gesehen haben. Ich wundere mich, daß gerade die

kleinen Bauern, die deutschen Bauern das Weiter¬

bestehen dieser Zustände ermöglichen wollen, die ja

zweifellos eine sanitäre Gefahr für die ganze Um¬

gebung darstellen. Da sind nicht fünf und zehn

Menschen in einer Behausung zusammen, sondern

50 und 60 Menschen, und schlafen dort auf Stroh

und Holzpritschen Männer und Frauen, Burschen

und Mädeln durcheinander. Es wundert mich, daß

Sie sich da nicht sittlich entrüsten, Sie sind ja
immer so hoch entrüstet, wenn solche Dinge irgendwo

in der Stadt Vorkommen. Aber Sie haben sich
natürlich diese Logements, wie sie Strakosch bietet,

niemals angesehen. (Eisenhut: 0 ja!) Wenn Sie

)ie angesehen haben, dann können Sie doch bei

mir nicht sowie beim Schneeberger sagen ....

(Eisenhut: Sie haben ja teilweise recht, ich gebe

Ihnen nicht unrecht!) Dann wundert es Nlich um so

mehr, daß Sie dem Antrag Schneeberger nicht zu-
stinimen, der es Ihnen ja ermöglicht, Dienstleute

zu bekommen; dann ist es für jeden Unparteiischen

ganz unerklärlich, daß Sie den jüdischen Groß¬

grundbesitzern die Mauer machen, die die Land¬

arbeiter erbärmlich ausbeuten. (Lebhafter Beifall
und Händeklatschen.)

Aber für uns handelt es sich um noch mehr.

Ich könnte Ihnen Dutzende von Fällen erzählen,

daß die österreichischen Landarbeiter, die sich er¬

frechen, einer Organisation anzugehören, ihrer Fach¬

organisation oder unserer Parteiorganisation, syste¬
matisch auf die schwarze Liste gesetzt werden. (Hört!

Hört!) Das wird ihnen mir durch den Zuzug von

Wanderarbeitern ermöglicht, nur dadurch, daß sie

in der Lage sind, Arbeiter aus den Grenzgebieten

zu bekommen und die einheimischen Arbeiter zu
boykottieren, sie zum Hungern zu verurteilen, zur
Auswanderung zu zwingen. (Lebhafter Beifall und

Händeklatschen.) Ich habe jetzt einen traurigen stall

in Kammersdorf — 13 Kilometer von Hollabrunn —

bei einem Arbeiter erlebt, der durch sieben Jahre
nur drei Dienstplätze hatte, also sicherlich ein braver

Arbeiter ist. Der Mann erfrecht sich nun, auch eine
politische Meinung zu haben.

Präsident: (unterbrechend): Ich bitte derartige
starke^ Ausdrücke zu vermeiden.

Pölzer: Bitte entschuldigen Sie Herr Präsident,

der Arbeiter erfrecht sich, eine Meinung zu haben,
und das kann er doch,

Präsident: Herr Abgeordneter, man braucht
aber nicht das Wort „frech" zu gebrauchen.
(Z wische n rufe.)

Pölzer: Entschuldigen Sie, Herr Präsident —

alfo er erlaubt sich, ein Sozialdemokrat zu sein —

id) werde es so sagen (Heiterkeit) —. ,,„d eine
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Lokalorganisation dort unter seinen Kollegen zu

gründen. Die Lokalorganisation hat mit Sozialismus

im Anfang wirklich sehr wenig zu tun gehabt. Sie

hat Feste veranstaltet usw. Aber das hat vollständig

genügt, daß weder er noch seine Frau irgendeine

Möglichkeit hatten, auch nur einen Tag bei einem

Bauern zu arbeiten. (Hört! Hört!) Er mußte aus¬

wandern. Vorige Woche haben wir ihn hier im

Parlament gehabt, der Schneeberger kennt den Fall.

Man hat ihn total ruiniert, und zwar deswegen,

weil er sich erlaubt hat, mit seinen Kollegen eine

Lokalorganisation zu gründen.

Herr Kollege Eisenhut, ich habe, wie Sie wissen,

mit Ihnen gestern einen Fall besprochen, der noch

viel ärger ist. Ich habe Ihnen gestern erzählt, daß

wir in Neudorf den Lehrer Gritz haben, einen aus»

gezeichneten Schulmann, der von seinen Vorgesetzten

als erstklassiger Lehrer in bezug auf seine Qualität

geschildert wird. Der hat nichts anderes gemacht,

als daß er nach Laa gegangen ist und dort ein

bescheidenes Mitglied unserer Lokalorganisation

wurde. Da haben ihm die Genossen gesagt: was

sollen Sie von Neudorf nach Laa gehen? Gründen

Sie dort selbst eine Lokalorganisation. Er hat diese

Lokalorganisation gegründet, und was geschah? Ich

habe mit Ihnen einigemale geredet, Herr Kollege

Eisenhut, und habe gesagt: Machen Sie dieses

Verbrechen gut, das ist ein Verbrechen. Diese Grün¬

dung hat nämlich dem niederösterreichischen Landes¬

schulrat genügt, daß der Mann versetzt wurde und

daß er jetzt täglich — hören Sie nur — drei

Stunden in die Schule nach Moisbrunn gehen muß

(Hört! Hört!), drei Stunden hin und drei Stunden

zurück. Sie werden wahrscheinlich, Herr Kollege

Eisenhut, nichts dagegen haben, wenn ich Ihre

gestrigen Worte zitiere: Der Oberlehrer selbst hat

gesagt, daß der Mann, der täglich mittags nur

kaltes Geselchtes ißt, magenkrank werden und zu¬

grunde gehen muß. Er muß jeden Tag um fünf Uhr

früh aufstehen, damit er um acht Uhr in der Schule

ist; er braucht volle drei Stunden, weil er nicht

radfahren kann. Er ist also auf die schwarze Liste

gekommen. So machen Sie es mit einem Lehrer:

wie machen Sie es erst mit einem armen Land¬

arbeiter, der gar niemanden hinter sich hat? (Leb¬

hafte Zustimmung. — Zwischenrufe.)

Ihre Stellung, Herr Kollege Eisenhut — wir

kennen uns doch seit 1908, wo Sie im nieder¬

österreichischen Landtag ein sogenannter kleiner

Bauer waren —, wird umso unbegreiflicher, nach¬

dem man es Ihnen ermöglicht, Ihre Dienstboten

zu bekommen und sie daher nur Vorspanndienste

dem Strakosch, Löw u. Gen. leisten. (Zustimmung.)

Daraus geht hervor, was ich gesagt habe: Sie

benutzen die Wanderarbeiter nur, um die heimischen

Arbeiter kirre zu machen, um sie auszusperren und

zur Auswanderung zu zwingen, und dagegen wehren

wir uns. (Zustimmung.) Der Herr Kollege Eisenhut

wird nach mir zum Worte kommen. Aber ich werde

Ihnen noch andere Dinge erzählen, weil Sie den

Zwischenruf gemachthaben, daß Sic täglich 120.000K

zahlen. Schauen Sie, wie es in den Grenzgebieten

in der Industrie aussieht! (Eisenhut: Ja, In¬

dustrie!) Genau so schaut es mit den Landarbeitern

aus, ja noch ärger. Ich werde Ihnen auch Land-

arbciterlöhne sagen. Wo unsere Organisation nicht

in der Lage ist, die Menschen zu erfassen, in den

Dörfern draußen, dort werden sie ausgebeutet —

wenn ich es hier erzähle, so kann es ja niemand

glauben. Ich habe vor drei Wochen eine Ver¬

sammlung in Hadres bei Hangsdorf gehabt und

habe dort erfahren, daß ein Schmiedgehilfe, der

von fünf Uhr früh bis sieben, acht Uhr abends

ununterbrochen arbeitet, einen Wochenverdienst von

6 8 hat. (Hört! Hört!) Ein Tischlergehilfe hat

dort einen Wochenvcrdienst von 8 8. (Zwischen¬

rufe.) Natürlich erhält er die Kost und den be¬

rühmten Haustrunk dazu.

Das sind die Löhne der Industriearbeiter! Ebenso

verhält es sich bei den Landarbeitern. Ich könnte

Ihnen Dutzende von Landarbeitern Nominativ auf¬

zählen, die in der Woche nicht mehr als 120.000,

140.000 K verdienen. Sie haben wahrscheinlich

einen Saisonarbeiter im Auge, der in der Frühe um

3 Uhr hinausgeht und um 10 Uhr nachts nach

Hause kommt. Der verdient vielleicht 120.000 K

im Tage. Mit dem können Sie niemandem im¬

ponieren. Wir kennen die Verhältnisse draußen besser

als Sie denken, wir kommen in die Dörfer hinaus

und reden mit den Leuten. Sie kennen ja auch die

Verhältnisse, sie wollen sie aber nicht kennen, weil

Sie dem Strakosch Vorspanndicnste leisten wollen,

und sonst gar nichts. (Lebhafte Zustimmung.)

Auch die Industriearbeiter in den Grenzgebieten

befinden sich in einer schrecklichen Lage. Die tschechische

Regierung macht unseren Arbeitern nicht die geringste

Konzession, während die österreichischen Behörden

den tschechischen Arbeitern gegenüber, die zu Tausenden

im kleinen Grenzverkehr herübergehcn, sehr konziliant

sind, sie hier dulden und ihnen keine Erschwernisse

in ihrem Fortkommen machen. Das verstehen natürlich

unsere Arbeiter nicht. Ich kann es auch begreifen,

daß zum Beispiel die Laaer Arbeiter es nicht ver¬

stehen, daß in die Laaer Mühle Arbeiter von Höflein

herüberkommen. Die Tschechoslowakei läßt nicht einen

Menschen von uns hinüber und von dort kommen

10, 15 Leute herüber. Das ist ganz ungerechtfertigt.

Von Joslowitz, von Erdberg gehen sogar 50 bis

60 Leute herüber nach Pernhofen und drücken herüben

furchtbar die Löhne unserer Arbeiter. (Zwischenrufe.)

Das ist Ihnen angenehm, uns aber unangenehm.

(Eisenhut: Die gehen schon 100 Jahre herüber!)

Das ist richtig, wir mißgönnen es ihnen auch nicht,

wir wünschen ja die Freizügigkeit, wir wollen nicht
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haben, daß man uns einschachtelt, das ist gar nicht

in unseren Intentionen gelegen, das haben wir nie

verfochten und nie gewollt. Aber es ist für unsere

Wirtschaft unerträglich, daß wir liberal sind und die

Tschechoslowakei so ganz anders handelt.

Dabei ist noch folgendes zu beachten: Diese Leute

sind für die österreichischen Arbeiter die reinsten

Lohndrücker. Sie haben drüben kein Organisations¬

leben. Unsere Arbeiter, die nicht den kleinsten Besitz

haben, sind nur aus ihren Verdienst angewiesen. Das

ist eben unerträglich für unsere Leute. Nun, ich weiß

ja, das Gesetz ist auf diese Fälle schwer anzuwenden,

weil der Zustand schon jahrzehntelang währt, und

ich muß es da schon den Behörden, beziehungsweise

der neuen Kommission überlassen, wie sie diese Fälle

im Grenzgebiet, die nach Hunderten und Tausenden

gehen, behandeln werden. Es geht aber nicht an,

daß unsere Arbeiter arbeitslos werden und Arbeiter

aus der Tschechoslowakei — zugegeben, es sind

deutsche Arbeiter — hcrübergehen, ihnen Konkurrenz

machen und noch dazu die Löhne drücken. In vielen

Dörfern wäre es sicherlich möglich, einheimische

Arbeiter zu bekommen. Wenn jemand zum Beispiel

an einem Sonntag nach Auerstal geht, wird er nicht

glauben, daß er sich in einem Dorf befindet, das

20 Kilometer von Wien entfernt ist, sondern

er wird glauben, er ist in der Slowakei, und cs

wohnen im Auerstal nur Slowaken, ausschließlich

slowakische Dienstleute, obwohl ich überzeugt bin,

man würde dort auch andere Dienstleute bekommen;

aber weil die slowakischen Arbeiter billiger sind, weil

sie der Organisation nicht zugänglich, weil sie nicht

organisationsfähig sind, werden sie genommen, und

die dortigen Arbeiter bekomiuen keine Arbeit.

Meine Herren! Sie klagen über die Landflucht und

ich frage Sie: bleiben denn — ich will nicht per¬

sönlich werden — Eure eigenen Töchter zu Hause?

Eure eigenen Töchter gehen doch in die Stadt und

wollen sich ihre Lage verbessern, aber den Proletaricr-

mädchcn möchten Sie es verbieten, in die Stadt

zu gehen. (Eisenhut: Unsere eigenen Kinder gehen

leider auch in die Stadt, um es sich zu verbessern!)

Wenn Sie es den Kindern der Landarbeiter ver¬

bieten wollen, zur Industrie zu gehen oder ein

Handwerk zu erlernen, oder wenn Sie es den

Mädeln verwehren wollen, in Wien sich einen Dienst¬

posten zu suchen oder Verkäuferin irgendwo zu

werden, so müssen Sie erst bei den eigenen

Kindern anfangen, nicht aber bei den Kindern der

Proleten, die sich eine bessere Existenz schaffen wollen.

(Eisenhut: Niemand will und kann es ihnen ver¬

wehren!) Ich bin der Meinung, daß unsere Sanitäts¬

behörden alle Ursachen hätten, in den Unterkunsts¬

stätten dieser Großgrundbesitzer Nachschau zu halten.

(Eisenhut: Machen Sie Ordnung! Da liegt uns

gar nichts daran!) Es sind im hohen Hause wahr¬

scheinlich wenig Mitglieder, die in die Lage versetzt

worden wären, jemals in ein solches Gebiet zu

kommen, wo die Behausungen dieser Löws und

Strakoschs sind. Es sind dort menschenunwürdige

Zustände nach jeder Richtung hin. (Eisenhut; Gott

sei dank, gibt es außer dem Löw und Strakosch

auch noch andere!) Alle diese Leute, die Löws

und Strakoschs, alle Großgrundbesitzer, und mich

wundert es, daß Sie nicht aufschreien und fragen,

wo da das bißchen Kultur bleibt, das wir haben.

Mich wundert es, daß Sie es diesen landwinschaft-

lichen Plusmachern die Milliarden verdient haben,

ermöglichen, mit Mcnschenfleisch Handel zu treiben.

(Lebhaßer Beifall und Händeklatschen.) Es ist ja

der reinste Handel mit Menschenfleisch, den die

Herren unter Ihrer Duldung betreiben. Wenn Sie

uns in der Frage unterstützen würden, bin ich über¬

zeugt, daß es auch für Ihren Stand und Ihre Lage

ganz anders, viel besser wäre. Wenn Sie aber uns

hier bekämpfen, so glaubt man, cs ist nur in unserer

Phantasie, es ist alles unwahr. Wenn aber Sie als

Kleinbauer sagen würden, es ist wahr, und wenn

sie uns unterstützen würden, dann müßten solche

Zustände unmöglich sein, daß man in einem Kultur-

staatc duldet, das 50, 60, ja ich habe in Hohenau

festgestellt, daß 67 Menschen zusammen in einem

Raum gehaust haben. (Hört! Hört!) Das alles spielt

sich vor den Augen der Behörden und derjenigen

Menschen ab, die das dulden, und es eigentlich noch

protegieren, daß solche Zustände möglich sind. Nur

dagegen wehren wir uns.

Ich war der Meinung, daß diese Frage, nachdem

mein Freund Schneeberger im Ausschüsse es den

Kleinbauern ermöglichte, weiter ihre Dienstleute aus

dem Grenzgebiete zu beziehen, erledigt ist, und uns

dabei keine Gefahr mehr droht, daß wir uns weiter

diese Invasion bei den Großgrundbesitzern gefallen

lassen müssen, daß wir die Ausbeutung der öster¬

reichischen Arbeiter und die Lohndrückerei werden

beseitigen können. Wir waren der Meinung, daß

wir uns die einzelnen Fälle werden anschauen können,

wenn dieser generelle Beschluß gefaßt ist, daß man

nicht mehr wahllos die Menschen täglich herüber¬

nehmen und täglich wieder wegschicken kann, ein

Zustand, der für kein Arbeitsverhältnis erträglich

ist. Ich sage dasselbe, was mein Freund Schnee¬

berger gesagt hat: Wir werden Eure Stellungnahme,

die Stellungnahme der sogenannten Kleinbauern,

draußen bei den Kleinbauern charakterisieren, wir

werden dann sehen, ob die Leute sagen, daß Sie

oder ob wir im Rechte sind, die wir die Kleinbauern

schützen und nur die Großagrarier, die Wucher

treiben, mehr zum Zahlen heranziehen wollen, damit

die österreichischen Arbeiter nicht ausgebeutet werden.

Das Urteil überlasse ich den Leuten draußen auf

dem Lande. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Eisenhut: Hohes Haus! Ich will diese Frage

ruhig und mit Rücksicht auf die Zeitverhältnisse
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kurz besprechen. Ich brauche mich nicht aufzuregen,

obwohl ich und obwohl wir Bauernvertreter alle

beschuldigt worden sind, daß wir die Mauer machen,

daß mit Menschenfleisch gehandelt wird, und was

da sonst für Aussprüche gefallen sind. Das trifft

uns nicht, weil es vollkommen unrichtig ist. Tat¬

sache ist, daß die Landflucht, die schon vor' dem

Kriege bestanden hat, in der Nachkriegszeit wohl

etwas nachgelassen hat, jetzt aber wieder so in

Erscheinung tritt, daß man speziell bei uns im

Viertel unter dem Manhartsberg, aber auch in der

ganzen Umgebung von Wien fast überall keine

Dienstboten niehr bekommt. Die Herren sagen immer,

sie kennen die Verhältnisse. Gehen Sie in meine

Gemeinde. Bei uns treffen Sie Bäuerinnen, die

30 Joch Grund, ein bis zwei Kinder, zehn bis

zwölf Rinder haben, aber keinen weiblichen Dienst¬

boten bekommen können. Die Dienstboten gehen

nicht etwa weg, weil sie zu schlecht bezahlt sind,

Sie kennen ja die Verhältnisse so gut, daß sie

wissen, daß zu mindest bei uns die Leute sehr gut

gehalten, sehr gut gezahlt sind, daß dies also nicht

die Ursache sein kann. Aber die Mädeln bilden sich

eben ein, es geht ihnen in der Stadt besser. Ich

bin ja überzeugt, daß es ihnen nicht besser geht, aber

sie glauben es. Ich kann Ihnen Aussprüche von

Müttern anführen, die gesagt haben: ich gebe mein

Mädel keinem Bauern und wenn es in Wien ver¬

hungern muß. Nicht weil sie zu schlecht bezahlt

sind, sondern weil sie meinen, da können sie schön

angezogen sein und haben weniger Arbeit. So ist

es bei den weiblichen Dienstboten und bei weitem

noch ärger ist es bei den männlichen. Der Bor¬

wurf, daß auch unsere Kinder in die Stadt gehen,

ist richtig; ich leugne es nicht. Aber was beweist

dieser Vorwurf? Er beweist, daß sie sich einbilden,

daß es ihnen dort beffer geht. Wenn sie nun wirk¬

lich von den Fleischtöpfen Ägyptens Weggehen und

dorthin gehen, wo es Ihnen so schlecht geht, so

muß eines nicht wahr sein: entweder geht es der

Bevölkerung am Lande nicht so gut oder es geht

der Bevölkerung in Wien nicht so schlecht, wie

das behauptet wird. Ich will hierüber nicht urteilen,

will auch nicht entscheiden, wo es ihnen besser

geht. Aber das will ich feststellen, daß die Kinder

kleiner Leute nicht in die Stadt gehen, weil sie sich

nicht organisieren dürfen, sondern daß auch Kinder

der Bauern nach Wien gehen, weil sie dort weniger

arbeiten und beffer leben können. Und wenn Sie

die Bauerndörfer besuchen, finden Sie, daß diese

von Arbeitskräften entblößt, und sind wir infolge¬

dessen — und waren es immer — angewiesen auf

das Nachbarland. Dies ist nicht nur in den Grenz¬

gebieten, wie die Herren meinen, der Fall,

sondern bei der gesamten Landwirtschaft, ob

groß oder klein. Der Umfang dieser Grenzgebiete

ist ja heute schon festgclegt, das sind 15 Kilometer,

daher nur ein schmaler Streifen. . . . (Dr. Bauer:

Es ist im Ausschüsse ausdrücklich festgestellt

worden, die Regierung soll durch Verordnung die

politischen Bezirke bezeichnen, die Grenzbezirke

sein sollen!) Ich gebe zu, daß die Grenze, die

da gezogen werden soll, nicht im Sinne jener

Grenzgebiete gedacht ist. Wir haben aber außerdem

auch wie schon erwähnt in anderen Gebieten

Mangel an Dienstboten, weil sie gerade in der

Nähe von Wien und anderer Städte noch mehr

Weggehen. Wir sind fest überzeugt und wir haben

es ja aus der Praxis erfahren, daß fast überall,

wo größere Städte existieren, die Dienstboten die

bäuerliche Arbeit scheuen. Es ist ja auch begreiflich,

weil sie ja von zeitlich früh, von 3, 4 Uhr bis spät

abends arbeiten müssen. Man wird uns sagen, wir

sollen halt kürzere Zeit arbeiten; dann würden wir

eben noch mehr Leute brauchen und dann würde

die Produktion noch teuerer. Das wäre bezüglich

der Dienstboten zu sagen.

Was nun die Saisonarbeiter betrifft, so ist es

ebenfalls unrichtig, daß wir nur für Strakosch, Löw

und was da für Herren genannt werden, eintreten,

sondern wir tun es im Jntereffe der Landwirtschaft.

Nicht nur die Großgrundbesitzer beschäftigen

Saisonarbeiter, es muß ja den Herren bekannt sein,

daß auch die Bauern zum Beispiel im Marchfcld

Saisonarbeiter haben müssen. Seien wir froh, daß

die Bauern ebenfalls Zuckerrüben anbauen, so daß

wir heute schon in der Lage sind, 42 Prozent des

Jnlandzuckerbedarfes zu decken. Dazu sind unbedingt

Saisonarbeiter notwendig. Diese Arbeiten können

von den inländischen Arbeiten nicht gemacht werden,

weil dies eine Qualitätsarbeit ist. Der Ausspruch

des Herrn Kollegen Schneeberger, den ich ja schon

im Ausschuß widerlegt habe und den er hier

wieder gebraucht hat, ist unrichtig. Nicht deshalb

verlassen die Arbeiter ihre Arbeitsstätte, weil

Saisonarbeiter herangezogen werden, sondern weil

diese zur Judustrie gehen. Und darum werden

Saisonarbeiter und ausländische Arbeiter als Ersatz

hereingezogen. Was unsere Dienstboten anbelangt,

so sinv das ja durchaus deutsche Leute, bekanntlich

aus Südmähren, keine Slowaken. Eine Gefahr der

Slowakisieruug besteht auch bei den Saisonarbeitern

nicht, weil die Leute hier nicht seßhaft werden. Es

ist mir fast gar kein Fall bekannt, daß ein Saison¬

arbeiter hier geblieben wäre. Es kommt vor —

ich gestehe das zu —, daß bei den Großgrund-

besitzern flowakische und auch andere Arbeiter ein¬

gestellt sind und infolgedessen eine gewisse Gefahr

besteht. Das will ich gar nicht ableugnen, aber so

groß ist die Gefahr nicht und durch Saisonarbeiter

ist sie absolut nicht möglich, weil diese nicht hier

bleiben. Wenn uns dann gesagt wird, daß

Strakosch — es liegt ja das Gut ganz an der

Grenze und ist daher möglich, ich kenne den Betrieb
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vom Strakosch nicht — lauter ausländische Arbeiter

heranzieht, so ist das möglich, weil diese Ver¬

hältnisse eben noch von früher her bestehen. Es liegt

ja dieser Besitz bekanntlich ganz an der Grenze und

da sind eben die Leute schon früher herüberge¬

kommen. Genau so ist es in Laa und Bernhofen,

wovon der Herr Kollege Pölzer gesprochen hat. Die

Leute sind da herübergekommen, solange die Fabrik

in Bernhosen und die Mühle in Laa besteht, weil

das ebenso nahe an der Grenze liegt. Es ist das

ein wirtschaftlicher Ausgleich, die Leute kommen zur

Arbeit über die Grenze, dafür liefern sie auch

wieder ihre Produkte herüber. (Zwischenrufe.) Wir

setzen uns ja ganz ruhig auseinander, ich bin gar

nicht aufgeregt. Ich befinde mich ja auf einer Linie

mit Ihnen. Dieses Gesetz wird die Leute nicht

mehr hereinlassen. Es handelt sich ja hier um

Industriearbeiter, die nach Bernhofen in die Fabrik

und nach Laa zur Mühle kommen. Es sind das

Industriearbeiter, die nach diesem Gesetz ansuchen

müssen. Die Bewilligung werden sie ja wahrschein¬

lich nicht bekommen. Dagegen haben wir ja gar nichts.

Wir Bauern stehen auf dem Standpunkte — ich

habe das auch schon im Ausschuß erklärt —, daß

wir für dieses Gesetz sind, weil wir hoffen, daß

auf diese Weise doch bie Arbeitslosigkeit etwas

schwindet. Aber für die Landwirtschaft wollen wir

deshalb eine Ausnahme haben, weil wir schon genug

die Schikanen gefühlt haben. In den Grenzgebieten

sind ja 10 Prozent der Dienstboten und Arbeiter

aus der Tschechoslowakei. Für die haben wir jetzt

um Aufenthaltsbewilligung ansuchen müssen. Wo

nun deren 80 oder 100 sind, muß für jeden das

Formular mit den Generalien ausgefüllt, für jeden

einzelnen 3 8 bezahlt werden, jemand muß nach

Wien fahren, um die Sache zu beschleunigen. Dagegen

sind wir, weil das nicht notwendig ist. Ich bin

überzeugt — was ich auch im Ausschuß gesagt

habe —, daß, wenn auch diese Ausnahme nicht

wäre, uns die Leute doch bewilligt werden müßten,

weil wir sie brauchen, und wenn es nicht geschähe,

die Landwirtschaft zugrunde gehen müßte. Aber wir

wollen die Schikanen weg haben. Den Industrie¬

arbeitern oder auch den Arbeitslosen wird dadurch

kein Schaden zugcfügt, weil die Leute ja bei der

Landwirtschaft beschäftigt werden und, wenn sie

arbeitslos werden, bekanntlich keine Unterstützung

bekommen. Die Herren haben nun die Befürchtung,

daß sie dann zur Industrie gehen und dadurch das

Heer der Arbeitslosen vermehren könnten. Das

trifft nicht zu. Denn wenn ein ausländischer Arbeiter

zur Industrie oder überhaupt in einen Betrieb wollte,

so müßte ja der betreffende Arbeitgeber ansuchen.

Da sind wir nun ganz dafür, daß er abgewiesen

wird. Also sogar aus egoistischen Gründen, nicht

nur aus Gründen der Wirtschaft, mußten wir dafür

sein, weil dann die Leute wieder zu uns kommen,

wenn sie in der Industrie nicht ausgenommen werden.

Sie sehen, daß wir doch ohnehin auf einer Linie

sind. Ich möchte schon angesichts dieser aufreizenden

Reden, die da gehalten worden sind — wir wißen

ja, daß das einen politischen Zweck hat —, darum

bitten, daß die Sache ernst behandelt wird und

nicht in der Weise, als ob wir nur eine Juden-

schntztruppe wären oder die Dienstboten ausbeuten

wollten. (Zwischenrufe.) Nein. Wir zahlen bei uns

den Dienstboten valorisiert mehr als das Doppelte

dessen, was im Frieden in unserer Gegend gezahlt

worden ist.

Dann möchte ich noch gegenüber dem Herrn

Abg. Schneeberger bezüglich der Organisation folgen¬

des Beispiel anführen. Im Bezirk Oberhollabrunn

sind die Dienstboten schon ziemlich organisiert, ein

größerer Teil sozialdemokratisch, ein gewisser Teil

christlich, und ich kann bestimmt sagen, daß bei uns

im Bezirk Mistelbach Organisationen nur bei Groß¬

grundbesitzern bestehen, fast dnrchgehends sozial¬

demokratische Organisationen, aber bei den kleinen

Wirtschaften bestehen keine Organisationen. Wir

zahlen aber auch ohne Organisation höhere Löhne,

weil wir selbst einsehen, daß wir das zahlen müssen.

Darum ist der Vorwurf, der uns gemacht wird,

daß wir damit Lohn drücken wollen, unberechtigt.

Das fällt uns gar nicht ein. Ich erkläre noch

einnial, daß wir aus dem Grunde den Antrag ge¬

stellt und die Landwirtschaft frei haben wollen, weil,

wenn wir die ausländischen Dienstboten und Saison¬

arbeiter nicht bekommen, nicht nur der Großgrund¬

besitzer, sondern auch der Bauer und die ganze

Landwirtschaft zugrunde gehen müssen, denn unsere

eigenen Leute bleiben uns nicht. Ich habe schon

gesagt, wir wollen sie nicht aufhalten, wir sind für

die Freizügigkeit, wir wollen ihnen ihr Glück nicht

nehmen, wenn sie glauben, es geht ihnen in der

Stadt besser. Ich möchte nur noch einmal darauf

aufmerksam machen, daß der Vorwurf, den man

uns Bauernvertretern gemacht hat, daß wir den

jüdischen Pächtern und Besitzern die Mauer machen,

daß wir mit Menschenfleisch handeln, unrichtig ist.

Wir tun das nur im Interesse der Produktion,

denn wenn die Landwirtschaft Arbeitskräfte hat,

dann wird sie mehr produzieren können. Unsere

Leute gehen in die Stadt, zur Industrie und wir

müssen einen Ersatz haben. Infolgedessen haben wir

das verlangt. Gehen sie zur Industrie, dann weisen

Sie sie aus und das Gesetz wird seine guten

Wirkungen haben. (Lebhafter Beifall.)

Dersch: Hohes Haus! Ich habe mich nur zum

Worte gemeldet, weil ich tatsächlich berichtigen muß,

daß der Lehrer Fritz aus Neudorf nicht versetzt

wurde, weil er eine Lokalorganisation gegründet hat,

sondern weil er in der Gemeinde solche Uneinig¬

keiten geschaffen hat (Gelächter), daß er immer beim

Bezirksgericht gewesen ist, und zwar deshalb, weil
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er die Schulkinder immer mit Ausdrücken wie „Dicke

Plunzen", „G'selchter Häring", „G'scherter Gimpel"

Usw. beschimpft hat. (Hölzl: War deswegen eine

Disziplinaruntersuchung?) Ja, es war eine Dis-

ziplinaruntersuchung, Sie können sich darüber er¬

kundigen. Aus dem Grunde ist beim Landesschulrat

der Antrag gestellt worden, daß er versetzt werde.

Das habe ich tatsächlich richtigstellen wollen. Wenn

Sie das nicht glauben wollen, ich bitte, cs liegen

Protokolle vor.

Dr. Bauer: Hohes Haus! Es bedauert es

niemand mehr als wir, daß wir gezwungen sind,

diese Debatte zu führen. Niemand wäre froher als

wir, wenn wir kein solches Gesetz brauchen würden

und jedem Ausländer die Arbeitsmöglichkeit in

Österreich freistellen könnten, unter der Voraussetzung,

daß gleichzeitig auch der österreichische Arbeiter

überall im Auslande beschäftigt wird. Was sich in

Europa jetzt vollzieht, ist eine ungeheure Verschie¬

bung der Industrie. Wir sehen, wie dank den neuen

Zollgebieten neue Industrien entstehen und alte ver¬

fallen. Diese Verschiebung der Industrien setzt auch

eine Verschiebung in allen Arbeitskräften voraus.

Nie hätte Europa die Freizügigkeit dringender

gebraucht als jetzt, damit den Bewegungen der

Industrie auch die Arbeiterverschiebnngen folgen.

Gerade jetzt aber haben nahezu alle Staaten Europas vor

uns die Freizügigkeit aufgehoben. Das ist es, was

uns zwingt, dieses Gesetz zu machen, was uns

gezwungen hat, auf einem solchen Gesetz zu bestehen.

Wir sehen einen Arbeitsmarkt, der ohnehin infolge

der wirtschaftlichen Katastrophe, die Österreich ge¬

troffen hat, entsetzlich überlastet ist, und wir sehen

auf der anderen Seite, daß man unseren Arbeitern

überall den Eintritt sperrt, während unsere Grenze

den ausländischen Arbeitern bisher frei war. Eine

so einseitige Freizügigkeit kann ein so überlasteter

Arbeitsmarkt nicht ertragen. Das ist der Grund,

warum wir für diese Zeit der außerordentlichen

Not auch außerordentliche Notstandsmaßnahmen

treffen müssen, obwohl wir — ich wiederhole es —

gar keinen dringenderen Wunsch hätten, als den,

daß die Verhältnisse möglichst bald so würden, daß

wir die gegenseitige Freizügigkeit mit den anderen

Staaten wiederherstellen könnten. (Zustimmung.)

Aber wenn mir schon gezwungen sind, ein solches

Gesetz zu machen, dann, meine Herren, muß man

das Gesetz allgemein machen. Dann darf man nicht

eine große und wichtige Schicht von Arbeitern von

dem Schutze, den dieses Gesetz der Arbeiterschaft

bieten soll, einfach ausnehmen. Das war die alte

fluchwürdige Politik der Feudalherren, die in den

achtziger Jahren Arbeiterschutzgesetze für die In¬

dustrie gemacht und ihre Arbeiter davon immer

ausgenommen haben. Das hat sich an der öster¬

reichischen Landwirtschaft bitter gerächt. Wenn Sie

heute darüber klagen, daß das Landvolk und die

Söhne der Bauern selbst nach den Städten drängen

und die Landwirtschaft verlassen, wenn unzweifelhaft

die Landflucht, die größte von allen Gefahren für

die heimische Landwirtschaft ist, so verdanken Sie

es dieser Politik, bei jeder Schutzmaßnahme, die für

die Arbeiter getroffen wird, die Landarbeiter aus¬

zunehmen. (Lebhafte Zustimmung.) Obwohl Sie

diese Erfahrung schon haben, wiederholen Sie diesen

verhängnisvollen Fehler auch diesmal.

Ich möchte zunächst feststellen, worum der Streit

geht. Denn es ist hier meines Erachtens noch nicht

hinreichend festgcstellt worden. Wir sind völlig einer

Meinung darüber, daß die Landwirtschaft in gewissen

Gebieten und zu bestimmten Arbeiten zeitweilig der

Wanderarbeiter nicht entbehren kann. Und wenn der

Herr Abg. Eisenhut mit Recht ans den Rübenbau

hingewiesen hat, so weiß er sehr genau, daß auch

wir sehr großen Wert darauf legen, die Entwicklung

des heimischen Rübenbaues und der heimischen

Zuckerindustrie zu ermöglichen, und daß wir gewiß

nicht dem heimischen Rübenbau Arbeitskräfte ent¬

ziehen wollen, ohne die er nicht sein kann. Niemand

von uns tritt also dafür ein, daß ausnahmslos die

Einwanderung ausländischer Einwanderer verboten

wird — es wird auch nicht die Einwanderung aus¬

ländischer Industriearbeiter ausnahmslos verboten —

sondern die Frage ist nur: Soll das an eine Be¬

willigung geknüpft sein oder soll der landwirtschaft¬

liche Arbeitgeber ohne jede behördliche Kontrolle

Ausländer anstellen können?

Und hier muß ich zunächst auf eine Tatsache auf¬

merksam machen, von der nach meinem Eindruck

einem sgroßen Teile dieses Hauses nichts bekannt

ist — dem Herrn Abg. Eisenhut schon, der weiß

das sehr genau —, aber den anderen Herren. Die

scheinen zu glauben, es handle sich hier um etwas

Neues, und was da geschehe, sei nur, daß man den

landwirtschaftlichen Arbeitern eineni neuen Schutz

nicht gibt. Das ist ein Irrtum. Es handelt sich

darum, daß durch die Fassung, die Sie dem Gesetze

geben wollen, den landwirtschaftlichen Arbeitern ein

Schutz, den sie schon haben, genommen werden soll.

(Lebhafte Zustimmung.) Denn wenn wir auch bisher

kein Jnländer-Arbeiterschutzgesetz gehabt haben, so

hat doch schon jetzt das Wanderungsamt praktisch

die Einwanderung der ausländischen Arbeiter be¬

schränkt, ohne die Grundlage eines solchen Gesetzes.

Wenn wir nun dieses Gesetz schaffen, so wird die

Wirkung für die Industrie sein, daß wir die Praxis

des Wanderungsamtes legalisieren und etwas erweitern,

während die Wirkung für die Landwirtschaft darin

bestehen wird, daß der Schutz, der dem Arbeits¬

markte heute gegeben ist, jetzt wegfallen wird und

die Leute schutzloser sein werden als bisher. (Zu¬

stimmung.) Das ist das Bedenkliche an der Sache.

Die Herren sagen: Ja, aber bitte die Scherereien

und die Kosten! Was die Kosten, diese berühinten
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300.000 K anbelangt, so können Sie mit uns

darüber reden. Wir halten keine Gebühr für not¬

wendig; darauf besteht nur die Regierung, nicht

wir, wobei auch die Regierung nicht auf 300.000 K,

sondern auf viel geringeren Beträgen besteht. Aber,

meine Herren, das Entscheidende ist folgendes: Ich

gebe zu, es wäre vielleicht schwer, von einem Klein¬

bauern zu verlangen, daß er sich, wenn er einen

Dienstboten aufnimmt, immer an die Kommission

bei der Landesregierung wenden soll. Das ist

Schreiberei und Schererei, und wir wissen, daß das

dem Landvolk etwas schwer fällt. Aber, meine

Herren, wir sind bereit, hier die bäuerlichen Dienst¬

boten ohne weiteres auszunehmen und haben Ihnen

das durch einen Antrag gezeigt. Der Streit geht

nicht um die bäuerlichen Dienstboten, der Streit

geht um die Arbeiter des landwirtschaftlichen Groß¬

besitzes, und da können Sie doch nicht sagen, daß

das für den Großbetrieb eine großartige Sache ist,

daß er eine Kommission bei der Landesregierung

fragen muß, wenn er ausländische Arbeiter auf¬

nehmen will. Das, was Sie den Industriellen zu¬

muten, was Sie den kleinen Gewerbetreibenden in

den Städten zumuten, können Sie doch diesen

Großgrundbesitzern zumnten! Wenn Sie sagen, daß

auch die Bauern Wanderarbeiter beschäftigen, so

muß ich zunächst feststellen, daß das an sich in einem

geringen Maße der Fall ist. Das ist eine lokale

Erscheinung in dem Gebiete, das der Herr Abg.

Eisenhut vertritt, und in einigen wenigen

anderen Grenzgebieten. Im allgemeinen ist die

Beschäftigung der Wanderarbeiter natürlich im

Großbetrieb viel mehr verbreitet. Aber da muß ich

schon sagen: wer Wanderarbeiter zu beschäftigen

gezwungen ist, dem wollen wir das durchaus nicht

generell verwehren, aber daß er eine Kommission

bei der Landesregierung soll fragen müssen, genau

so wie jeder Gewerbetreibende, der einen auslän¬

dischen Arbeiter aufnimmt, das ist doch nichts,

worüber Sie sich beschweren könnten, lind zu diesen

Kommissionen könnten Sie Vertrauen haben; die

Herren Landeshauptleute würden schon dafür sorgen,

daß dort wirklichen Bedürfnissen der Landwirtschaft

auch wirklich entsprochen wird.

Aber auf der andern Seite müssen Sic doch die

Gefahr sehen. Ich habe mich vor allem zum Worte

gemeldet, um den Herren ein paar Worte über

diese Gefahr zu sagen, weil, wie mir scheint, der

Herr Abg. Eisenhut diese Gefahr doch außer¬

ordentlich unterschätzt. Es ist ja vor allem nicht

wahr, daß diese fremden Arbeiter, die da herein¬

kommen, nur für die Ernte- oder Anbauzcit kommen

und dann wieder in die Heimat gehen. Ich habe

mir heute und schon vor der Beratung dieses

Gesetzes eine Reihe von Berichten zeigen lassen, aus

denen hervorgeht, daß die ganze Tendenz beim

Großbetrieb gerade im Viertel unter dem Manharts¬

berg dahin geht, diese ausländischen Arbeiter immer

mehr auch für ganzjährige Arbeiten zu beschäftigen.

Ich glaube, auch der Herr Abg. Eisenhnt wird solche

Fälle kennen, wo zum Beispiel der ganze Fahrdienst

in die Hände dieser Slowaken übergeht, wo immer

mehr Arbeiten, auch schon Arbeiten im Stall, an

diese fremden Arbeiter übergehen und für den

heimischen Arbeiter kein Platz bleibt. Der Herr

Abg. Eisenhut meint, die heimischen Arbeiter werden

nicht verdrängt. Wir haben doch Erfahrung in

diesen Dingen. Erinnern sich die Herren, was sich

im ganzen Osten Preußens unter dem Einfluß der

Sachscngängerei abgespielt hat? Was war dort?

Die polnischen Arbeiter haben dort ganz dieselbe

Rolle gespielt wie die slowakischen Arbeiter bei uns.

Sie kamen zuerst nur als Wanderarbeiter. Immer

häufiger wurden sie dann zu Arbeiten herangezogen,

die das ganze Jahr dauern, wurden dort immer

seßhafter und man hat es erfahren: sobald die Zahl

dieser slawischen Arbeiter etwas größer war, hat es

der deutsche Arbeiter dort einfach nicht mehr aus¬

gehalten und ist abgewandert. Die Folge war, daß

ganze Bezirke slawisiert wurden. Meine Herren, das

hat die europäische Landkarte entschieden, denn diese

Bezirke gehören heute zu Polen. Diese Erfahrungen

muß man kennen, um zu wissen, daß das, was sich

da im Nordosten von Niederösterreich zu vollziehen

beginnt, eine ganz ernste Gefahr ist. Was wir

wollen, ist ja nicht, daß man dem Bauer, nicht

einmal daß man den Herren Strakosch, Löw und

Konsorten verbietet, Wanderarbeiter zu beschäftigen,

sondern nur, daß man eine Kontrollmöglichkeit

darüber hat, daß das nicht zur planmäßigen Ver¬

drängung der einheimischen Arbeiter führt. Und

gerade zur Zeit einer solchen Arbeitslosigkeit müßten

die Herren das doch verstehen. Es ist doch eine

ganz unmögliche Sache! Was geschieht denn mit

den landwirtschaftlichen Arbeitern, die dort durch

die Fremden verdrängt werden? Natürlich gehen sie

in die Städte und bieten sich hier als Hilfsarbeiter

an, finden eventuell Arbeit, die anderen werden

arbeitslos und man muß ihnen dann die Arbeits¬

losenunterstützung zahlen. Sie können sich doch nicht

darüber täuschen, daß der Arbeitsniarkt eine Einheit

ist und daß, wenn Sie dort Leute hineinpumpen,

an anderer Stelle eben dadurch Leute arbeitslos

werden. Meine Herren, der Herr Abg. Eisenhut hat

gesagt: Ja, der sozialdemokratische Antrag, der die

Dienstboten ausnehmen wollte, bezog sich nur auf

die Grenzgebiete und deswegen war er unannehmbar.

Bitte, cs steht Ihnen ja frei, einen Antrag zu

stellen, daß überhaupt die bäuerlichen Dienstboten

auszunehmen sind. Das wäre noch immer hundertmal

annehmbarer als das, was Sie hier machen wollen.

Es ist natürlich etwas anderes, wenn ein Bauer

einen oder zwei fremde Arbeiter beschäftigt, als

wenn ein Großgrundbesitzer ganze Bezirke mit
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fremden Arbeitskräften durchsetzt, um dadurch die

Löhne zu drücken. Ich meine also, meine Herren,

stellen Sie den Anirag! Bäuerliche Dienstboten —

bitte, darüber läßt sich reden; aber nehmen Sie die

übrigen landwirtschaftlichen Arbeiter aus! Sie werden

dann halt bezüglich Ihrer Wanderarbeiter zu den

Kommissionen gehen müssen. Nun, das wird sich ja

dann der Herr Abg. Eisenhut mit dem Landes¬

hauptmann Buresch schon richten, wenn Sie wirklich

Arbeiter brauchen. Aber man wird doch eine Kon¬

trolle haben, während Sie hier eine schon bestehende,

zum Schutze der Arbeiter notwendige Kontrolle

durch dieses Gesetz demolieren. Das, meine Herren,

ist doch die Gefahr, und deswegen kann ich nur

noch einmal eindringlich davor warnen, daß Sie

das machen. Ich habe schon gesagt: das Gesetz, das

Sie da machen, ist ein Gesetz erstens für den Lohn¬

druck des Großgrundbesitzes in diesem ganzen Gebiete

und zweitens für die Slowakisierung eines Teiles

von Niederösterreich.

Meine Herren! Ich muß aber auch noch aus

eine andere Sache aufmerksam machen, deren Massen¬

bedeutung ja gewiß nicht so groß ist wie bei dieser

Frage, die aber meines Erachtens eine gewisse

moralische Bedeutung für Österreich hat, und das

ist die Frage unseres Antrages, meine Herren, der

leider im Ausschuß abgelehnt worden ist, des An¬

trages, daß das Bundeskanzleramt ermächtigt werden

soll, auf Antrag einer Berufsorganisation einem

ausländischen Arbeiter, den wir aus Menschlichkeits¬

gründen hier lassen wollen — zum Beispiel, weil

er das Asylrecht als politischer Flüchtling hier

genießt —, durch eine Legitimation, die man ihm

in die Hand gibt, die Arbeitsuche, die sonst für ihn

fast unmöglich sein wird, zu erleichtern. Meine

Herren! Ich habe mich über die Art gewundert,

wie das im Ausschüsse behandelt worden ist. Zu¬

nächst haben die Herren offenbar gemeint, es handle

sich da um gewisse ungarische oder russische oder

südslawische Flüchtlinge. Ich stelle fest, daß es sich

um die gar nicht handelt — die Ungarn sind seit

dem Jahre 1919 da, das Gesetz findet also auf

sie keine Anwendung —, sondern daß es sich uni

Flüchtlinge handelt, die jetzt erst hereinkommen;

und Sie wissen, meine Herren, wer jetzt herein¬

kommt, das sind nicht Ungarn und nicht Jugoslawen,

sondern das sind zumeist Deutsche, vor allem

Deutsche aus Südtirol, die dort von den Faszisten

vertrieben werden, und auch Deutsche aus anderen

deutschen Gebieten, die unter Fremdherrschaft geraten

sind. Meine Herren, stellen Sie sich nun die Lage

so eines Ausländers vor! Ich wiederhole: zahlen¬

mäßig bedeutet das gar nichts, denn es handelt

sich vielleicht im ganzen um ein paar hundert Leute.

Stellen Sie sich, meine Herren, einen solchen Mann

vor: er darf nach diesem Gesetz hier arbeiten, die

Arbeit ist ihm nicht verboten, denn das meint ja

das Gesetz, daß man aus Gründen der Menschlich¬

keit einem solchen vertriebenen Deutschen dann die

Arbeit hier erlaubt; meine Herren, Sie werden ihm

nun zwar die Erlaubnis geben, hier zu arbeiten,

aber er wird praktisch keine Arbeit finden. Warum?

Weil ja nicht er um die Erlaubnis ansuchen darf,

hier zu arbeiten, sondern erst ein Unternehmer, der

ihn anstellen will, und kein Unternehmer sich die

Scherereien machen wird, jemanden aufzunehmen,

um den er erst lange Gesuche machen muß, wenn

er gleichwertige Arbeitskräfte in großer Zahl finden

kann, die auch Ausländer sein können, aber Aus¬

länder, die schon seit dem Jahr 1923 hier sind

und bei denen er daher kein Gesuch einreichen muß.

Das ist nun eine wirkliche Härte diesen Leuten

gegenüber. Ich bin überzeugt, meine Herren, daß

diese Leute keine Arbeit finden werden. Und wir

haben nun ein Mittel gesucht, um in solchen berück-

sichtigenswerten Fällen den Leuten die Arbeitsuche

in Österreich zu ermöglichen, ohne daß der Arbeit¬

geber dadurch in irgendwie fühlbarer Weise be¬

lastet werden kann und ohne daß dem Bundes¬

kanzleramte eine administrative Arbeit, die es nicht

zu leisten vermöchte, zugemutet wird. Und da sind

wir auf den Einfall gekommen, das Antragsrecht

für solche Fälle nicht dem einzelnen, der hier

arbeiten will, sondern der Berufsorganisation zuzu-

gcstehen. Was würde das bedeuten? Keine Gewerk¬

schaft wird eine große Zahl solcher Gesuche über¬

reichen — denn niemand hat natürlich ein stärkeres

Interesse, daß der Arbeitsmarkt nicht belastet wird,

als die Gewerkschaft —, sondern man würde solche

Gesuche nur in jenen Fällen überreichen, wo man

eben meint, daß es wirklich eine moralische Pflicht

ist, für einen solchen Mann zu sorgen. Sie würden

im Bundeskänzleramte dann noch immer die volle

Freiheit haben, selbst zu überprüfen, ob das wirklich

der Fall ist, und dem Ansuchen nur dann stattzu¬

geben, wenn das der Fall ist. Kein Mensch kann

behaupten, daß das irgend jemandem schaden könnte.

Ich kann nur annehmen, daß die Herren das ab¬

gelehnt haben, weil sie sich die Sache nicht durch¬

dacht haben. Ich möchte Sie sehr bitten, diese

Sache, bei der es sich nicht um etwas Materielles

und Soziales dreht — das liegt bei dem früheren

Fall vor —, sondern um etwas Moralisches handelt,

durchzudenken. Es war mir eine große Genugtuung,

daß zwei Vertreter der großdeutschen Partei, die

Herren Ertl und Klimann im Ausschüsse mit uns

für diesen Antrag gestimmt haben. Ich gebe mich

daher der Hoffnung hin, daß die Großdcutschen wie

immer fest bei ihrer Ansicht bleiben und auch heute

mit uns für diesen Antrag stimmen werden, von

dem, meine Herren — darüber dürfen Sie sich

nicht täuschen —, gerade das Schicksal sehr vieler

deutscher Arbeiter abhängt, die ihres Deutschtums

wegen vertrieben und vergewaltigt worden sind.
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Das ist eine Frage, der ich, wie gesagt, keine große

materielle, aber eine moralische Bedeutung beimesse.

Was aber die erste Frage anbelangt, so möchte

ich an die Herren von der christlichsozialen Partei

eindringlich appellieren: Entschließen Sie sich doch,

das zu tun, was die elementarste Notwendigkeit

wäre. Stellen Sie den Antrag, die bäuerlichen

Dienstboten überhaupt aufzunehmen, wenn Ihnen

diese Ausnahme für die Grenzgebiete nicht genügt,

aber lassen Sie den Großgrundbesitz doch weiter der

Kontrolle, daß er uns nicht ganze Bezirke sozial

und national zugrunde richtet. Das, meine Herren,

könnte man von Ihnen verlangen. Wenn Sie für

jeden solchen Appell unempfänglich sind, dann, meine

Herren, bedauere auch ich, sagen zu müssen, daß

wieder einmal, wie so oft in der Geschichte die

Vertreter der Bauernschaft unklug genug gewesen

sind, die Geschäfte des Großgrundbesitzes zu besorgen.

(Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Berichterstatter Spalowsky: Hohes Haus! In

der Debatte ist, was ich hervorheben will, vom

Herrn Abg. Dr. Bauer die Stellungnahme seiner

Partei zu der Vorlage und zu den Anträgen des

Ausschusses in einer Weise präzisiert worden, die

durchaus mit der Stellungnahme des ganzen Hauses

übereinstimmt. Es ist uns zweifellos keine besondere

Freude, ein solches Gesetz zu schaffen, aber es sind

die ungeheuerlichen Verhältnisse, die uns dazu

zwingen, hier unerbittlich zu bleiben und dafür zu

sorgen, daß wir nicht in noch größere Schwierig¬

keiten gedrängt werden. Das allein ist es, was auch

uns dazu veranlaßt hat, uns mit dieser Frage zu

beschäftigen, und diese Erkenntnis ist es, die schon

längst, seit Jahren, in nahezu allen Kreisen der

Öffentlichkeit aufgedämmert ist und auch in der

Arbeiterschaft trotz dem Bekenntnisse zu dem Grund¬

satz der Freizügigkeit doch das Bewußtsein hcrvor-

gerufen hat: Wir können uns dieser wachsenden

Not nur erwehren, wenn wir Vorkehrungen treffen,

daß wir nicht von fremden Arbeitskräften überflutet

werden.

Den größten Raum in den Ausführungen haben

die Erörterungen über die Zulassung der landwirt¬

schaftlichen Arbeiter eingenommen. Ich habe dazu

nicht viel zu sagen. Wir haben uns ja im Unter¬

ausschuß und auch im Ausschuffe mit dieser Frage

sehr eingehend beschäftigt, und es sind neue Gesichts¬

punkte auch hier in der Debatte nicht mehr ins

Treffen geführt worden.

Was die vom Herrn Abg. Dr. Bauer zuletzt

angeschnittene Frage der Einräumung des Rechtes

für die Berufsorganisationen, daß diese auch die

Ausenthaltsbewilligungen für die einzelnen Arbeiter

erwerben können, anbelangt, so waren hier die

gegensätzlichen Meinungen leider Gottes nicht zu

überbrücken. Es war insbesondere die Befürchtung

vorhanden, daß dadurch unerwünschte Elemente in

das Land kommen könnten und daß damit auch

die Förderung anderer wichtiger Belange in Ver¬

bindung gebracht werden könnte.

Ich bitte daher das hohe Haus, die von mir

vertretenen Anträge anzunehmen.

Es wird zur Abstimmung geschritten. Bei der

Abstimmung werden die §§ 1 bis einschließlich 14,

Alinea 1, unter Ablehnung des Minoritätsantrages 1

(Dr. Bauer u. Gen.) zu § 7 nach den Anträgen des

Ausschusses angenommen.

Alinea 2 des 8 14 (Berfassungsbestimmung)

wird nach dein Anträge des Ausschusses mit der

gemäß § 55 der Geschäftsordnung erforderlichen

qualifizierten Mehrheit angenommen.

8 15 wird mit Hinweglasiung des Punktes b

nach dem Ausschußantrage angenommen.

Der Mindcrheitsantrag 2 (Dr. Bauer u. Gen.)

zu 8 15, Punkt b, wird abgelehnt.

8 15, Punkt b, wird bei über Antrag Sever

durchgeführtcr namentlicher Abstimmung mit 70

gegen 63 Stimmen in der Fassung des Ausschusses

angenommen.

Mit „Ja" stimmten: Aigner, Angerer, Bauer

Franz, Binder, Birbaumer, Brinnich, Buchinger,

Burgstaller, Clessin, Dersch, Dostal, Drexel, Eisenhut,

Ertl Franz, Fink, Födermayr, Gangl, Geisler,

Gimpl, Größbauer, Haueis, Heinl, Heuberger, Höchtl,

Hofer Franz, Hofer Hans, Hollersbacher, Illmer,

Irsa, Jerzabek, Kienböck, Kollmann, Kroboth,

Kunschak, Lampl, Lieschnegg, Luttenberger, Maier

Anton, Markschläger, Mataja, Mayr Otto, Niedrist,

Odehnal, Oetzelt, Parier, Partik, Pirchegger, Ramek,

Scharfegger, Schein, Schmitz, Schoepfer, Schönbauer,

Schönsteiner, Schürff, Seipel, Spalowsky, Steinegger,

Streeruwitz, Unterberger, Vaugoin, Volker, Waber,

Waiß, Wancura, Weidenhoffer, Wieninger, Wiesmaier,

Wollek, Zehetgruber.

Mit „Nein" stimmten: Abram, Allina, Austerlitz,

Bauer Alois, Bauer Otto, Baumgärtel, Boschek,

Bretschneider, Danneberg, Deutsch, Domes, Duda,

Ebner, Eisler, Eldersch, Ellenbogen, Falle, Forstner,

Freundlich, Glöckel, Gröger, Hareter, Hartmann,

Herrmann, Hölzl, Hohenberg, Hueber, Lenz, Leuthner,

Mayrhofer, Muchitsch, Müller, Pick, Pölzer, Prost,

Rauscha, Renner, Richter, Rieger, Sailer, Sassik,

Scheibein, Schiegl, Schneeberger, Schneidmadl, Schulz,

Seidel, Seitz, Sever, Smitka, Stika, Strunz,

Tomschik, Tuller, Tusch, Volkert, Weiser, Widholz,

Witternigg, Witzany, Zelenka, Zwanzger, Zwenk.

In fortgesetzter Abstimmung wird der Minderheits¬

antrag 3 (Schneeberger u. Gen.) auf Einschaltung

eines neuen Absatzes 2 in 8 15 ab gelehnt.

8 16 wird unter Ablehnung des Minderheits¬

antrages 4 (Dr. Bauer u. Gen.) nach dem Antrag

des Ausschusses angenommen.
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Die §§ 17 bis 19 sowie Titel und Eingang des

Gesetzes werden nach den Anträgen des Ausschusses

angenommen.

Damit ist die 2. Lesung beendet. „

Das Gesetz (Bundesgesetz über die zeitweilige

Beschränkung der Beschäftigung ausländischer Arbeiter

und Angestellter sJnlandsarbeiterschutzgesetzs — $8.486)

wird hierauf mit der gemäß § 55 der Geschäfts¬

ordnung erforderlichen qualifizierten Mehrheit in

3) Lesung angenommen.

Die vom Ausschüsse vorgeschlagene Entschließung

wird angenommen.

Der nächste Gegenstand der T. O. ist die Fort¬

setzung der Spezialdebatte über den Bundes¬

voranschlag und das Bundesfinanzgesetz (B. 444).

Es wird zunächst zur Abstimmung über den

6. Abschnitt geschritten.

Die Kapitel 20, 21, 22, 23 und 24 werden nach

den Anträgen des Ausschusses angenommen.

Die zu Kapitel 24 vom Ausschüsse vorgeschlagcnen

drei Entschließungen werden angenommen.

Kapitel 29 wird in der unveränderten Fassung

der Regierungsvorlage angenommen.

Kapitel 28, Titel 1, wird unter Ablehnung des

Minderheitsantrages Zelenka u. Gen. (Abänderung

der Anlage IV, Seite 198) in der unveränderten

Fassung der Regierungsvorlage angenommen.

Kapitel 28, Titel 2 und 3, werden in. der unver¬

änderten Fassung der Regierungsvorlage ange¬

nommen.

Die vom Ausschüsse zu Titel 3, beantragten zwei

Entschließungen werden angenommen.

Die Entschließung Zelenka u. Gen. (Minderheits¬

bericht 1) wird in einfacher Abstimmung, die Ent¬

schließung Sever u. Gen. (Minderheitsbericht 2)

wird bei über Antrag Sever dnrchgeführter nament¬

licher Abstimnumg mit 70 gegen 60 Stimmen ab¬

gelehnt.

Mit „Ja" stimmten: Abram, Allina, Bauer

Alois, Bauer Otto, Baumgärtel, Boschek, Bret-

schneider, Danneberg, Deutsch, Domes, Duda, Ebner,

Eldersch, Ellenbogen, Falle, Forstner, Freundlich,

Glöckel, Gröger, Hareter, Hartmann, Herrmann,

Hölzl, Hohenberg, Hueber, Lenz, Leuthner, Mayr¬

hofer, Muchitsch, Müller, Pick, Pölzer, Prost,

Rauscha, Renner, Richter, Rieger, Sailer, Scheibein,

Schiegl, Schneeberger, Schneidmadl, Schulz, Seidel,

Seitz, Sever, Smitka, Stika, Strunz, Tomschik,

Tuller, Tusch, Volkert, Weiser, Widholz, Witternig,

Witzany, Zelenka, Zwanzger, Zwenk.

Mit „Nein" stimmten: Aigner, Angerer, Bauer-

Franz, Binder, Birbaumer, Brinnich, Buchinger,

Burgstaller, Clessin, Dersch, Dostal, Drexel, Eisenhut,

Ertl Franz, Fink, Födermayr, Gangl, Geister,

Gimpl, Größbauer, Haueis, Heigl, Heinl, Heuberger,

Höchtl, Hofer Franz, Hofer Hans, Hollersbacher,

Illmer, Irsa, Jerzabek, Kienböck, Kollmann, Kroboth,

Kunschak, Lampl, Lieschnegg, Luttenberger, Maier

Anton, Markschläger, Mataja, Mayr Otto, Niedrist,

Odehnal, Oelzelt, Parrer, Partik, Pirchegger, Ramek,

Scharfegger, Schein, Schmitz, Schoepfer, Schönbauer,

Schönsteiner, Schürff, Seipel, Spalowsky, Steinegger,

Streeruwitz, Unterberger, Vaugoin, Volker, Waber,

Waiß, Wancura, Weidenhoffer, Wieninger, Wollek

Zehetgruber.

Kapitel 28, Titel 4 und 5, werden in der unver¬

änderten Fassung der Regierungsvorlage ange¬

nommen.

Es wird in die Spezialdebatte über den 7. Ab¬

schnitt, XIII, Kapitel 25 „Heereswesen", XVI,

Kapitel 27 „Monopole", Titel 4 „Pulver und

Sprengstoffe" eingegangen.

Spezialberichterstatter Dr. Jerzabek: Hohes

Haus! Der Bundesvoranschlag für das Jahr 1926

weist im Kapitel 25 „Heereswesen" gegenüber dem

Vorjahre nur geringfügige Änderungen auf, wie

denn auch der diesjährige Stand unseres Bundes¬

heeres nicht erheblich, von dem des vergangenen

Jahres abwcicht. Zur Begründung der Notwendig¬

keit der für den Heeresauswand in das Budget

eingestellten Beträge werde ich wohl nicht viele Worte

zu verlieren brauchen, und ich beschränke rnich daher

auf die Bitte, der hohe Nationalrat möge der

Budgetpost Kapitel 25 „Heereswesen" des Bundes¬

voranschlages für 1926, die im Ausschüsse unver¬

ändert angenommen worden ist, im Sinne des

Ausschußantrages die verfassungsrechtliche Genehmi¬

gung erteilen.

Spezialberichterstatter Wancura: Hohes Haus!

Bezüglich des Kapitels 27, Titel 4 „Pulver und

Sprengstoffe", wäre folgendes zu bemerken: Der

systemisierte Stand des Monopols und der Stand

jener Personen der Heeresverwaltung, deren Personal¬

bezüge dem Monopol angelastet werden, beträgt

13 pragmatisierte Bundesbeamte, 39 Vertrags¬

angestellte und 81 Arbeiter. Es ergibt sich gegen¬

über dem Jahre 1923 eine Verminderung um

7 pragmatisierte Bundesbeamte, 12 Vertragsange¬

stellte und 101 Arbeiter. Was den Verschleiß an¬

belangt, so gibt es derzeit 650 Verschleißer,

hievon 10 Großvcrschleißer. Das Bundesministerium

ist im Begriffe, zur Erleichterung des Bezuges von

Pulver Maßnahmen zu treffen, die sich sowohl ans

den Transport als auch auf die Einhaltung eines

einheitlichen Verschleißprcises erstrecken. Der Finanz-

und Budgetausschuß nahm den gegenständlichen

Titel an und stellt sohin den Antrag (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„Dem Kapitel 27, Titel 4 „Pulver und Spreng¬

stoffe", des Bundesvoranschlages für das Jahr 1926,

in der unveränderten Fassung der Regierungs¬

vorlage, wird die verfassungsmäßige Zustimmung

erteilt."

297
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Dr. Deutsch: Hohes Haus! Die Beratungen

über das Kapitel Heereswesen im österreichischen

Parlament ergeben immer ein ganz eigenartiges

Bild. Hier haben sich nämlich die Rollen, die

ansonsten in der Welt herrschen, vollständig ver¬

teilt. Wenn in anderen Parlamenten über das

Kapitel Hcereswesen gesprochen wird, ist es so, daß

die Mehrheitsparteien sich mit Eifer und mit

Wärme für das Heer cinsetzen, während die Oppo¬

sition sich gegen die Heeresmacht kehrt. Bei uns

zulandc ist es gerade umgekehrt: bei uns ist es

so, daß, während die Opposition mit Eifer und mit

Leidenschaft für die Erhaltung und den Ausbau der

Wehrmacht eintritt, die bürgerlichen Mehrheits¬

parteien dieses Hauses eine gewisse Kälte und

Gleichgültigkeit, ja oft sogar eine gewisse Feind¬

seligkeit gegenüber der Wehrmacht kaum verbergen

können.

Man sucht immer nach Gründen, wieso cs denn

komme, daß es bei uns zulande anders ist, als es

sonst üblich ist. Ich glaube, der Gründe sind'

mehrere. Es ist gewiß einer der Gründe der, daß

die bürgerlichen Parteien aus Ärger darüber, daß

der Großteil der Wehrniänner nicht zu ihrer Welt¬

anschauung steht, ihre Mißgunst kaum verbergen

können. Aber darüber hinaus scheint mir auch

einer der Gründe der zu sein, daß unsere Wehr¬

macht, die nach der Verfassung den Schutz der Re¬

publik zu besorgen hat, auf der Mehrheitsseite

dieses Hauses nicht beliebt ist, weil man eben dort

auch die Republik nicht liebt. Die Gleichgültigkeit

gegenüber der Republik zeigt sich dann auch in der

Gleichgültigkeit gegenüber der Wehrmacht, und das

ist wohl meines Erachtens der tiefste Grund dafür,

warum für die Wehrmacht in diesem Hause, soweit

die Mehrheitsparteien in Betracht kommen, so

wenig Interesse vorhanden ist. Es ist, wie ich

schon sagte, nicht nur kein Interesse vorhanden,

sondern vielfach schlägt die Stimmung bei der

Mehrheit dieses Hauses sogar in eine Feind¬

seligkeit um.

Wir Sozialdemokraten verfechten also die In¬

teressen der Wehrmacht. Wir nehnien uns der

Wehrmacht immer wieder an und versuchen, das

Gewissen des Hauses und auch das Gewissen des

Volkes wachzurufen. Wir versuchen immer wieder

darzulegen, daß bei all unserer friedlichen Ge¬

sinnung es doch notwendig ist, die Wehrmacht

wenigstens auf dem Stande zu halten, den uns der

Friedensvcrtrag von Saint-Germain vorschreibt.

Eben weil wir so sehr für die Förderung der

Wehrmacht sind und weil wir sorgfältig darauf

bedacht sind, dieses bescheidene und schwache In¬

strument der Verteidigung, das uns der Friedens-

Vertrag von Saint-Germain gegeben hat, wirklich

auf dem Stande zu halten, den uns der Friedens¬

vertrag zubilligt, deshalb setzen wir mit unserer

scharfen Kritik ein und wollen, daß das Heercs-

miuisterium so geführt werde, daß es seiner Auf¬

gabe wirklich entsprechen könne.

Nun müssen wir auch bei dieser Budgetdebatte

konstatieren, daß die Arbeiten des Heeresministeriums

keineswegs so geleitet sind, daß sic uns zufriedcn-

stcllen könnten. Im Gegenteil, wir müssen neuerdings

darauf Hinweisen, daß auch in diesem Jahre die

Wehrmacht unter der Führung des Herrn Ministers

Vaugoin nicht besser, sondern qualitativ schlechter

geworden ist. Wir müssen immer wieder darauf

verweisen, daß alle Notwendigkeiten des Heereswesens

unerfüllt geblieben sind, daß alle unsere Kritik, die

wir daran geübt haben, nicht genutzt hat, daß im

Gegenteil der Stand heute schlechter ist als vor

einem Jahre. Die Wehrmacht ist nach wie vor in

einem schlechten Zustande, sie leidet an zu geringen

Ständen, sie hat keine genügende Ausrüstung, sie

leidet auch darunter, daß der Dienstbctricb so ge¬

staltet ist, daß unsere junge Wehrmacht nicht

imstande ist, ihren Zweck zu erfüllen. Dazu kommt,

daß der Geist, der im Heereswesen herrscht, ganz

danach angetan ist, die letzte Dicnstfreudigkcit der

Soldaten zu ertöten. Es ist so, daß nicht einmal

für die primitivsten Erfordernisse des Hecreswcsens

vorgekehrt ist, und weil eben für gar nichts vor¬

gekehrt ist, müssen sich vielfach die Wehrniänner

selbst helfen.

Ich habe, nachdem im Finanzausschüsse der Herr

Miuister Vaugoin wiederum versichert hat, wie sehr

er sich bemüht, alle Vorkehrungen zu treffen, daß

die materiellen Bedürfnisse der Wehrmänner erfüllt

werden, inzwischen eine kleine Umfrage gehalten, ich

habe versucht, festzustelleu, ob den» wirklich das

Heeresministerium wenigstens für die Bedürfnisse der

Mannschaft vorkehrt, soweit sie gesetzlich festgelegt

sind, und habe erfahren, daß in vieler Beziehung

das Heeresministerium selbst da versagt und dadurch

die Soldaten gezwungen sind, aus eigenen, das zu

tun, was das Heeresministerium nicht gewillt ist zu

tun oder wozu es aus budgetären Gründen nicht

in der Lage ist. Es ergeben sich da ganz eigenartige

Zustände. Da die bürgerlichen Parteien dieses Hauses

kein Interesse für die Wehrmacht zeigen, weil die

Mehrheit dieses Hauses die Wehrmacht nicht aus¬

bauen will, weil das Finanzministerimu bei jeder

Ausgestaltung Schwierigkeiten macht, ist es nunmehr

so, daß die Wehrmacht in einen Zustand geraten

ist, daß die Wehrmänner selbst, die mehr Interesse

für die Wehrniacht haben als das Ministerium,

selbst Vorsorge treffen müssen, damit wenigstens die

Kasernen instand gesetzt werden und andere Dienst¬

erfordernisse nicht Zurückbleiben.

Ich möchte aus dem reichen Material, das mir

zur Verfügung gestellt worden ist, nur einiges

herausgreifen, um zu zeigen, wie es in Wirklichkeit

in der Wehrmacht ausschaut. Es wurde zum Beispiel
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bei der 3. Kompagnie des Alpenjägcrrcgimentcs

Nr. 9 in Tirol für das Jnstandhalten und Herrichten

der Kaserne, und zwar für das Anweißen der

Zimmer und Gänge non jedem Mann monatlich

60 g cingehoben, und es wurde das gleich bei der

Löhnung abgezogen, das heißt, die Mannschaft der

Kompagnie sorgt selbst für die Instandhaltung der

Kaserne, nachdem cs der Staat nicht macht. Dasselbe

geschieht bei der 2. Kompagnie des Alpenjäger¬

regimentes Nr. 10, bei der 5. Kompagnie des

Alpenjägerrcgimentes Nr. 10 und bei der Maschinen¬

gewehrkompagnie 2 des Alpenjägerregimcntcs Nr. 10.

Die Beitrüge, die cingehoben werden, schwanken

zwischen 60 und 70 g pro Monat. In Straß hat

sich herausgestellt, daß der Fußboden nicht mehr in

Ordnung ist und auch nicht mehr mit den Kräften

der Heeresverwaltung in Ordnung gehalten werden

kann. Infolgedessen hat die Mannschaft den Fuß¬

boden selber mit Stauböl eingelassen, und der ent¬

sprechende Betrag ist bei der Löhnung abgezogen

wurden. Beim 2. Bataillon des Alpenjägerregimentes

Nr. 9 wie bei der Brigade-Artillerieabteilung Nr. 5

und bei der Schwadron 5 sind die Mittel für die

Herrichtung und Einrichtung eines Spciseraumes

von der Mannschaft bezahlt worden, und zwar wurde

da vom Alpenjägerregimcnt Nr. 9, 2. Bataillon,

3000 8 von der Mannschaft aufgebracht. Ebenso

war es- bei der Maschinengewehrkompagnic 2 des

10. Regimentes. Auch dort ist der Speiseraum von

den Mannschaften bezahlt worden, jedem Mann

wurden bei der Löhnung 3 8 abgezogen. Das

2. Bataillon des Alpenjägerregimentes Nr. 10 kam

von Obersteier nach Graz. Nun brauchten die Leute

eine Küche, die Heeresverwaltung hat sie ihnen aber

nicht zur Verfügung gestellt. Die Mannschaft mußte

sich selber eine Küche einrichten lassen und hat die

Küche sich selber bezahlt. (Dr. Bauer: Es ist ein

Wunder, daß sie sich die Geschütze nicht selbst

bezahlen müssen!) Auch das kommt vor, ich werde

darauf zu sprechen kommen, daß die Heeres¬

verwaltung selbst für die eigenen Erfordernisse des

Heeres die Mannschaft sorgen und sie durch dieselbe

bezahlen läßt, weil die Mannschaft niehr Interesse

für die Aufrechterhaltung des Heeres hat als das

Ministerium selbst. Fast in allen Kasernen ist es so,

daß die Mannschaft für Beheizung, Beleuchtung und

Reinigung der Zimmer aufkommen muß, weil selbst

dies das Heeresministeriunl nicht mehr besorgt.

Köstlich ist aber, daß cs vorkommt, daß die Mann¬

schaft die Känzleimaterialicn aus eigenem bezahlt,

damit die Kanzleien in Ordnung sind. So kam es

zum Beispiel vor, daß beim Alpcnjägcrrcgiment

Nr. 9, bei der Brigade-Artillerieabteilung Nr. 5

und beim Bataillon 3 des Alpenjägerrcgimentes

Nr. 9 der Mannschaft monatlich Beträge dafür

abgezogen wurden, daß die Kanzleierfordernisse

gedeckt werden können. Diese Beträge schwanken

zwischen 10 und 50 g monatlich. Eine köstliche

Einrichtung besteht beim Alpenjägerregimcnt Nr. 10;

dort zahlt jeder Mann dafür, daß er einen Erlaubnis¬

schein bekommt, 10 g, damit der Erlaubnisschein

bezahlt werden kann, den der Mann erhält. Natürlich

macht der Staat dabei ein Geschäft, denn der

Schein kostet ja keine 10 g; auf diese Weise hebt

er auch einen Betrag für die Erlaubnis ein.

(Zwischenruf des Dr. Bauer.) Offenbar ist es so

genieint.

Es kommt aber auch vor, daß sogar bei mili¬

tärischen Übungen die Mannschaft Beiträge leisten muß,

und zwar war beim AlpenjägcrregimentNr. 9 eine Nacht¬

übung auf den Schöckl ungesagt. Bei dieser Übung ist es,

wie immer bei militärischen Übungen, vorgckommen, daß

ein geringer Flurschade entstanden ist. Die Feld-

besitzcr haben eine Flnrschadenentschädigung verlangt.

Die Heeresverwaltung erklärte, sie zahlt das nicht,

den Schaden haben die Soldaten gemacht, die Soldaten

sollen ihn bezahlen, worauf jedem Mann zu diesem

Zweck 20 g abgezogen wurden, weil bei der Übung

ein Flurschade angerichtet wurde. Ein anderer Fall.

Im vorigen Jahre hat das Bataillon 3 des Alpenjäger-

rcgimentcs Nr. 9 eine größere Übung nach Eibis-

wald gemacht, und da die Heeresverwaltung außer¬

stande war, für diese Übung aufzukommen, haben

sie die Leuch selber bezahlt und sich die Beiträge

vom Lohne abziehen lassen. Daß die Mannschaft

bei Festlichkeiten herangezogcn wird, ist klar. Jede

Fahnenweihe müssen sich die Leute selber bezahlen,

alle Gedenkfeiertage, die Herr Vaugoin zur Pflege

der Tradition der Mannschaft aufhalst, müssen sie

sich selbst bezahlen. Herr Vaugoin schwärmt

für die Tradition, die Mannschaft muß es aber be¬

zahlen. Interessant ist aber, daß, während die

Mannschaft sonst alles bezahlen muß, es auch vor-

gekommen ist, daß die Heeresverwaltung einmal

etwas hergegeben hat, aber für einen bestimmten

Zweck, der offenbar dem Herrn Minister wohlgefällig

war. So wurden beim Alpenjägerregiment 9 und 10,

bei denen monatlich so viele Abzüge gemacht wurden,

ini Kasernenhof für jedes Regiment eine Gedenkeiche

aufgestellt und diese zwei Eichen kosten 400 8.

Diesen Betrag hat die Heeresverwaltung gezahlt.

Die Mannschaft zahlt das Reinigen der Gänge, die

militärischen Übungen, meist auch Beiträge zu

Gedenkfeiertagen und sogar die Kosten des Beft-

schießens, aber wenn Gedenkeichen ausgestellt werden,

ist das Ministerium großmütig und stellt den beiden

Regimentern 400 8 zur Verfügung. In

anderen Dingen ist allerdings die Heeresverwaltung

nicht so generös. In Straß ist man auf die Idee

gekommen, zur Pflege der Tradition Bilder aus der

Kricgszeit und von Heerführern der alten Armee

in den Gängen aufzuhängen; man hat die Bilder

der Mannschaft zur Verfügung gestellt, aber die

Einrahmung und die Verglasung mußte sich die
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Mannschaft selber bezahlen. Die entsprechenden Be¬

träge wurden vom Lohne abgezogen.

Sie werden vielleicht sagen, daß das alles nur

Vorfälle aus Steiermark sind, ich habe aber leider

so viel Material, um Ihnen zeigen zu können, daß das

überall der Fall ist. In Hamburg wurde zum Beispiel

für die Ausgestaltung der Jägerkaserne von der

Mannschaft Geld eingehoben. Auch dort wurden

militärische Bilder gekauft, die sich die Mannschaft

selber bezahlte. Ja dort kam es auch vor, daß sich

die Mannschaft die Gewehrrechen, in denen die Ge¬

wehre ausgestellt werden, selber bezahlen mußte,

auch das Streichen der Eisenbetten, die angestrichen

worden sind. Das Anstreichen der Eisengestellc mit

Eisenlack hat einen gewissen Betrag erfordert und

da mußte jeder Jungmann 10.000 X dazu zahlen.

Ferner mußten die Jungmänner die Zimmertafeln,

die Kopftafeln, die Kastentafeln machen lassen, kurz

und gut, sie werden zu allen: herangezogen. Da ist

folgendes passiert: Die Mannschaft muß auch dafür

aufkvmmcn, was in der Kaserne an elektrischem

Strom verbraucht wird. Nun war es so, daß an

den Zähler auch die Ofsizierswohnnngcn daran-

gchangen sind. Da hat also die Mannschaft auch den

Strom für die Offizicrswohnungen bezahlen müssen.

Da hat es einen großen Krach gegeben, man hat

schließlich die Offizierswohnungcn abgeschaltet und dann

war die Rechnung nur ein Zehntel von dem, was

die Mannschaft hat früher bezahlen müssen, so daß

also die Mannschaft lange Zeit auch den Strom

für die Offizierswohnnngen hat bezahlen müssen.

für. Bauer: Das ist doch hoffentlich der

Mannschaft zurückgezahlt worden?) Das ist nicht

zurückgezahlt worden, sondern die Mannschaft war

froh, daß es überhaupt abgestellt worden ist.

In Eisenstadt hat die Mannschaft selbst die Fuß¬

böden mit Stanböl einlassen müssen, ebenso hat sie

für die Ausgestaltung der Wohnräume und für die

Beheizung einen Betrag entrichten müssen. In

Braunau muß die Mannschaft für das Bcstschießen

pro Mann und Jahr 20.000 K zahlen, für die

Kasernenreinignng aber muß jeder Mann pro Monat

16.000 K bezahlen. Das konimt natürlich einem

Mann sehr schwer an, wenn er jeden Monat

16.000 K bezahlen muß. (Zwischenrufe.) Außer¬

dem muß jeder Mann für das Bestschießen jeden

Monat 4000 K schon im vorhinein abliefern, damit

die obligaten militärischen Übungen, zu denen auch

das Bestschießen gehört, stattfinden können. Bezüglich

des Bestschießens ist es üblich, daß die Mannschaft

schon das ganze Jahr bezahlen muß, damit es dann

stattfinden kann. In Villach hat die Mannschaft am

28. September eine Bataillonsübnng nach Thörl-

Maglern gemacht. Da die Mannschaft nicht den

ganzen Weg zu Fuß hat zurücklegen können, ist

schließlich die Reise mit der Bahn gemacht worden.

Aber die Mannschaft mußte sich die Bahnfahrt zu

dieser Fcldübung selbst bezahlen. So war es auch

bei einer Übung auf die Görlitzenalni. Auch da

mußte die Mannschaft die Bahnfahrt selbst bezahlen.

Man hat der Mannschaft einfach gesagt, wenn Ihr

die Fahrtauslagen nicht bezahlt, müßt Ihr

marschieren. Die Mannschaft hätte vielleicht dutzende

Kilometer neben der Bahn, die dort fährt,

marschieren müssen. Unter diesem Drucke hat die

Mannschaft die Fahrtspesen bezahlt. Bei solchen

Gelegenheiten kommt es zu ganz merkwürdigen

Dingen. Das ist aber nicht nur in Kärnten passiert,

sondern es passiert auch in Wien. Da fand vor

kurzem eine Übung nach Klosterneuburg statt. Diese

Übung hat Hauptmann Györgey, der bekannte Wehr¬

bundmann, kommandiert. Schließlich hat er erklärt,

die Mannschaft könne nach Hanse fahren, wenn sie

es sich selbst bezahlt. Die Mannschaft hat znm Teil

kein Geld gehabt, da hat der Hauptmann Györgey

seinen Leuten das Geld vorgestreckt, damit sie nach

Hause fahren konnten; aber den zwei Milirärver-

bündlcrn, die darunter waren und die das Geld

auch nicht hatten, hat der Hauptmann kein Geld

gegeben, die mußten nach Hanse gehen, die andern

konnten fahren.

Das hört sich an, wie in einer Operette, die

Zustände find aber auch schon so, daß man von

einer ernsten Wehrmacht nicht mehr reden kann, die

Zustände sind eben schon operettenhaft geworden.

Wenn ich soviele Beispiele vorbringe, so geschieht

das deshalb, um zu zeigen, daß es sich da nicht

um einzelne Fälle handelt, sondern daß cs überall

so ist, daß es der Herr Minister Vaugoin dahin

gebracht hat, ans dieser Wehrmacht, die sehr gute

Ansätze gehabt hat, etwas operettenhaftes zu

machen. Sie werden sagen, daß das mißdeutet

werden kann, wenn man solche Dinge offen vor¬

trägt, aber man muß sie offen vortragen, weil der

Herr Minister Vaugoin mit Absicht die Öffentlich¬

keit täuscht. Er läßt Mannschaften, die ausgesucht

werden, bei Gedenkfeiern und Fronleichnams¬

prozessionen ausrücken und täuscht dadurch vor, daß

wir eine Wehrmacht haben, und das ist eine Ge¬

fahr; denn es ist eine Gefahr, wenn man vortäuscht, es

sei eine Wehrmacht da, während in Wirklichkeit nur noch

einige Leute da find, die zu festlichen Anlässen

ausmarschieren können. Sonst aber ist nichts mehr da,

für jede ernste Aktion ist diese Wehrmacht un¬

tauglich geworden.

Es kommt auch in Wiener Kasernen vor, daß

Abzüge für die Kasernenreinigungen gemacht werden.

Von Wien ist mir noch folgendes Köstliche gemeldet

worden: Am 12. November hätte eine Fahnenweihe

beim Infanterieregiment Nr. 2 sein sollen. Nun

hat das Rcgimentskommando haben wollen, daß die

Mannschaft bei dieser Fahnenweihe, die dann ab¬

gesagt worden ist, recht schön ausschaue, und man

hat daher der Mannschaft nahegelegt, sie möge
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sich den Zweier, der auf der Kappe ist, selber

kaufen, damit es recht schön ausschaut. Die Mann¬

schaft hat sich natürlich zuerst dagegen gewehrt,

schließlich hat sich aber doch der größte Teil einer

Kompagnie für diesen Zweier einen Betrag abzichen

lassen, damit sie schöner aussehen. Also selbst Gegen¬

stände der militärischen Ausrüstung und solche

Kleinigkeiten, wie die Regimentsnummer ans der

Achselklappe, muß sich die Mannschaft selber be¬

zahlen.

In Stockcrau mnß die Mannschaft ebenfalls für

die Instandhaltung der Unterkunstsräume bezahlen,

und zwar wird ihr monatlich für einen Zimmer-

fonds ein Betrag von 10.000 K abgezogen. Eben¬

so müssen die Wehrmänner dort für Brennmaterial

monatlich 10.000 X zahlen, wobei man mit Vor¬

liebe die Jungmannen heranzieht; ebenso müssen sic

bezahlen für Traditionsfeiern 20.000 X, für das

Radrennen niußten sic 6000 K, für das Best¬

schießen 5000 K, für das kommende Garnisonssport¬

fest 1000 K, für die Ausschmückung der Kriegergräber

2000 K bezahlen, und bei allen diesen Zahlungen

werden insbesondere die Jungmanncn herangezogcn.

Natürlich macht man es so, als ob die Beträge

nur freiwillig zu geben wären, aber Sic können

sich vorstellen, was geschehen würde, wenn die

Jungmannen sie nicht freiwillig gäben. Man benutzt

die Dicnstgewalt dazu, um die Mannschaft zu zwingen,

solche Beträge zu leisten. In einem anderen Fall,

beim Infanterieregiment Nr. 1, ist es vorge¬

kommen, daß man der Mannschaft zugeredet hat,

sic möge sich gut ansstaffieren, weil eine Fahnen¬

weihe vor der Tür stehe, Gradabzeichen, Halsbinden,

Zwirnhandschuhe, Portepees müßten sie sich selber

kaufen. Das hat auch die Mannschaft znm großen

Teil getan, denn man hat ihr gesagt, wenn sie sich

die Abzeichen, Halsbinden, Zwirnhandschirhe,

Portepees usw. kaufe, werde der Staat ein übriges

tun und den Leuten, die dekoriert sind, die Me-

daillenbäuder schenken, damit sie die Medaillen tragen

können. Daß die Leute auch für Kostaufbesserung

und dergleichen Dinge zahlen müssen, versteht sich

ja von selber.

Bei dem Artillerieregiment in Kaiserebersdorf

müssen die Leute für Rcgimentsfeiertage, Garnisons¬

bestschießen und auch fürs Preisreitcn einen Beitrag

bezahlen, (Dr. Bauer: Die Pferde müssen sie aber

nickt zahlen!) Für die Pferde sorgt der Staat,

das ist ja die Liebhaberei des Herrn Ministers

Vaugoin.

In Kärnten ist cs auch vorgekommen, daß eine

Kompagnie, und zwar die Maschinengcwehr-

kompagnie Nr. 1 des Hlpenjägerrcgiments Nr. 11,

für Kanzleimaterial bezahlen mußte, und zwar

einen Betrag von 10 g. Auch bei der zweiten

Kompagnie desselben Regiments wurde für Kanzlei¬

material ein monatlicher Betrag von 10 g cin-

gehoben, ebenso ein Betrag für Reinigungszweckc

und ein Betrag zur Anschaffung von Reibbürsten,

Reibfctzcn und Besen. Schließlich mußte diese

Mannschaft bei der Fahnenweihe des Regiments

einen Beitrag zur Dekorierung des Speisesaales

entrichten.

In Linz mußte die Mannschaft ebenfalls Beträge

für Preisschießen, ferner für Papier und Schreib-

reguisiten und sonstiges Kanzleimatcrial bezahlen,

ebenso für die Kopfpolster in den Mannschafts¬

zimmern.

In St. Pölten mußte die Mannschaft ebenfalls

für die Ausschmückung des Speisesaales beitragen

und es wird ihr dort auch ein Beitrag zur Er¬

haltung des Services abgezogen, aus dem die Mann¬

schaft ißt.

In Wien, in der Rennwcger Kaserne war es so,

daß zum Beispiel . ich will da nur Beispiele an¬

führen — ein eigener Kompagniefvnds bestand und

noch besteht zur Instandhaltung des Kompagnie¬

rayons. Die Maschinengcwehrkonipagnic Nr. 3 hat

einen Betrag zur Anschaffung eines Verviel¬

fältigungsapparates zur Herstellung der Löhnungs-

zcttel bezahlen müssen. Man hat nämlich in der

Kanzlei erklärt, man könne die Löhne nur dann

ausbezahlen, wenn man Löhnnngszettel habe, und

um diese Löhnungszettel herzustellcn, brauche man

einen Vervielfältigungsapparat. Man hat den Leuten

gesagt, es ist doch am gescheitesten, ihr zahlt euch

diesen Apparat selbst, sonst bekommt ihr keinen

Lohn. Es wurde nun eine Zeichnungsliste angelegt

und freiwillige Beträge eingezahlt, damit der Ver¬

vielfältigungsapparat zur Herstellung der Löhnungs¬

zettel angeschafft wird.

Auf diese Weise haben sie dann endlich den

Lohn bekommen. Das geschieht in Wien, unter

unseren Augen, beim Infanterieregiment Nr. 3 in

der Rennwcger Kaserne. Ebenso mußten die Leute

ihre Kopstafeln .bezahlen usw. Beim Pionier¬

bataillon Nr. 2 mußten die Leute den Speisesaal

und das Eßservice instand setzen^ und müssen

allmonatlich einen Betrag für die Abnutzung be¬

zahlen. Ferner wurde dort ein Dienstraum reno¬

viert, geputzt und mit Stauböl eingelassen ans

Kosten der Unteroffiziere. Die Unteroffiziere haben

dort einen separaten Dienstraum und damit er

menschenwürdig ist, haben sie selbst die Herrichtung

des Lokals bezahlen müssen.

In Steyr hat die Mannschaft ihre Ubikationen

selbst geweißigt, und zwar ist das bei allen Kom¬

pagnien dort geschehen. Die Mannschaft der

9. Kompagnie hat am 15. Oktober d. I. einen

Betrag bezahlen müssen für den Verbrauch an

Reißnägeln und Pappe in der Kanzlei. Ferner hat

die Maschincngewehrkompagnie für eine Uhr einen

Betrag zahlen müssen, weil sonst die Beschäftigung

unregelmäßig war und die Leute nicht weggekommen
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sind. In Wels wird jedem Mann ein Betrag für

das Regimentsschießen, ferner für die Errichtung

und die Erhaltung des Speisesaales abgezogen. In

Salzburg muß die Mannschaft aus eigenem das

Küchcnscrvice und Brennmaterial bezahlen; ferner

hat sie sich im Zugszimmer einen eigenen Kasten

machen lassen.

Eine andere Sache betrifft die Pferde und das

wird den Herrn Minister Vaugoin vielleicht mehr

interessieren als die anderen Dinge. Dort hat die

Streu für die Pferde nicht ausgcreicht, infolge¬

dessen hat die Stallmannschaft aus eigenem Säge¬

späne angekauft, damit Streu vorhanden ist. Ebenso

hat die Mannschaft selbst für Licht im Stalle

Vorsorge getroffen, weil sie sonst nicht imstande

gewesen wäre, den Dienst ordentlich zu versehen.

Außerdem weiden ihr Beträge abgezogen für Reiter-

feste, Bestschießen nsw.

In der Wiener Trostkaserne hat die Mannschaft

des Radfahrerbataillons vier Beträge für Stauböl

hergcben müssen, um die Kaserne in Ordnung zu

bringen, ebenso Beträge für Radrennen, Bcstschießen

und schließlich ist auch noch folgendes passiert: Bei

den militärischen Übungen ist eine Radpyramide

auseinandergefallen. Dabei sind einige Speichen

beschädigt worden. Die Mannschaft ist verhalten

worden, die Räder wieder in Ordnung zu bringen,

denn der Kommandant hat erklärt: Wahrscheinlich

wäret ihr unachtsam mit den Rädern, daher müßt

ihr bezahlen.

Hohes Haus! Ich könnte die Liste noch ver¬

mehren. Ich kann die ganzen Garnisonen durchgehen,

in allen Garnisonsorten zeigt sich, daß die Mann¬

schaft in dieser Weise zur Zahlung herangezogen

wird. So heiter die Dinge auch aussehcn, so ernst

sind sic auf der anderen Seite. Denn zunächst be¬

deuten sie für jeden Mann einen schweren Schaden;

er muß etwas bezahlen, was ihm sehr peinlich zu

zahlen ist und ihm auch schwer ankommt. Darüber

hinaus muß man denken, daß sich ein Staat lächer¬

lich macht, der sich dienstliche Erfordernisse von den

Soldaten bezahlen läßt und nicht einmal für diese

so bescheidenen Dinge aufkommt. Wenn der Herr

Minister für Heercswcsen sagt, daß er selbst guten

Willens ist, das aufzubringen, daß aber das Finanz¬

ministerium Schwierigkeiten mache, so kann man

diese Rechtfertigung nicht gelten lassen, denn für

uns ist die ganze Regierung dafür verantwortlich,

daß in das Heereswesen wenigstens das bescheidene

Maß von Ordnung hincinkommt, das in diesem

Staate noch möglich ist, und daß nicht solche

Skandalsachen geschehen, wie ich sie hier vorgctragen

habe.

Nebenbei gesagt, wie die Mannschaft behandelt

wird, ist eine Sache für sich. Alle Staatsangestellten

haben Fahrtlegitimationen auf den Bahnen, nur die

Soldaten nicht, obwohl sie fia früher gehabt haben.

Sie müssen für jede Fahrt einen Ausweis vom

Kompagnickommandanten einholen, was sehr um¬

ständlich ist, so daß ihn die Leute meistens nicht

bekommen. Nach vielen Verhandlungen hat der Herr

Minister zugestimmt, daß die Mannschaft Daner-

auswcise auf eine 50prozentige Fahrtcrmäßigung

bekomme. Nun liegt die Sache beim Finanz¬

ministerium und man wird wohl recht lange auf

die Erledigung warten müssen. Ich hoffe aber, daß

das, was ich jetzt gesagt habe, dazu beitragen wird,

das Tempo des Finanzministeriums zu beschleunigen.

Hohes Haus! Ich habe hier nur einige knappe

Beispiele gebracht, um zu zeigen, wie es mit den

niateriellen Verhältnissen in der Wehrmacht aussieht. -

Ich bin aber genötigt, doch auch einige Worte

darüber zu sagen, wie cs mit dem Geiste in

der Wehrmacht ausschaut. Ich muß hier leider wieder

von dem Kapitel sprechen, das wir hier schon

mehrmals erörtert haben, von dem traurigen Kapitel

der Soldatenselbstmorde. Ich will es mir heute

wegen Mangels an Zeit versagen, das ganze Problem

wieder aufzurollen und etwa den Versuch zu machen,

darzulegen, wieso es zu den vielen Soldatenselbst¬

morden kommt, sondern ich will mich heute be¬

schränken und nur davon reden, was gegenüber

Soldatenselbstmorden und Soldatenmißhandlungcn

tatsächlich geschehen ist. Ich will mich auch hier

nicht in allgemeinen Erörterungen ergehen, sondern

einige ganz konkrete Fälle besprechen.

Wir haben im letzten Jahre hier eine stürmische

Debatte über den Selbstmord eines Mannes gehabt,

der in Wien seinem Leben ein Ende gemacht hat

und von dem wir alle angenommen haben, daß er

einer Quälerei durch seinen Vorgesetzten zum Opfer

gefallen ist, nämlich des Soldaten Lechner aus der

Roßauer Kaserne. Gerade über diesen Selbstmord

wurde hier im Hause ausführlich gesprochen, und

deshalb will ich das, was in diesem Falle tat¬

sächlich geschehen ist, hier erzählen. Über viele

Soldatensclbstmorde konnten wir hier im Hause

nicht reden, sonst hätten wir jede Sitzung mit Reden

über Soldatensclbstmorde ausfüllen müssen. Aber

über diesen Selbstmord ist hier im Hause gesprochen

worden, und man sollte meinen, daß hier die Unter¬

suchung besonders exakt geführt und dem beleidigten

Rechtsgefühl Sühne verschafft worden wäre. Was

ist nun geschehen? Über den Vorgesetzten Lechncrs,

den Hauptmann Seltner, hat die Untersuchung er¬

geben, daß er wirklich die Mannschaft sekkiert hat.

Es ist bewiesen worden, daß er in die Menage¬

schale, in der Kaffee und Kraut war, die Seife

und die Zahnbürste des Lechner hiucingeworfen und

in ähnlicher Weise den Mann sekkiert hat, bis dieser

aus Verzweiflung seinem Leben ein Ende gemacht

hat. Die Untersuchung hat nach der Ansicht des Rechts-
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bnreaus des Hecresministerinms folgendes ergeben

(liest):

„Gewiß scheint dem Hauptmann Seltner bei der

dienstlichen und außerdienstlichen Behandlung des

Infanteristen Lechner — wie überhaupt seiner Unter¬

gebenen — jene, den Eigentümlichkeiten des einzelnen

angcpaßte, wohlwollende und gerechte Konsequenz

gefehlt zu haben, die das Dienstreglemcnt als die

allererste Grundlage der Behandlung der Unter¬

gebenen anfstcllt."

Das hat das Rechtsbureau des Heeresministeriums

selbst als seine zusammenfasscnde Ansicht dargetan.

Nun kann man schon sagen: Wenn das Rcchts-

bnreau des Heeresministeriums einen Offizier in

dieser Art beurteilt, so ist, sollte man meinen, kein

Zweifel, daß der Mann schuld ist an dem Tode

des Lechner und schuld daran ist, daß er die Mann¬

schaft sekkiert hat, und sicherlich sollte er zur Rechen¬

schaft gezogen werden. Es hat auch in der Tat das

Heeres Ministerium den Akt dem Gericht abgetreten,

und zwar wegen folgender Fälle: der Mann hat,

wie das Ministerium sagt, die Mannschaft unnötiger¬

weise „Auf!" und „Nieder!" machen lassen — man

kennt den alten Witz, die Mannschaft so lange „Auf!"

und „Nieder!" machen zu lassen, bis sic zusammen-

fällt; er hat die Mannschaft wiederholt beschimpft.

Das Heeresministerium selbst hat alle die Fälle der

Beschimpfung angeführt und darunter sind so gemeine

Beschimpfungen, daß man sie gar nicht wicdergeben

kann. Es hat ferner dem Gerichte mitgeteilt, daß

doch die allgemeine Frage zu erwägen wäre, ob

Hauptmann Sellner die Leute während der Jnstrnk-

tionsstunde und den einzelnen sonstigen dienstlichen

Tätigkeiten schikaniert oder sonst irgendwie dienst¬

widrig behandelt hat, und es bejaht diese Frage. Es

scheine daher geboten, das Strafverfahren cinzu-

leiten.

Sie wissen aber, wie es bei uns in der Recht¬

sprechung geht. Das Strafverfahren ist nicht zu Ende

geführt worden, sondern eines schönen Tages wurde

cs abgebrochen und die Sache ist im Sande ver¬

laufen. Der Akt kam von der Staatsanwaltschaft

zurück. Bei uns stehen die Gerichte auf dem Stand¬

punkt: wenn man bei uns in Obcrösterreich einem

Soldaten „Mostschädel" sagt, so sei das eine freund¬

liche Bezeichnung, wenn man jemandem „Trottel"

sagt, so sei das, wie auch einmal bei Gericht gesagt

wurde, eine erzieherische Rüge, und wenn man eine

Truppe „Sauhaufen" nennt» so sei das ohne be¬

leidigende Absicht. Auf diese Weise wird von den

Gerichten alles das bagatellisiert, was man den

Soldaten als Beleidigung zugefügt hat. Es ist

sogar vorgekommen, daß Vorgesetzte, die ihre Leute

geschlagen haben, freigesprochen wurden, weil man

auch hier eine böse Absicht nicht erkennen wollte.

Ich habe damals im Parlament gesagt: das erste,

was geschehen müßte, wäre, diesen Hauptmann Sellner

vom Dienste zu entfernen. Das ist nicht geschehen.

Hauptmann Sellner, gegen den hier so schwere An¬

griffe erhoben wurden, von dem das Heeresmini¬

sterium selbst feststellte, daß er seine Pflicht ver¬

nachlässigt hat, ist weiter im Dienste geblieben, und

zwar in' derselben Kaserne und auf demselben Trakt,

wo er früher Dienst gemacht hat. Er ist zu einer

andern Kompagnie transferiert worden, aber die

andere Kompagnie ist auf demselben Trakt desselben

Gebäudes, auf dem sich die frühere Kompagnie be¬

fand. Die Akten kamen vom Gericht zurück, es

geschah ihm nichts. Dann kam er vor die Disziplinar-

kommission, und diese, die aus Offizieren besteht,

hat für die Ahndung solcher Fälle gar kein Ver¬

ständnis und hat ihn freigesprochen. (Hört! Hört!)

Nun wird die Sache weiter verfolgt, das heißt der

Mann ist vom Gericht nicht belangt, vom Disziplinar¬

gericht freigesprochen, macht weiter Dienst, ja ist am

12. November bei der Ausrückung sogar als Fahnen¬

offizier verwendet worden, also in besonders hervor¬

stechender und ehrenvoller Eigenschaft. Das ist die

Erfüllung des Versprechens, das der Herr Minister

gegeben hat. Das Ministerium hat selbst anerkannt,

daß der Mann die Leute sekkiert hat, war aber

entweder nicht Willens oder nicht fähig, ihn zur

Rechenschaft zu ziehen. Das sind eben Zustände, die

immer wieder zu neuen Katastrophen im Heere

führen müssen.

Ich möchte nun einen anderen Fall erzählen, den

ich auch schon im Hanse besprochen habe. Ich habe

in einer der letzten Sitzungen, die sich mit Sol¬

datenfragen beschäftigten, dargelegt, daß ein Unter¬

offizier namens Christi mit dem Seitengewehr einem

Manne einen Stnpser gab, so daß der Mann

blutete. Er hat sich eine schwere Soldatenmiß¬

handlung zuschulden kommen lassen; rund heraus¬

gesagt, hat er den Mann mit dem Bajonett in die

Seite gestochen, daß das Blut kam. Ich habe ver¬

langt, daß gegen den Unteroffizier vorgcgangen

werde. Es ist ihm natürlich gar nichts ge¬

schehen.

Wie arg die Dinge sind, wird dadurch illustriert,

was ich jetzt nicht als meine Meinung über den

Vorfall vortragen werde, sondern was das Organ

Ihrer Anhänger in der Wehrmacht, „Der Wehr¬

bund" selbst über den Fall sagt. Das Blatt sagt

in seiner Folge 11, Seite 14 (liest):

„Den bestehenden Vorschriften des Bundcsmini-

steriums für Heereswesen entsprechend, wird über

diesen Vorfall die Strafanzeige erstattet; der Jung¬

mann und Zugsführer Christl werden protokollarisch

einvernommen und die Strafanzeige ordnungsgemäß

weitergeleitct. Sonderbar war cs wohl, daß Zugs¬

führer Christl nicht sogleich seines Dienstes als

„Instruktor" enthoben wurde und die Einleitung

des Disziplinarverfahrens unterblieb."
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Da wundert sich also Ihr eigenes Organ!

(Dr. Bauer: Der Mann blieb bei den Jungmännern

Instruktor?) Ja, er blieb Instruktor. (Liest):

„Zugsführer Christi wurde bei der gerichtlichen

Verhandlung bedingt verurteilt, nicht etwa wegen

Mißhandlung eines Untergebenen, sondern wegen

„unvorsichtigen Hantierens mit der Scitcnwaffe".

(Hört!) Eine disziplinäre Ahndung ist bisher nicht

erfolgt.

Zugsführcr Christi genießt, ungeachtet der er¬

littenen Verurteilung, nach wie vor das unein¬

geschränkte Wohlwollen seiner Kommandanten; ja

das Interesse um Christls Wohl reicht sogar in das

Bundesministerium!

Zugsführer Christi will „Wachtmeister" werden

und um dies zu erreichen, wird der „große Apparat"

in Bewegung gesetzt. Ganz unvermittelt, zu einer

Zeit, wo nicht daran gedacht werden kann, daß in

nächster Zeit die Wachtmeistcrbeförderung möglich

sein wird, und bei vollkommener Außerachtlassung

seiner „Verurteilung" wird die Bcfördcrnngseingabe

vorgclcgt; Christl muß als „Einzelner die Unter-

osfiziersprüfung ablegen und soll jedenfalls, wahr¬

scheinlich „zur Anerkennung für seine neuerfundene

Justruktionsmethode" Wachtmeister werden.. . ".

Und nun fragt „Der Wehrbund":

„Warum wird Zugsführcr Christl einer derartigen

Bevorzugung teilhaftig?"

Und sagt:

„Sollen etwa für Zugsführer Christl andere

Gesetze und dienstliche Verordnungen bestehen, oder

muß auf Christl unter jeder Bedingung besondere

Rücksicht genommen werden?"

Das fragt „Der Wehrbund" selbst den Minister.

Die Zustände im Heereswesen sind schon so weit ge¬

diehen, daß selbst die bisher getreuesten Mameluken

der christlichsozialen Partei aufzumucken beginnen,

weil sie es einfach nicht mehr aushalten, weil sie

auch schon die Opfer dieses Systems werden. Man

hat es bei dem Ausfall der Soldatenratswahlen in

Tirol gesehen, wie sich Ihre eigenen Leute schon

empören. Es tritt ein, was ich schon so oft gesagt

habe: Sie werden es so weit treiben, damit daß

Sie jeden Offizier decken, jeden, der auf die Mann¬

schaft losgeht, wohlwollend schützen, daß Ihre eigenen

Söhne und Brüder es nicht mehr aushalten und

sich empören werden. Es sind natürlich auch Söhne

von armen Bauern und Gewcrbsleuten beim Heer

und diese Leute werden heute von hohen Offizieren und

manchen Unteroffizieren — ich sage manchen, auch bei

den Offizieren sind es nicht alle — so behandelt, daß

sie es nicht mehr aushalten können. Sie beginnen

aufzumuckcn, sic fragen sich: Sind wir rechtlos

geworden in diesem Staate? kann es denn sein,

daß wir in dem Augenblick, wo wir die Kaserne

betreten, einen Kerker betreten? Kenn cs denn sei:-,

daß in diesem Augenblick alles Recht und Gesetz

für uns nicht mehr gilt und wir einfach vogelfrci

werden, jedem Insult, jeder Beleidigung und auch

jeder Mißhandlung der Vorgesetzten prcisgegcben?

So weit ist es gekommen, meine Herren, daß —

wie ich es vorausgesagthabc — nicht mehr wir allein,

sondern Ihre eigenen Anhänger beginnen, gegen das

System Vaugoin auszubegehren, weil es ein System

des Unrechtes, ein Systeni der Willkür und ein

Systenl der Gewalt ist. (Beifall und Hände¬

klatschen.)

Ich muß nun einige Worte über die Soldaten-

selbstmorde sprechen, und zwar namentlich über die

Art, wie diese Fälle untersucht werden. Ich will

aus der Fülle des Materials nur einen Fall

hcrausgreifen, um Ihnen zu zeigen, wie hier das

System gehandhabt wird, und zwar einen Fall aus

dem Lande Tirol, wo ja Ihre Anhänger die Mehr¬

zahl sind, damit Sie einen Begriff bekommen, was

da vorgeht. Da hat ein Mann namens Jdl Selbst¬

mord verübt. Es war eiw tragischer Fall. Der Mann

war sonst ein ganz guter Soldat, aber er hat einmal

schon eine Strafe gehabt, weil er als Militär-

verbändler einem Kameraden gesagt hat, er solle

dem Militärverband beitreten. Natürlich hat man

daraus konstruiert, daß es sich um eine Drohung

handelt, wenn er nicht beitritt, und er hat als

Strafe 15 Prozent Gebührenabzug auf die Dauer

von drei Monaten bekommen und als weitere Strafe

die Androhung der Entlassung — für nichts weiter,

als daß er mit einem Kameraden darüber gesprochen

hat, was besser wäre: dem Wehrbund oder dem

Militärverband anzugehören. Dann ist diesem armen

Mann folgendes geschehen: Sein Bettnachbar war

ein gewisser Hawlitsch, ein Wchrbündler. So stark

sind ja die Gegensätze bei den Soldaten nicht, daß

die politische Gegnerschaft im persönlichen Verkehr

eine Rolle spielen würde. Die beiden haben eine

Art Gütergemeinschaft gehabt und dieser arme Teufel

Jdl hat nun zwei Hemden und zwei Kragen dieses

Hawlitsch getragen. Er hat sie dann wieder zurück-

gegeben, und das ist öfter vorgekomnien. Eines

schönen Tages hat der Hawlitsch nun erklärt, Jdl

habe ihm die zwei Hemden und zwei Kragen nicht

zurückgegebcn, und hat die Strafanzeige gemacht.

Nun hat sich das Kommando beeilt, die Sache dem

Staatsanwalt zu übergeben. Der Mann war also

in Sorge, daß er gerichtlich belangt wird. Ohne

daß man aber abgewartct hat, was daZ Gericht

machen wird, hat man den Mann vor das Disziplinar¬

gericht geschleppt und in erster Instanz zur Strafe

der Entlassung verurteilt. Der Manu war natürlich'

in furchtbarer Aufregung darüber, daß er wegen

einer soschen diffamierenden Sache, wie es Kamcrad-

schaftsdiebstahl ist, entlassen werden könnte. In¬

zwischen kam noch eine weitere Sache dazu. Er

hatte nämlich eine alte Schatulle dieses Hawlitsch

benutzt; diese Schatulle ist dann in der Mistkiste
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gefunden worden. Man hat nun gesagt, er habe sie

gestohlen, und es wurde die Anzeige erstattet. In

der Verzweiflung darüber, daß er wieder vor Ge¬

richt gestellt werden könnte und das; man ihm solche

Kleinigkeiten, die im Leben der Soldaten gar keine

Rolle spielen, als Diebstahl auslegt, hat der Mann

nun Selbstmord verübt. Der Anzeiger dieses un¬

glücklichen Mannes war dieser Hawlitsch. Ich habe

mich nun erkundigt, ivas das für ein Mensch ist,

und da hat sich folgendes herausgestellt. Dieser

Hawlitsch, der die Anzeige erstattet hat, daß der

arme Jdl einen Kameradschaftsdiebstahl begangen

habe, hat selbst nach seinem eigenen Geständnis einen

Diebstahl verübt, und zwar hat er über Ersuchen

von Kameraden Briefe mit Geld nach Wien mit¬

genommen, hat diese Briese, die an Angehörige

dieser Kameraden gerichtet waren, ausgemacht und

sich das Geld angeeignet, also ciren Diebstahl be¬

gangen. Er hat das auch eingcstehen müssen, aller¬

dings mit einigen Beschönigungsvcrsuchcn. Nun

wurde er aber nicht dem Gericht überantwortet wie

der arme unglückliche Jdl, sondern dieser Hawlitsch,

der ein Wchrbündler war, kam viel besser davon;

cs wurde nur ein Urteil des Disziplinargerichtes

gefällt, und zwar auf Gebührenverminderung um

10 Prozent auf die Dauer von sechs Monaten.

Nun hat der Mann aber noch einige weitere Bc-

trugsaffärcn gehabt; die Sache ist aber im Sande

verlaufen, weil sich das Kommando sehr lebhaft

für ihn eingesetzt hat. Man muß sich aber nur

vorstellen: Der unglückliche Jdl, der wegen nicht

rechtzeitiger Rückgabe von zwei Hemden und zwei

Kragen vor Gericht gestellt wird, und sofort zur

Strafe der Entlassung verurteilt wird, bringt sich

aus Verzweiflung um; er war Militärverbändlcr.

Seinem Zimmerkameradcn, der Wchrbündler und

ehemaliger Kadettenschüler ist, wird nachgewiesen,

daß er seinen Kameraden Bargeld gestohlen hat;

er gesteht es auch, aber gegen ihm wird keine Straf¬

anzeige erstattet, sondern er kommt vor das Disziplinar¬

gericht, wird nur zu einer kleinen Strafe verurteilt

und wird nach Wien transferiert. Er kommt von

Innsbruck hieher und ist hier in Wien eine Wehr-

bundgröße. Ihm ist gar nichts geschehen. Dieser

Ehrenmann mit Strupfen hat also einen Kameraden

durch seine Denunziation ums Leben gebracht, er

selbst hat viel ärgere Dinge gemacht, wie dieser

arme Kamerad. Weil er aber ein Wchrbündler ist,

wird er nicht bestraft, kommt noch Wien und spielt

hier im Leben der Soldaten eine große Rolle.

Ta hat noch ein dritter Mann hineingespielt, und

zwar hat cs sich noch um einen Mann namens

Jiresch gehandelt. Dieser Jiresch, der auch in dieser

Affäre verwickelt war, ist ebenfalls ein Wchrbündler

und hat in der Kaserne einen schwunghaften Handel

mit Zigaretten und Schokolade getrieben. Dabei füllt

uns folgendes auf. Sowohl der Wchrbündler

Hawlitsch wie Jiresch waren vorher Kadettenschüler,

wie eben seinerzeit die deklassierten Söhne der

Bourgeoisie, wenn sie zu einem anderen Beruf nicht

mehr verwendbar sind, ins Heer gesteckt wurden.

Diese beiden Kadettenschülcr, von denen der eine

einen effektiven Kameradschaftsdiebstahl begangen und

der andere einen Schleichhandel mit Zigaretten und

Schokolade betrieben und eine Reihe von Kameraden

schwer geschädigt hat, kamen vor eine Disziplinar-

kommission und diese Disziplinarkommission hat er¬

klärt, das sei eine Verletzung der Dienst- und

Standespflichten. Jiresch wurde zu einer zehnprozen¬

tigen Gebührenvcrminderung in der Dauer von sechs

Monaten verurteilt.

Aber er fand nun mächtige Förderer. Warum?

Dieser Jiresch ist nämlich der Sohn eines Offiziers,

und zwar des Obersten Otto Jiresch, des früheren

Komniandantcn des Radfahrbataillons Pr. 4. Und

nun hat sein Kompagnickommandant, der Major

Hanreich, der Obmann des Wehrbundes von Tirol,

selbst die Verteidigung dieses Mannes übernommen,

obwohl es gesetzlich unzulässig ist, den eigenen Unter¬

gebenen zu verteidigen, und er setzte es in zweiter

Instanz durch, daß das Urteil abgeändert wurde.

Man konnte natürlich das Faktum, daß er Schleich-

und Kettenhandel betrieben hat, nicht aus der Welt

schaffen, und so wurde das Urteil auf eine 14tägige

Ausgangsbeschränkung ermäßigt. Natürlich mußte

man die Sache auch dem Gericht abtreten. Aber es

haben sich Einflüsse geltend gemacht, das Gericht

hat den Mann nicht belangt, sondern die Staats¬

anwaltschaft hat den Strafantrag schließlich zurück¬

gezogen. Nun könnte man sagen: es ist halt dem

Jdel furchtbar viel geschehen, während dem anderen,

der viel Ärgeres gemacht hat, nichts geschehen ist,

und solche Ungerechtigkeiten mögen ja im Rcchts-

leben dieses Staates gegenüber armen Menschen

Vorkommen. Ich habe mich nun informiert, was mit

Jiresch weiter geschehen ist. Es ist eigenartig; der

Jdel hat sein Leben lassen müssen, der Hawlitsch ist

nach Wien transferiert worden; was ist mit Jiresch

geschehen? Auch Jiresch tauchte in Wien ans und

wird dem Radfahrbataillon Nr. 4 zngeteilt, jenen;

Radfahrbataillon, dessen Kommandant früher sein

Vater gewesen ist. Und jetzt geht die Sache weiter.

Für diesen Jiresch, der nach diesem Disziplinar-

erkenntnis sich eines Ketten- und Schleichhandels

unter Kameraden schuldig gemacht hat, zeigt sich auf

einmal ein merkwürdiges Interesse im Ministerium.

Auf einmal wird um den Mann recherchiert, cs

wird eine Reihe von Beschreibungen vorgelegt, sein

Kompagniekommandant, sein Bataillonskommandant,

eben lauter Offiziere, sagen: der Mann hat wohl

gefehlt, das ist nicht zu leugnen, aber er ist sonst

der beste Mensch und wird einen tüchtigen Offiziers-

Nachwuchs darstellcn. Jener Mann hat sich nun um

die Aufnahme in die Offizierserziehungsschnle in
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Enns beworben und was einem Soldaten nur schwer

gelingt, was nur unter größter Mühe möglich ist,

das ist diesem Menschen im Handumdrehen gelungen,

trotzdem er verurteilt wurde. Er ist heute bereits

Offiziersaspirant in Enns. (Hört! Hört!) Man hat

ja keine rechte Handhabe gehabt dafür, daß der

Mann, der verurteilt worden ist, der einen so merk¬

würdigen Lebenslauf hat, in die Offiziersschule ge¬

kommen ist, nur weil er der Sohn eines Offiziers

ist, würdig sein sollte, auch Offizier zu werden. Es

wird sonst immer nach den Medaillen gefragt, die

sich ein Mann im Kriege erworben hat, und nach

den Tapferkcitsauszeichnungen. Der Mann war im

Jahre 1918, als der Krieg zu Ende war, 17 Jahre

alt. Trotzdem steht in seiner Eingabe, daß er das

silberne Verdienstkrcuz mit der Kriegsdekoration hat.

Wie soll der junge Mann zu dem Verdienstkreuz

mit der Kriegsdekoration gekommen sein, nachdem

er im Jahre 1918 erst 17 Jahre alt war? Das

wurde ganz offenbar zu dem Zweck hineingeschrieben,

damit man auch die formale Voraussetzung erfüllt

und ihn in die Offiziersschule bringen kann. Bei

diesem System des Ministers Vaugoin ist cs nämlich

möglich, daß ein armer anständiger Mensch, wie der

Jdel, sein Leben für eine Nichtigkeit lassen muß,

während andere, wie der Hawlitsch und Jiresch, die

solche Halunken sind, solche zweideutige Elemente,

nicht nur in der Wehrmacht ein Unterkommen finden,

sondern auch alle Rücksichtnahme finden wie kaum

ein anderer Soldat, in die Offiziersschule kommen

und direkt sogar würdig erachtet werden, Offiziere

zu werden, nicht allein etwa unter bloßem Ge¬

währenlassen des Heeresministeriums, sondern, wie

ich behaupte, mit tätiger Mithilfe desselben, weil

dieser Oberst Jiresch im Ministerium war und die

Referenten so lange sekkierte, bis sie alles geinacht

haben, um seinen Sohn in die Offiziersschule zu

bringen. Aber dieser Fall ist nicht vereinzelt, denn

welche Dinge im Ministerium Vorkommen, kann man

nur dann ermessen, wenn man, wie ich, dort sitzt

und, freilich grimmigen Herzens, jeden Tag die

Akten lesen muß, in denen man eine Fülle von Un¬

gerechtigkeit, Rohheit, Gemeinheit und Willkür über

sich ergehen lassen muß. Was sind denn das für

Leute, die in die Wehrmacht ausgenommen werden

und dort die große Geige spielen? Im Verlaufe

der Untersuchung eines anderen Soldat nselbstmordes,

des Kanoniers Pcschka in Stockerau, wurde in den

Zeitungen geschrieben, der Mann hätte sich um¬

gebracht, weil ihn zwei sozialdemokratische Unter¬

offiziere gequält hätten. Die sofort eingestellte Unter¬

suchung ergab, daß davon nicht ein Wort wahr sei,

daß kein Unteroffizier ihn gequält habe, daß er

überhaupt keine sozialistischen Vorgesetzten hatte, also

alles erlogen ist. Ich habe dann nachgeforscht, woher

diese beispiellose Lüge in die Blält.r gekonimen ist,

und da hat sich bei der Untersuchung herausgcstellt,

daß der arme Peschka in der letzten Zeit zu den

Nationalsozialisten abgeschwenkt war, die in Stockerau

eine eigene Gruppe gebildet haben und, wie das

schon bei den Nationalsozialisten üblich ist, oft in

eine feucht-fröhliche Stimmung gerieten. Eines Abends

hat sich nun diese Gruppe von Nationalsozialisten

in einem Zimmer zum Saufen zusammengetan, bis

sic von einem Jnspektionsorgan gestellt • wurden. Sie

haben zuerst dieses Jnspektionsorgan hinausgcschmissen,

dann aber doch das Trinkgelage ansgcgeben. Un¬

mittelbar danach hat sich dieser arme Mann, Kanonier

Peschka, entleibt. Ich habe dann nachgeforscht, wer

an diesem Trinkgelage noch beteiligt gewesen ist,

wer die Hauptmacher dabei waren, und habe gefunden,

daß bei dieser nationalsozialistischen Gruppe auch

ein Kanonier namens Nord ist. Wer ist nnn dieser

Nord? Dieser Nord ist auch ein Mann, der eine

bewegte Vergangenheit hinter sich hat. Nach seinen

eigenen Angaben hat er die Volks- und Bürger¬

schule in Krems absolviert, ist im Jahre 1917 in

die Marineschule in Wien cingetreten, ging dann

nach dem Umsturz nach Deutschland, um in die

Handelsiuarine zu kommen und trat dann in die

Marinebrigade Erhardt ein (Hört! Hört!)f er über¬

trat dann in das Freikorps Lützow und in das frei¬

willige Landcs-Jugendkorps und später soll er auch

im normalen deutschen Heer gedient haben, was

man aber nicht sicher weiß. Jedenfalls niußte er

rasch ausscheiden, weil er keine deutsche Heimats¬

zuständigkeit hatte. Er ist offenbar ein Abenteurer,

einer von den verwegenen Gesellen, die in Deutsch¬

land umhcrziehen, die Mitglieder von Geheimver¬

bänden gewesen sind und von Freikorps und dort

ihre Abcntcurerlust betätigen wollen — kurz ein

Mann, vor deni man sich hüten muß und von dem

man nicht annehmcn dürste, daß er in Österreich

und in Wien auch noch eine Rolle spielen kann.

Ein solcher Mann wird von dem Herrn Bundes¬

minister Vaugoin in das Heer ausgenommen — und

das ist nicht bloß in diesem einen, sondern in vielen

Fällen geschehen — und spielt über kurz oder lang

wirklich im Heerwesen eine große Rolle. Ich ver¬

weise wieder darauf, daß es heute im Heerwesen

schon so weit ist, daß Minister Vaugoin selbst seiner

Wehrbündler nicht mehr sicher ist, daß sie sich gegen

die Wirtschaft dieser Herrschaften schon aufzulehnen

beginnen und daß ein Teil dieser jungen Leute

Opfer werden der nationalsozialistischen Agitatoren,

der Hakenkreuzler, und sich mit ihnen einlassen. Neben

dem Kanonier Nord war bei dem Trinkgelage auch

der Vormeister Braun, der eine ähnliche Vergangen¬

heit hat. Der kam aus der Realschule, hat einige

Klassen Lehrerseminar in St. Pölten absolviert, ist

auch einer von den deklassierten Leuten, die sonst

nicht vorwärtskommen, sich in das Heerwesen hinüber¬

retten und nun dort ihre Tätigkeit in unheilvoller

Weise ausüben. Auch der Mann hat eine Menge
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Vorstrafen, was aber nicht gehindert hat, daß er

dort eine große Rolle spielt.

Hohes Haus! Ich habe heute aus der Fülle

meines Materials nur einige Lichtbilder hier repro¬

duzieren können, ich habe hier nur einiges besprechen

können und Ihnen an einigen Beispielen zu zeigen

versucht, wie es wirklich im Heerwesen auSschaut.

Ich habe mich bemüht, ohne Theorien vortragen zu

wollen, ohne allgemeine Gesichtspunkte geltend machen

zu wollen, an einigen Beispielen nur zu zeigen, wie

es wirklich ausschaut. Was ergibt dieses Bild?

Dieses Bild ergibt erstens eine beispiellose materielle

Verwahrlosung unseres Heerwesens. Dieses Bild

ergibt zweitens eine beispiellose Pflichtvergessenheit

des Ministeriums und dieses Bild ergibt drittens

eine beispiellose Pflichtvergessenheit der ganzen Re¬

gierung, die sich um das Heerwesen nicht kümmert

und alle materielle Vorsorge für das Heerwesen

unterläßt, was zur Folge hat, daß Soldaten, die

patriotischer sind als die Regierung selbst, die mehr an

dein Heere hängen als die Regierung selbst, dafür

aufzukommen haben.

Ich habe Ihnen an einer Fülle von Beispielen

gezeigt, was die Mannschaft alles selbst bezahlt,

damit sic im Heeresverband leben und ihren Dienst

versehen kann. Die Mannschaft zahlt sich selbst die

Heeresinstandhaltung, sie zahlt die Kanzleien, sie

zahlt sich sogar schon zum Teil selbst die Übungen.

All das geht vor sich und der Herr Minister steht

dann auf und hält eine Rede, wie glorreich sich das

Heerwesen unter seiner Ägide entwickelt hat und

wie heute alles gedeiht und sich auf das schönste ent¬

faltet. Ich habe vor allem darauf hingewiesen, daß

in diesem Heerwesen ein Geist der Willkür, ein

Geist der Korruption, ergänzt durch einen Geist der

Denunziation eiugerissen ist, der es unmöglich macht,

daß aus diesen Leuten, die heute als Soldaten dienen,

wirklich aufrechte, kraftvolle, männliche Soldaten

werden. Denn cs kommt ja beim Heerwesen nicht darauf

an, daß man Leute einfach als Soldaten anzieht und

als Soldaten deklariert, sondern sie müssen sich auch

in ihrem Innern als Soldaten fühlen, sie müssen

Soldaten sein. Und Soldaten können sie nicht sein, wenn

man auS ihnen lauter Kriecher und Denunzianten zu

rnachen sucht, wenn man sie nicht zu freiem Mannes¬

mut zu erziehen sucht, wenn man sie nicht so zu

erziehen sucht, daß sie als aufrechte Männer durchs

Leben gehen können, sondern sie so erzieht, daß sie

speichcllcckerisch vor ihren Vorgesetzten am Bauch

herumrutschen und ihre Kameraden denunzieren und

dadurch fähig werden, jene Leuchten des Wehrbundes

zu weroen, die der Herr Bundesminister Vangoin

jetzt so gern heranzieht. Wenn ich noch hinzufüge,

welche Willkür jetzt in Disziplinarsachen herrscht,

wenn ich zeige, welche Leute von Herrn Baugoin

in das Heer hineingenommen werden, wie diese

Leute widerrechtlich befördert werden, wenn sie ihm

genehm sind, und wie sie widerrechtlich nicht beför¬

dert werden, wenn sie ihm nicht genehm sind, dann

habe ich das ganze Bild dieses Heerwesens dar¬

gestellt, und ich glaube, mau kann sich nur mit

Abscheu davon abwendcn.

Es mangelt mir heute au Zeit, nochmals das

ganze Problem dieses Heerwesens hier aufzurollcn.

Für heute mag es genügen, wenn ich Ihnen sage,

was ich hier schon einmal gesagt habe: Sie selbst,

meine Herren von den Regierungsparteien, werden

noch Leidtragende des Systems werden, das jetzt

der Herr Minister Baugoin in das Heerwesen ein¬

geführt hat. Unsere Partei wird nicht müde werden,

auf die Ausgestaltung des Heerwesens zu dringen,

sie wird nicht müde werden, darauf zu dringen,

daß das bescheidene Maß von Wehrhaftigkeit,

das uns der Friedensvertrag von Saint-Germain

zubilligt, wirklich voll und ganz eingehaltcn wird,

und sic wird nicht müde werden, dafür zu kämpfen,

daß den Soldaten in der Wehrmacht ihr Recht

wird. Wir werden dafür kämpfen, daß die Kaserncn-

tore nicht etwa den Abschluß bilden für das Recht,

sondern daß auch in die Kasernen wieder Recht und

Menschlichkeit cinziehen und daß in den Kasernen

die Menschenrechte der Soldaten geachtet werden.

(Lebhafter Beifall und Händeklatschen. -— Während,

vorstehender Rede hat Präsident Eldersch den

Vorsitz übernommen.)

Klimann: Hohes Haus! Als Fachmann auf dem

Gebiete des Heerwesens hätte ich natürlich zu diesem

Kapitel unendlich viel zu sagen. Die Kürze der Zeit

verbietet es mir, ausführlich zu werden. Ich halte

es auch nicht für nötig, weil ja im Finanz- und

Budgetausschuß hinreichend Gelegenheit war, alle

Fragen, die uns am Herzen liegen, eingehend zu

erörtern. Ich will mich daher sozusagen im Telegramm¬

stil mit all jenen Dingen befassen, die für die breite

Öffentlichkeit von besonderem Interesse sind.

Daß wir ein Bundesheer brauchen, darüber Worte

zu verlieren, erachte ich für überflüssig. Wir brauchen

cs nach dem Verfassungsgesetz für die Verwendung

im Innern, noch mehr aber zum Schutze unserer

Grenzen. Es ist sicherlich eine Wirkung nach außen

hin, wenn mau heute von seiten der Nachfolgestaaten

unsere Grenzen nicht mehr respektiert. Ich verweise

darauf, daß die Italiener abtcilungsweisc mit Musik

unsere Grenzen überschreiten, daß italienische Pa¬

trouillen über unsere Grenzen kommen und Forst¬

leute und Heger aus ihren Unterkünften vertreiben.

Ich verweise darauf, daß die Tscheche! hemmungs¬

los ^ unsere Grenzen überfliegt, und nach den letzten

Nachrichten tut cs auch Jugoslawien. Das ist eine

Mißachtung unserer Staatshoheit. Sie resultiert

naturgemäß daraus, daß wir nicht in der Lage

sind, für den Schutz unserer Grenzen hinreichend zu

sorgen. Es ist aber sicher nicht angebracht, sich in

dieser Richtung an den Minister für Heerwesen zu
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wenden, weil wir genau unterrichtet sind, daß er

in unserem Sinne bestrebt ist, die Stände zu er¬

höhen und die entsprechenden Mittel sür sein Ressort

zu erlangen. Es ist, auch vielleicht nicht am Platze,

sich an den Herrn Finanzminister zu wenden, weil

ich von seiner Einstellung persönlich vollständig

überzeugt bin und weiß, daß er konform mit dem

Herrn Heercsminister und konform unseren Wünschen

vorgeht. Es ist aber notwendig, daß wir uns mit

der Finauzbureaukratie beschäftigen, die sich, sobald

nur das Wort „Ersparungen" irgendwo ausgesprochen

wird, mit einer gewissen Gier in aller erster Linie

immer auf das Hceresressort wirft. Dagegen muß

nicht nur der Heeresminister und die ganze Re¬

gierung, dagegen muß das ganze hohe Haus pro¬

testieren. Wohin wir da kommen, zeigen uns ja die

tiefen Stände, die wir heute in unserer Wehrmacht

bereits erreicht haben. Wenn wir weiter so fortschrciten

in dem Abbau der Wehrmacht, dann wird eines schönen

Tages an uns wirklich die Frage herantretcn, ob

es denn noch dafürsteht, diesen Stumpf der Heeres¬

macht weiter zu erhalten, weil er doch nicht mehr

in die Lage kommen wird, die ursprünglichsten Auf¬

gaben, die unserer Wehrmacht gestellt sind, zu er¬

füllen. Ich spreche das hier mit aller Offenheit aus

und glaube, daß die Regierung dessen eingedenk

sein soll, daß der Nationalrat in der vergangenen

Gesetzgcbungsperiode, im Oktober des Jahres 1921,

den einstimmigen Beschluß gefaßt hat, daß das

Bundeshecr auf der uns zugebilligten Starke und

in seiner vollen Ausrüstung zu erhalten ist. Es ist

das eine Verpflichtung, nicht nur der Regierung,

sondern des gesamten hohen Hauses, wenn es die

eigenen Beschlüsse respektieren und achten will.

Ich meine, es wird bei anderen Gelegenheiten

noch ausführlich über dieses Kapitel zu reden sein.

Eines aber muß ich schon heute verlangen — es

ist das ein Wunsch, eine Forderung, die erfüllt

werden kann —, daß unsere Regierung mit allem

Nachdruck bei den Nachfolgestaaten dahingehend cin-

schreitet, daß diese konstante Verletzung unserer

Staatshoheit durch Überschreiten der Grenzen endlich

ein Ende nehme und wir nicht gezwungen werden,

selbst mit den scheinbar unzulänglichen Mitteln und

nicht mehr auf diplomatischem Wege uns Gerechtig¬

keit zu erzwingen.

Ich möchte nur einen Fall dafür anführen,

wie die Nachfolgestaaten, die Grenzstaatcn niit uns

verfahren — «s betrifft den Obersten Andcrle, einen

aktiven Offizier des Bundesheeres, der heuer mit

seiner Familie im Pnstertal auf Erholungsurlaub

weilte. Der bekam eines Tages plötzlich den Befehl

zur Ausreise. Man hat ihm nicht gesagt, warum,

man hat ihm nicht einmal Bedenkzeit gegeben, zu

protestieren oder irgendwelche Schritte zu unter¬

nehmen ■— er hat innerhalb 24 Stunden das

Gebiet verlassen müssen und, tvie sich nachträglich

aktenmüßig ergeben hat, bloß aus der einen Ursache,

weil zufälligerweise im Pustertal italienische Manöver

stattgefunden haben. Derartige Dinge können wir

uns unter gar keinen llmständcn gefallen lassen und

es ist Sache der Regierung, mit aller Energie gegen

eine derartige Behandlung unserer Staatsbürger

Protest einzulcgen.

Ein besonderes Kapitel bildet die interalliierte

Militärmission. Darüber habe ich auch schon

wiederholt eingehend zu sprechen Gelegenheit gehabt.

Wir alle möchten doch annehmen, daß der Wirkungs¬

kreis der Militärmission endgültig erschöpft ist und

daß wir sie im Lande nicht mehr brauchen. Dem

ist aber nicht so. Es ist bekannt, daß sie jetzt ihre

Tätigkeit von neuem aufnehmen will. Ich frage:

was will sie denn noch inspizieren und kontrollieren?

Sie hat uns ja ohnehin schon alles wcggenonnnen

und uns gezwungen, Zerstörungen vorzunehmcn, die

unsere Volkswirtschaft schwer belasten; was will sic

denn noch? (Dr. Deutsch: Sic treibt hier bloß

Industriespionage!) Ich komme noch darauf. Das

ist eine Schikane, die wir uns nicht gefallen lasten

müssen, um so weniger als das auf unsere Kosten geht.

Aber die interalliierte Militärmission will sich nicht

bloß aus das Gebiet des Heerwesens beschränken,

sie will noch einen Schritt weitergehen und unsere

Industriebetriebe neuerlich — ich weiß nicht zum

wievieltenmal — kontrollieren und inspizieren. Wenn

wir uns alles gefallen lassen, dann geschieht uns

ja recht; aber ich meine, es ist der Zeitpunkt ge¬

kommen, wo wir beim Völkerbund energisch ver¬

langen sollten, daß diese Jnspiziererei und Schnüf¬

felei endlich ein Ende nehme.

Ein besonderes Kapitel, auf das ich zurückkommen

muß, bildet das Soldatcn-Anstellungsgesetz. Bei der

Schaffung deS Wehrgesetzes war • für die Unter¬

bringung in Zivilberufen die Arbeitsausbildung vor¬

gesehen. Es war im Jahre 1921 sicherlich ein sehr

lobenswertes Beginnen, daß man den Leuten, die

sich zu sechsjährigem Präsenzdienst verpflichten,

irgendeine Möglichkeit bieten wollte, um nach sechs

Jahren inc bürgerlichen Erwerbsleben unterzukommen.

Heute müssen wir konstatieren, daß diese Maßnahme

keinen Zweck mehr hat, denn wenn wir auch noch

so tüchtige Professionisten und auch Hilfsarbeiter in

irgendeiner Form, in welchem Belang immer, heran¬

bilden — es besteht keine Möglichkeit, sie unter-

zubringen. Wenn sie heute ihren Präsenzdienst er¬

ledigt und die Arbeitsausbildung hinter sich haben,

sind sie nur dazu berufen, das immense Heer der

Arbeitslosen noch zu verstärken. Ich meine daher,

daß mit diesem System gerade im Interesse der

Wehrmänner gebrochen werden müßte, und ich habe

mir vorgcstellt, als ich vor zwei Jahren den Gesetzes¬

antrag, bctr. die Soldatenanstellung, eingebracht habe,

daß darin ein tauglicher Ersatz für die Arbcits-

ansbildung gefunden werden könnte. Nun dauern
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die Verhandlungen, wie erwähnt, schon zwei Jahre,

und es ist immer noch nicht abzusehcn, wann die Vor¬

verhandlungen soweit abgeschlossen sein werden, daß

wir in die Lage kommen, dieses Gesetz im Aus¬

schüsse zu behandeln. Der Herr Minister hat mir

im Budgctausschussc zur Antwort gegeben, daß ein

derartiges Gesetz sehr lange Zeit zur Beratung brauche,

und hat darauf hingewiesen, daß seinerzeit auch das

Zertifikatistengcsetz 10 und 12 Jahre gebraucht hat,

bevor es endlich als Gesetz erschien. Solche Ana¬

logien kann ich nicht gelten lassen. Damals hatten

wir die alte österreichisch-ungarische Monarchie, niit

tausenden Berufsunterosfizicren, mit einer eigenen

Kategorie der Unteroffiziere, wir hatten ein Riesen¬

gebiet, eine Menge Ämter und Behörden — kurzum,

das ist eine Analogie, die für diesen Fall nicht in

Betracht kommt. Da wäre auch wieder Gelegenheit,

praktische Arbeit zu leisten, wobei ich ja nicht sagen

will, daß bisher nichts geleistet wurde — im

Gegenteil —, aber ich möchte bitten, daß man das

Tempo der Beratungen und Verhandlungen be¬

schleunige, so daß wir ehestens zur Beratung und

Verabschiedung dieses Gesetzes kommen. Es ist not¬

wendig, weil die Arbeitsausbildung aus den an¬

geführten Gründen versagen muß und weil die

Angehörigen der Wehrmacht schließlich ein Recht

darauf haben, daß man nach einer Präsenzdienst-

lcistung im Ausmaße von sechs Jahren für ihre

Zukunft, soweit cs in unserer Möglichkeit liegt,

vorsorgt. Ich möchte daher den Herrn Minister

sehr bitten, daß er seine Referenten verhalte,

sich unausgesetzt mit dieser Frage zu beschäftigeu.

Es ist nicht richtig, daß wir solange warten

müssen, bis wir 3000 bis 4000 Wehrmänncr

im Jahre unterbringen können. Wenn wir so¬

lange warten wollen, so wird schließlich und endlich

das Soldatenanstellungsgesetz bei seinem Wirksam-

keitsbeginu überflüssig sein. Ich habe erklärt und

auf Grund der eingeholtcn Daten bin ich in der

Lage es nachzuweiscn, daß wir heute schon 600,

700, vielleicht auch 800 Wehrmänner im Jahre

unterbringen könnten. Wenn auch die Aufnahme-

spcrrc beim Bundcsdienste besteht, so müssen doch

bei der Gendarmerie, der Polizei, der Finanz, bei

den Zollämtern und einer Peihe anderer Institu¬

tionen die Leute, die abgebant werden, trotz der

Anfuahmesperre ersetzt werden. Daraus ergibt sich

ein Kontingent von jährlich, sagen wir, rund 500

Leuten, die man unterbringen könnte. Warum soll

man die nicht uutcrbringen, wenn die Möglichkeit

gegeben ist? Warum soll man erst warten, bis man

ein Vielfaches davon anstellen kann? Ich möchte

infolgedessen den Herrn Minister sehr bitten, dieser

Frage ein besonderes Augenmerk zuzuwendcn und

seine Referenten aufzufordern, die Arbeiten derartig zu

beschleunigen, daß wir doch in absehbarer Zeit zur

Behandlung des Gesetzes im Hcercsausschuß gelangen.

Im übrigen möchte ich sagen, daß die Anwürfe,

die man gegen das Heeresministerium richtet, wohl

in keiner Form zutreffen. Mängel und Unzuläng¬

lichkeiten haben sich auch in der alten Arnice

ergeben, das ist einmal in der Natur der Sache

gelegen, und einen Menschen dafür verantwortlich

zu machen, was in Innsbruck oder Bregenz oder

Klagenfurt geschieht, ist wohl nicht gut angängig.

Es ist auch meiner Ansicht nach nicht richtig, wenn

man von einem System Vaugoin spricht und dieses

System als grundschlecht bezeichnet. Die Verhält¬

nisse in der Wehrmacht sind natürlich nicht be¬

friedigend, insofern als uns nicht die Mittel zur

Verfügung stehen, das zu schaffen, was wir gerne

haben möchten. Aber ich muß schon sagen: nach

meinen eigenen Wahrnehmungen und nach all den

unzähligen Akten, die ich Gelegenheit hatte als

Parlamentskommissär im Heeresministerium zu

studieren und durchzusehen, kann ich doch sagen: das

wenige, das wir haben, ist gut. Und wenn wir

heute Gelegenheit haben, unsere Wehrmacht nicht

nur bei Paraden, was schließlich auch dazu gehört,

sondern namentlich bei Elementarkatastrophen zu

beobachten, so müssen wir voll des Lobes sein über den

guten Geist, der in der Wehrmacht steckt, über die

Disziplin, die die Leute halten, und über den auf¬

opferungsfähigen Willen, der alle beseelt. Es sind

nicht nur die Behörden, sondern cs ist auch die

ganze Bevölkerung voll des Lobes und der Dank¬

barkeit für die geleistete Arbeit in solchen Gebieten,

die heuer leider sehr zahlreich von Elementar¬

katastrophen hcimgesucht worden sind.

Ich möchte zusammenfassend nur sagen, daß wir

den Herrn Minister bitten, mit aller Energie die

Interessen der Wehrmacht im Ministerrat zu ver¬

treten, wir möchten ihn bitten, daß er Mittel und

Wege finde, um gegen jene Finanzleute, die einen

infernalischen Haß gegen alles haben, was Militär

und was Heereswesen anbelangt, entsprechend auf-

treten zu können, daß Drosselungen, soweit sie die

Ersparungsmaßnahmen mit sich bringen, durch¬

geführt werden, sich aber nicht ausschließlich auf

das Heerwesen beschränke», weil wir beim Fort¬

dauern dieses Zustandes bei der nächsten Budget¬

verhandlung kaum mehr Gelegenheit hätten, über

das Kapitel Heerwesen überhaupt noch zu reden.

(Beifall und Händeklatschen.)

Bundesminister für Heereswesen Vaugoin: Hohes

Haus! Ich habe bereits im Finanz- und Budget¬

ausschuß Gelegenheit genommen, über die un¬

genügenden Stände und die geringen materiellen

Vorsorgen im Buudesheer zu sprechen. Auch ich

muß, nachdem sich die beiden Herren Vorredner

wieder damit beschäftigt haben, ganz offen erklären:

Ja, ich erachte sowohl die Stände als auch die

materiellen Vorsorgen, die für die Erhaltung unseres

Bundesheeres getroffen werden, für nicht hinreichend.
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Aber, hohes Haus, wenn dabei gesagt wird, daß

wir eigentlich nichts mehr haben, daß unsere Armee

eine Operettenarmee sei und ähnliches, so muß ich

doch bei dieser Gelegenheit sagen, daß bei allen

Anlässen, bei welchen das Bundeshecr seiner Pflicht

nach § 2 des Wchrgcsetzes uachzukommen hatte,

seinen Leistungen bisher allgemeine Anerkennung

gezollt wurde. (Zustimmung.), Ich als Heeresminister

würde es natürlich auch wünschen — und ich kämpfe

dafür —, daß wir mehr Geld für das Heeres»

budget aufbrächtcn. Aber ich muß doch auch bitten,

die allgemeine Situation des Staates ins Auge

zu fassen, die Herren im hohen Hause sind ja

darüber orientiert. So muß ich mich eben bei

meinen Wünschen und Forderungen von den not¬

wendigen Schranken einengen lassen, und ich glaube,

das müßte auch ein anderer Herr tun, wenn er

heute in dieser wirtschaftlich harten Zeit an meiner

Stelle stünde. (So ist es!)

Die Stände der Offiziere und Unteroffiziere sind

verhältnismäßig besser als die Stände der Wchr-

leute. Wir haben trotzdem auch hier 10 bis

25 Prozent Abgänge. Nun wird manchmal gesagt,

da bestehe ein Mißverhältnis; während bei den

Soldaten 35 Prozent Abgänge sind, betragen sie

bei den Offizieren und Unteroffizieren nur 10 bis

25 Prozent. Das ist aber doch ein nur scheinbares

Mißverhältnis. Denn die Ausbildung von tüchtigen

Unteroffizieren erfordert vier Jahre, die Ausbildung

von Offizieren sechs Jahre und bei Jungmännern

ist es eben doch möglich, sie in einem Jahre halb¬

wegs auszubilden. Die Auffüllung des Wehrmann¬

standes ist also nur eine Sache des Geldes, während

die Heranbildung der Offiziere und der Unter¬

offiziere auch eine Sache der Zeit ist. Was Sache

des Geldes ist, kann allenfalls eingebracht werden,

die Zeit ist im letzten Moment nicht mehr einzu¬

bringen. Daher darf die Heranbildung der Führer

nie außer acht gelassen werden, auch in der jetzigen

Zeit nicht. Den Führerrahmen wird man auch

dringend brauchen, wenn uns die Fesseln des

Fricdensvertragcs bezüglich des Wehrsystems einmal

gelöst werden sollten, und ich hoffe ja doch, daß

es hiezu einmal kommen wird.

Was nun den Stand an Wehrmännern betrifft,

so war er Ende Oktober 1925 17.256 und ist

jetzt zirka 17.000 statt des vorgeschriebenen Standes

von 26.500. Durch die Einrückungen der Jung¬

männer im März und April wird der Durchschnitts-

stand im Jahre 1926 annähernd auf gleicher Höhe

bleiben wie im Jahre 1925. Das fehlende Wehr-

mannsdrittel zeigt sich naturgemäß besonders bei

der Infanterie. Hier beträgt der Abgang zirka

40 Prozent. Das ist aber auch leicht erklärlich.

Ich muß natürlich trachten, bei den übrigen Truppen,

insbesondere bei den technischen Truppen, aber auch

bei der Artillerie und Kavallerie die Stände höher

zu halten, weil die Ausbildung der Mannschaft

hier unverhältnismäßig mehr Zeit erfordert als bei

der Infanterie und weil solche Truppen, wie

namentlich die Pioniere, auch im Frieden bei

Elementarkatastrophen oft berufen werden müssen.

Ein weiterer Abgang ergibt sich dadurch, daß ein

großer Teil der Ausbildung, speziell der Chargen,

Berufsunteroffizicre und Offiziere, in eigenen Kursen

und Schulen erfolgen muß. Außer der Hceresschule

in Enns, mit ihren Dependenzen in Wiener Neustadt

und Schloßhof, haben wir noch 15 solcher Kurse

mit zirka 1000 Frequentanten. Die in Vorbereitung

für das spätere bürgerliche Leben stehenden 1900

Soldaten und die in ärarischen Betrieben oder

Kanzleien befindlichen Wehrmänner drücken ebenfalls

die Stände. Ebenso schwächen die Stände der Wach-

und Jnspektionsdienst, dann die Kranken und die

Beurlaubten. Trotz alledem sind bei Einziehung

sämtlicher Kommandierten die Stände befriedigend.

Wir hatten die Wahl zwischen zwei Systemen

zu treffen: entweder nur Ausbildung bei der Truppe

oder Ausbildung in Kursen. Wir haben des letztere

System gewählt, obwohl bei dem ersteren System

die Stände höher gehalten werden könnten. Wir

müssen das System der Ausbildung in Kursen

wählen, weil in kleinen Garnisonen die Spczial-

kräftc zur Ausbildung fehlen und weil ein modernes

Heer auf die Ausbildung in Kursen heute nicht

mehr verzichten kann.

Trotz aller Hemmnisse im einzelnen erreichte

die Ausbildung im allgemeinen ein hohes Niveau.

Anläßlich größerer Übungen haben Anlage und

praktische Durchführung bei Fachleuten nicht bloß

im Inland, sondern auch im Ausland vollste An¬

erkennung gefunden und eine vollständige Wandlung

in den Anschauungen über das Bundesheer mit sich

gebracht. Wenn trotz der unzulänglichen Mittel und

der geringen Stände Fortschritte in der Ausbildung

und Disziplin fast von Monat zu Monat wahr-

zunehmcn sind, so danken wir dies der Pflichttreue

der Ausbilder und der Ausgebildeten, also der

Offiziere, der Unteroffiziere, der Chargen und der

einfachen Soldaten der Truppen und der Kurse.

Die Liebe der Heeresangehörigen zu ihrem Berus,

zu ihrem Volk und ihrer Heimat und die Aus¬

opferung bei den ungeheueren Schwierigkeiten, die

wir in unserem Ressort vorfinden, haben sie zu

einem solchen Aufschwung befähigt, und ich glaube,

im Rainen des hohen Hauses zu sprechen, wenn ich

sage, daß wir allen von ganzem Herzen danken.

(Beifall und Händeklatschen.) Unser Dank muß

aber auch allen jenen Offizieren, Beamten nnd

Hilfskräften gelten, die in stiller, oft vielfach ver¬

kannter bescheidener Arbeit die Grundlage für die

Entwicklung des Heeres schaffen. (Beifall.)

Als Mann, der doch mehrere Jahre schon die

Ehre hat, hier auf diesem Platze das Budget des
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Bundesheeres zu vertreten, erfüllt es mich mit

Befriedigung, daß ich sagen kann: Immer mehr wird

das Bnndcsheer ein Volkshecr. (Bravo! Bravo!)

Das war besonders bei Feierlichkeiten wahrzunehmen,

an denen es tcilgenommen hat und bei denen es

Gegenstand der Sympathiekundgebungen der Bevöl¬

kerung wurde. Nachdem im Jahre 1920 das Bundes¬

land Wien dem Infanterieregiment Nr. 4 und im

Jahre 1924 das Bundesland Nicderösterrcich dem

Infanterieregiment Nr. 5 eine Fahne gespendet hat,

haben fast alle anderen Länder teils Fahnen ge¬

spendet, teils Fahnen gewidmet oder die Widmung

wenigstens in Aussicht gestellt. Überall fand die

Fahnenweihe und die Fahnenübergabe unter zahl¬

reicher Beteiligung der Bevölkerung und der Be¬

hörden statt, und diese militärischen Feste haben sich

zu wahren Volksfesten in des Wortes bester Be¬

deutung gestaltet. Ich gestatte mir, an dieser Stelle

den Landiagen und den Landesregierungen im Namen

des Bundesheeees den Dank für diese hochchrenden

Widmungen abzustatten. (Bravo!) Solche Wahrzeichen

des Gemeingeistes und der Einigkeit sind von größter

Bedeutung für den Geist der Truppen, sic schlingen

ein enges Band um Land und Heer. Ich möchte

mir noch erlauben, der Anregung Ausdruck zu geben,

daß auch die anderen Truppenkörper Wahrzeichen

erhalten, so insbesondere die Pioniere, die in den

letzten Jahren wiederholt durch die Tat bewiesen

haben, daß sie in der Not dem Volke mit ihren

Kenntnissen treu zur Seite stehen.

Die Leistungen bei Assistenzen anläßlich von

Elementarkatastrophen und Nutzarbeitcn, die muster¬

gültige stramme Haltung der Truppen nach an¬

strengenden seldmäßigen Übungen, ihr tadelloses Aus¬

sehen bei repräsentativen Festen, das korrekte Ver¬

halten des einzelnen Mannes außer Reih und Glied,

alle diese Dinge haben auch Kreisen die Anerkennung

für die Wehrmacht abgezwnngen, die ihr früher kälter

gegcnübergestanden sind. (Sehr richtig!) Daß es in

vielem noch besser wird und werden muß, das wird

ohne weiteres zugegeben. Das Allheilmittel hiefür

hat schon der alte Montecuccoli gegeben, es heißt

Geld, Geld und wieder Geld. (Sehr richtig!) Und

wie es mit dem momentan bestellt ist, nicht bloß im

HeercZressort, sondern, wie ich ja höre, auch in

allen anderen Ressorts, das ist ja dem hohen Haus

bestens bekannt. Ich möchte bei der Gelegenheit noch

bemerken, daß doch die Aufwendungen an Geld für

das Heereswesen nicht so unwirtschaftlich und unfrucht¬

bar sind, wie es manchmal behauptet wird. Die

Einkäufe für das Heer an Pferden, an Futter kommen

der Landwirtschaft zugute, ebenso wie die Einkäufe

der Monturen und der übrigen Bedarfsartikel des

Heeres dem Gewerbestand zum Nutzen gereichen.

Ich sehe es ja jedesmal, wenn eine kleine Garnison

verlegt werden soll, daß gerade die Gewerbetreibenden

es sind, die in solchen Fällen in heftigster Weise

dagegen protestieren. (Sehr richtig!) Daraus kann

entnommen werden, daß die Ausgaben, die für das

Heereswesen aufgewendet werden, gerade nicht die

allernnfruchtbarstcn sind, daß sie vielmehr das Wirt¬

schaftsleben befruchten.

Ich möchte mich nun einigen Bemerkungen des

Herrn Abg. Dr. Deutsch zuwenden. Herr Dr. Deutsch

hat uns erzählt, was die Soldaten bei dem Ba¬

taillon, bei der Kompagnie, in dieser Garnison sich

alles selbst bezahlen müssen, und ein Herr hat sogar

den Zwischenruf gemacht, es wundert ihn, daß sie

nicht auch den Gehalt des Ministers bezahlen

müssen. Nun, ich glaube, daß der Herr Abg. Deutsch

hier ein bißchen übertrieben hat. Ich bin sehr gerne

bereit, jedem einzelnen Falle nachzngehen, aber das

weiß er wohl selbst, das zum Beispiel die Reinigung

der Kaserne Sache der Soldaten ist, und wenn sie

dies bei einer Kompagnie nicht selbst besorgen, dann

müssen sie eben dafür bezahlen. Das ist doch selbst¬

verständlich. Wenn der Herr Dr. Deutsch weiter er¬

klärt, daß sie für Beheizung und Beleuchtung be¬

zahlen müssen, bitte, nehmen Sie sich das Budget

zur Hand, Sie werden dort die Ziffern für das

Heizservice und die Beleuchtung finden. Natürlich,

wenn in der elektrischen Beleuchtung über ein ge¬

wisses Maß hinausgegangcn wird, dann werden die

Soldaten wahrscheinlich dafür aufkommen müssen.

Ähnlich steht cs in vielen anderen Fällen: wenn

die Soldaten ein Bestschießen geben oder ein Preis-

reitcn veranstalten, dann müssen eben Preise dafür

gegeben werden. Das Heeresministerium bemüht sich

natürlich, einen Teil dieser Preise herbeizuschaffen;

wir verfügen aber nicht über reichliche Mittel, bei

uns kann es sich höchstens um Kleinigkeiten handeln

und den Rest bezahlen sich die Truppen selbst.

(Sever: Was in der Kanzlei gebraucht wird!) Das

werden Sie doch nicht im Ernst behaupten wollen,

daß die Kanzleireqnisitcn von den Soldaten bezahlt

werden. - Wenn Sie da irgendeinen Fall angeführt

haben — in Braunau oder wie die Garnison heißt,

die Sie genannt haben —, ich habe mir den Fall

vorgemerkt und werde der Sache nachgehcn. Ich

muß von dieser Stelle ans erklären, daß die Sol¬

daten zu Geldausgaben nicht gezwungen werden

dürfen, aber wenn sie eben alle wollen, wenn sie

zum Beispiel irgendwo eine besondere Übung unter¬

nehmen, die nicht im Übungsprogramm vorgesehen

ist, für die daher kein Gels vorhanden ist, dann

müssen sie eben selbst dazu beitragen. Das ist traurig,

aber es berechtigt noch immer nicht dazu, die Wehr¬

macht als eine Opercttenarmee hinzustellcn. (Sehr

richtig!)

Hohes Haus! Es hat Herr Dr. Deutsch auch über

den Fall des Hauptmannes Sellner gesprochen, der

hier schon im vergangenen Jahr behandelt wurde.

Ich meine, der Fall des Hauptmannes Sellner zeigt,

wie erschöpfend ich der Angelegenheit nachgegangen
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bii- und daß ich alle Mittel augewendet habe, um

hier dem Rechte zum Siege zu verhelfen. Ich er¬

kläre, der Disziplinaranwalt hat den Auftrag gehabt,

im Falle Hauptmann Sellncr in der I. Instanz

frciaesprochcn wird, an die H. Instanz zu berufen;

der Senat in der H. Instanz war nicht bloß aus

Offizieren, sondern auch aus Mannschaftspersoncn

zusammengesetzt. Ich habe ferner den Akt der Staats¬

anwaltschaft übergeben und der Staatsanwalt hat

meine Anzeige zurückgelegt. Hauptmann Sellner ist

aber überall freigesprochen worden. Hochgeehrter

Herr Dr. Deutsch, wenn Sie hier säßen, Sie könnten

doch auch auf die Gerichte und Disziplinarkom-

missionen keinen weiteren Einfluß ausüben, als daß

Sie den Disziplinaranwalt beauftragen, mit aller

Strenge durch alle Instanzen die Angelegenheit zu

verfolgen. Darüber hinaus gibt mir das Gesetz

kein Recht.

Ähnlich steht es mit dem zweiten Falle. Es wird

mir bezüglich eines gewissen Gefreiten Christl vor¬

geworfen. der „Wehrbnnd" hätte darüber geschrieben.

Gewiß hat der „Wehrbund" darüber geschrieben.

Und der „Wchrbund" hat recht gehabt, daß er darüber

schreibt. Wer hat denn je den Zugsführer Christl

in Schutz genommen? Dieser Zugsführer hat sich

erlaubt, einen Soldaten bei der Abrichtung, um ihn

vorwärts zu bringen, mitffeinem Bajonette zu stechen.

Es war eine leichte Verletzung, er ist deshalb in

gerichtliche Untersuchung gekommen und verurteilt

worden. Ich habe außerdem die Einleitung des

Disziplinarverfahrens gegen ihn angeordnet. Ich

wüßte nicht, welche weiteren Mittel ich gegen ihn

ergreifen könnte.

Was nun den Selbstmord des Alpenjägers Jdl

in Innsbruck betrifft, so habe ich mich gerade mit

diesem Falle ausführlich beschäftigt, und ich will

zugcben, ich würde seine Tat nicht als Kameradschafts¬

diebstahl qualifizieren, obwohl man darüber ver¬

schiedener Meinung sein kann, wenn jemand sich von

einem seiner Nachbarn ohne dessen Erlaubnis ein

Kleidungsstück aneigncte, cs trägt bis er gestellt

wird. Aber für die Auffassung der Disziplinarkom-

mifsion in diesem Falle kann ich natürlich nicht

Rede stehen. Es tut mir leid, daß sie strenger ge¬

wesen ist, als ich es gewesen wäre, es tut mir leid,

daß sie in diesem Falle zu hart gewesen ist. Aber

was soll das für ein Vorwurf für mich sein? Ich

mochte wirklich wissen, wie ich in dieser Angelegenheit

hätte einschreiten können. Der arme Jdl hat sich

erschossen, aber es ist vergessen worden, zu erwähnen,

daß außer dieser dienstlichen Anzeige auch noch pri¬

vate Dinge Vorgelegen sind, die koinzidierend sind

mit der Sache, ich will aber heute diese privaten

Angelegenheiten wirklich nicht näher besprechen.

Oder es wird mir hier der Fall des Kanoniers

Nord vorgeworsen. (Dr. Deutsch: über Hau;/lisch

und Jiresch reden Sic nichts, wieso sie nach Wien

gekommen sind und wieso der Jiresch in die

Offiziersschule gekommen ist!') Herr Dr. Deutsch,

wenn Sie wünschen, werde ich auch über diese Fälle

reden. Ich weiß zwar nicht, wieso Hawlitsch und

Jiresch nach Wien gekommen sind, aber ich weiß,

daß eine Reihe von Wienern in Tirol gedient haben

und dann nach Wien transferiert wurden, also nicht

bloß Hawlitsch und Jiresch, sondern auch andere,

über deren Transferierung Sie nicht böse sind,

Herr Doktor, sind nach Wien gekommen. (Beifall)

Was nun die Aufnahme des Jiresch in die Offiziers¬

schule betrifft, so möchte ich folgendes aussthren:

Jiresch ist der Sohn eines pensionierten Generals,

das wird zugegeben. Jiresch hatte in Innsbruck,

weil er seinen Kameraden Bedarfsartikel verkauft

hat, eine Disziplinaruntersuchung. Er ist wegen

dieses Zigaretten- und Schokoladeverkaufes von

der Disziplinarkommission verurteilt worden, ich

weiß nicht, ich habe den Akt nicht vor mir, zu

welcher Strafe . . . (Dr. Deutsch: 14r Tage Aus¬

gangsbeschränkung!) Also zu 14 Tagen Ausgangs¬

beschränkung. (Dr. Deutsch: Aber andere, die keine

Strafe haben, kommen nicht in die Offiziersschule!

Der Mann ist bestraft worden mul kommt in die

Offiziersschule! Die ungleichmäßige Behandlung ist

es, worüber wir uns beschweren!) Dann hat er

sich zur Prüfuitg in die Offiziersschule gemeldet,

hat die Prüfung bestanden und ist ausgenommen

worden. (Dr. Deutsch: Weil er der Sohn eines

Offiziers ist, sonst wäre er nie hineingekommen!)

Dem trete ich entgegen. Ich verwahre mich da¬

gegen, daß ich den Jiresch deswegen in die Offi¬

ziersschule genommen habe, weil er der Sohn eines

Offiziers ist. Dagegen verwahre ich mich auf das

entschiedenste. Sehen Sie die Prüfungslisten und

die Prüfungsränge durch, es sind sogar Hcercs-

angchörige, die nach ihm rangieren, noch hinein-

gckommen. (Dr. Deutsch: Wie steht es mit seiner

Auszeichnung? Hat er eine Auszeichnung oder nicht?)

Es ist wirklich viel verlangt von mir, daß ich über

jede Auszeichnung jedes einzelnen Soldaten Aus¬

kunft geben soll . . . (Dr. Deutsch: Untersuchen

Sie! Sic trauen sich nicht zu untersuchen, weil Sic

wissen, ivas dabei herauskommi!) . . . aber ich

werde mich informieren lassen, ob er eine Kriegs¬

auszeichnung hat und werde dann dem Herrn

Zwischenrnfer Antwort geben. Einstweilen bin ich

über die Auszeichnungsfrage nicht informiert. Dar¬

über wird Herr Dr. Deutsch hoffentlich nicht sehr

böse auf mich sein.

Nun möchte ich noch ein paar Worte über die

Angelegenheit des Kanoniers Nord in Stockerau

sagen. Es wird hier vorgebracht, daß in Stockerau

der Kanonier Nord dient, der ehemals in einer

deutschen Formation oder im deutschen Heere ge¬

dient hat. Ja, Nord ist doch österreichischer Staats-
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bürger. Er dient in Stockerau, und es ist ihm auch

gar keine Ausnahmestellung zuteil geworden. Ebenso

wie der arme Peschitz, der an der Trinkerei teil¬

genommen hat, war auch Nord dabei, alle Über¬

lebenden dieser Trinkerei sind aber bekanntermaßen in

Disziplinaruntersuchung gekommen. Es ist also hier

in keiner Weise zugunsten Nords eine Ausnahme

gemacht worden.

Ich mochte noch auf eine Bemerkung des Herrn

Abg. Klimann reflektieren. Der Herr Abg. Klimann

hat hier wie im Ausschüsse über das Soldaten¬

anstellungsgesetz gesprochen, und er hat mir auf¬

getragen, meine Referenten zu verhalten, sich un¬

ausgesetzt mit dieser legislativen Aktion zu be¬

schäftigen. Ich kann ihm erklären, daß ich das wirklich

tue, und auch ich beschäftige mich selbst sehr häufig

mit diesem Problem. Aber es handelt sich bei dem

Gesetz nicht darum, zu sagen, daß ein Soldat irgend¬

wo angestellt werden kann, sondern es handelt sich

darum, ihm einen Anspruch auf die Anstellung zu

sichern. Denn ohne daß man ein Vorzugsrecht

festlegt, ist das Gesetz wertlos. Natürlich kann heute

jedes Amt jeden ausgedienten Soldaten anstellen,

den es will. Das genügt aber nicht, es muß ein

rechtlicher Anspruch festgelegt werden, und die Fest¬

legung dieses Vorzugsrechtes ist es eben, das lang¬

wierige und umständliche Verhandlungen mit vielen

Ämtern und Behörden notwendig macht, und das

ist es, was die Schaffung dieses Gesetzes verzögert.

Ich möchte aber bemerken, daß ich nach den letzten

Berichten, die mir vorliegen, glaube, daß es noch

im Laufe dieses Budgetjahres möglich sein wird,

dem hohen Hause eine diesbezügliche Vorlage zu

unterbreiten.

Hohes Haus! Sic haben aus dem Munde der

Opposition und aus meinem Munde das Urteil über

die Wehrmacht gehört. Ich glaube, auch Sie, meine

Herren, haben im heurigen Jahre die Wehrmacht

beobachtet. Mögen Sie selbst entscheiden, ob ein

Fortschritt oder ein Rückschritt vorliegt. Das, was

man mit kargen Mitteln leisten kann, glaube ich,

geleistet zu haben. (Lebhafter Beifall und Hände¬

klatschen.)

Die Verhandlung über diesen Abschnitt ist damit

abgeschlossen. Die Abstimmung erfolgt am Schluß

der Budgetberatung.

Es wird nunmehr der 8. Abschnitt zur Ver¬

handlung gestellt, das ist XV., Kapitel 27, „Mono¬

pole", Titel 1, „Tabak", Titel 2, „Salz", Titel 3,

„Staatslotterien".

Spezialberichterstatter Volker: Hohes Haus!

Ich berichte über Kapitel 27, Titel 1, „Tabak".

Eingangs will ich erwähnen, daß wir eine erfreulich

anhaltende Aufwärtsentwicklung in der Gebarung

des Tabakmonopols wahrnehmen können, besonders

wenn wir an die Überschüsse in den letzten vier

Jahren denken. Im Jahre 1925 waren im Vor¬

anschlag die Einnahmen mit 270°9 Millionen

Schilling, die Ausgaben mit 141°1 Millionen

Schilling festgestellt. Der Überschuß betrug im

Jahre 1925 129'8 Millionen Schilling. Im Vor¬

anschlag des Jahres 1926 sind die Einnahmen mit

288'1 Millionen Schilling, die Ausgaben__ mit

139'7 Millionen Schilling veranschlagt, der Über¬

schuß beträgt 148°4 Millionen Schilling. Ein

Mehrersordernis von 5°1 Millionen Schilling für

den Personalaufwand ist vor allem andern in der

erhöhten Erzeugung begründet. Wenn die Tabak-

verwaltnng die finanziellen Ziele, die ihr durch das

Wiedcranfbaugesetz gegeben waren, in der Hauptsache

erreicht hat, so wollen wir hoffen, daß künftighin

auch eine weitere Qualitätsverbesserung zu erreichen

sein wird.

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt den

Antrag (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„1. Dem Kapitel 27, Titel 1, „Tabak", des

Bundesvoranschlages für 1926 in der unveränderten

Fassung der Regierungsvorlage wird die verfassungs¬

mäßige Zustimmung erteilt.

2. Die dem Berichte beigedruckte Entschließung

wird angenommen."

Spezialberichterstatter Markschläger: Die Situ¬

ation unserer österreichischen Salzwerkc ist gekenn¬

zeichnet durch eine verringerte Absatzmöglichkeit, es

wurden deshalb zahlreiche Einschränkungen im Be¬

triebe vorgenvmmen. Trotzdem sind alle sechs

Betriebe bisher in Gang geblieben, und es wird

dies auch in Zukunft mit Rücksicht auf volkswirt¬

schaftliche und sozialpolitische Erwägungen so sein

müssen. Aufgabe des kommerzialisierten Betriebes

wird es sein, im kommenden Jahre eine stärkere

Beschäftigung der Betriebe zu ermöglichen. Darin

ivird vor allem das Arbeitsprogramm zu bestehen

haben. Betriebe schließen und nach diesem Rezept

die Rentabilität steigern, das hätte auch die bureau-

kratische Verwaltung zuwege gebracht. Einer dies¬

bezüglichen Entschließung, die dem gedruckten Be¬

richte beigeschlossen ist, bitte ich die Zustimmung zu

erteilen.

Mit Rücksicht aus die Neuorganisation des Be¬

triebes wurde im Finanzausschuß auf meinen Antrag

beschlossen, daß im Geldvoranschlag des „Salz¬

monopols" unter I. Zentralleitung, 1. Personal¬

aufwand, a) Aufwand für Aktive, um 80.000 'S

mehr und unter II. Betriebe, 2. Sachaufwand,

fl) Betriebsmaterialien, um den gleichen Betrag

weniger eingestellt wird. Die finanzgesetzlichcn

Ansätze ändern sich hiedurch nicht.
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Im Namen des Finanz- und Budgetausschusses

habe ich die Ehre, dem Hause folgenden Antrag zu

unterbreiten (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„1. Dem Kapitel 27, Titel 2, „Salz", des

Bundesvoranschlages für 1926 in der Fassung der

Regierungsvorlage unter Berücksichtigung der vom

Berichterstatter beantragten Änderung im Gcld-

voranschlage wird die verfassungsmäßige Zustimmung

erteilt."

Spezialberichterstatter Wancura: Hohes Haus!

Die Ausgestaltung der Staatslotterieu und die

Überführung dieses Betriebes in ein für den Bund

einträgliches Monopol hat in dem abgelaufenen

Jahre bedeutende Fortschritte gemacht; insbesondere

die Ausgestaltung der Klassenlotterie ist vollkommen

regelrecht vor sich gegangen, und das Bestreben der

Bundesverwaltung, den Lospreis womöglich der

Friedensparität anzugleichen, war insofern von

Erfolg gekrönt, als der Preis der Lose nach und

nach auf 160 8 gesetzt werden konnte.

Trotz der Angleichung an diese Friedensparität

haben sich im Betriebe dieses Monopols keine

Störungen ergeben. Die Ausgestaltung der Klasscn-

lotterie war eine unbedingte Notwendigkeit schon

aus dem einen Grunde, weil dadurch der Ein-

schmuggelung von ausländischen Klassenlosen, welche

früher in starkem Maße betrieben wurde, Einhalt

geboten wurde; man kann nun ruhig sagen, daß die

österreichische Klassenlotterie tatsächlich zu den best¬

fundierten und -dotierten Lotterien dieser Art

gehört.

Was den Ertrag des Staatsmonopols selbst

anbelangt, betrug derselbe für das Jahr 1925

2,539.360 8, dagegen ist derselbe für das Jahr

1926 durch die bereits erwähnte Erhöhung des

Losprcises der Klassenlose auf 5,805.300 8 präli-

miniert.

Das Zahlenlotto, welches für das Jahr 1925

einen kassamäßigen Erfolg von 1,668.400 8 aus¬

weist, wurde im Voranschlag für das Jahr 1926

mit 2,666.000 8, also nahezu um 1,000.000 8

mehr, beziffert. Das Klasscnlotto, welches im Jahre

1925 einen kassamäßigen Erfolg von 1,488.730 8

ausweist, wurde im Voranschlag für das Jahr 1926

mit 3,658.300 8, also um 2,169.570 8 mehr,

beziffert.

Hohes Haus! Trotz der Durchführung eines

wesentlichen Personalabbaues und trotz der Ab¬

schaffung der Generaldircktion und Überweisung

sämtlicher Agenden, die zu den umfangreichsten

gehören, an den Referenten im Bundesministerium

für Finanzen, welcher dieselben in lobenswerter

Weise verwaltet, ist dieser Betrieb, von kauf¬

männischen Prinzipien geleitet, eine der besten

Einnahmeqncllen des Staates, und es ist auch anzu¬

nehmen, daß die Ausgestaltung desselben noch weiter

vor sich gehen wird.

Erwähnenswert ist, daß die Personen des Ruhe¬

standes aus den Staatslotterien erhalten werden

und deren Anzahl größer ist als der derzeitige

Aktivstand.

Ich bitte nunmehr das hohe Haus, dem Kapitel 27,

„Staatslotterie", die verfassungsmäßige Genehmigung

zu erteilen.

Zn diesem Abschnitt ist kein Redner gemeldet,

es wird daher zum Abschnitt 9, das ist XVI., Ka¬

pitel 28, „Bundesbetriebe", Titel 6, „Staats-

druckcrei", und Titel 7, „Hauptmünzamt", über¬

gegangen.

Berichterstatter Wancura: Hohes Haus! Be¬

züglich des Kapitels „Staatsdruckerei" wäre folgendes

zu erwähnen:

Seit der Geschäftsstockung des Jahres 1923 ist

die Staatsdruckerei in erfreulichem Aufschwung be¬

griffen. Dieser zeigt sich zunächst darin, daß die

Anstalt seither andauernd ausreichend mit Arbeit

versorgt ist. Der anhaltende Arbeitsandrang hatte

zur Folge, daß die Staatsdruckerei mit dem für

1925 präliminierten Personal von 855 Arbeitern

nicht das Auslangen finden konnte und daher er¬

mächtigt wurde, vorübergehend Arbeiter über diesen

Stand aufzunehmen. Dermalen beträgt der Personal¬

stand der Staatsdruckerei zirka 970 Arbeiter und

18 Lehrlinge. Finanziell äußert sich der Aufschwung

der Staatsdruckerei, die im Krisenjahr 1923 sowohl

doppisch als auch kassamäßig mit über 12 Milliarden

Kronen passiv war, darin, daß sie für 1924 zwar

doppisch mit einem Reingewinn von rund 172.000 8

abgeschlossen hatte, aber kassamäßig noch Bundes¬

zuschüsse von insgesamt rund 645.000 8 bedurfte.

Auch das Jahr 1925 wird aller Voraussicht nach

insofern nicht ungünstig abschließen, als sich, nach

der Doppik berechnet, ein Gcbarungsabgang nicht

ergeben dürfte; doch ist immerhin auch im laufenden

Jahre ein Bundeszuschuß im Betrage von zirka

700.000 8 erforderlich.

Im übrigen werden pro 1926 Präliminiert: der

Personalaufwand mit 4,758.000 8, der Sachauf¬

wand einschließlich der Verzinsung des Betriebs¬

kapitals mit 2,514.000 8, die Anlagen mit

313.400 8.

Diesen Ausgaben von zusammen 7,585.400 8

stehen Einnahmen von insgesamt 7,586.000 8

gegenüber, so daß sich eine kassamäßige Nettoabfuhr

von 600 8 ergeben würde. Werden jedoch die Aus¬

gaben für die Anlagen per 313.400 8 aus der

Ausgabensumme ausgeschiedcn, ergäbe sich ein

Bctriebsüberschuß von 314.000 8.

Bemerkt wird, daß im Personalaufwand vor

allem die Löhne für 900 Arbeiter mit 2,877.800 8
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(gegen 2,369.000 S für 1925), die Gehälter für

153 Angestellte (gegen 173 Angestellte für 1925)

mit rund 652.000 8 (gegen 658.000 8 für 1925),

ferner die Ruhe- und Bersorgungsgenüsse für über

1100 Parteien mit 1,834.000 8 (gegen 1,770.000 8

für 1925) veranschlagt sind. Von letzterem Betrage

kommt allerdings der Beitrag des Bundes zum

Pcnsionsaufwand per 680.000 8 (gegen 1,030.000 8

für 1925) in Abzug, so daß die Staatsdruckerei

mit 1,154.000 8 für Ruhe- und Versorgungs¬

genüsse belastet sein wird.

Die Steigerung des Sachaufwandes, 1925:

1,382.000 8, 1926: 2,472.000 8 ohne die Ver¬

zinsung des Betriebskapitals, ist durch die erhöhte

Betricbsintensität gerechtfertigt.

Um der Staatsdruckerei einen dauernd finanziellen

Erfolg für die Zukunft sicherzustellcn, sind cine'Rcihe

von Reformmaßnahmcn im Zuge, insbesondere die

Vereinfachung der Organisation des Betriebes durch

Auslassung von Gruppenvcrbändcn und Abteilungen,

wodurch der Abbau einer größeren Anzahl von

Beamten ermöglicht werden wird. Die Betriebs¬

intensität soll durch weiteren Ausbau des Akkord¬

lohnsystems, die Zuerkennung von Leistungs¬

pauschalien und die Modernisierung der maschinellen

Bclriebscinrichtungcu gehoben werden.

Bezüglich des Kapitels Hauptmünzamt habe ich

folgendes zu berichten: Das Hauptmünzamt ist auch

ein staatlicher Betrieb, der tatsächlich zu den Muster¬

betrieben gehört.

Das Hauptmünzamt war im Jahre 1924 ganz

außerordentlich stark beschäftigt. Die Anzahl der

ausgeprägten Münzen erreichte mit nahezu 342

Millionen Stück eine Höhe, wie sie bisher in den

Annalen des österreichischen Münzwesens noch nicht

zu verzeichnen war.

Tie Einlösang-abteilung hatte in diesem Jahre

durch das Wiederaufleben des Mariatheresientaler-

Geschäftes, dem sich auch jenes in Dukaten anschloß,

für Privatrechnnng reichlich zu tun, während

anderseits die Schillmg-Ausmünzungcn große staat¬

liche Silbernmsätze brachten.

Ich bitte nun das hohe Haus, diesen beiden

Kapiteln die verfassungsmäßige Genehmigung zu

erteilen.

Zu diesem Abschnitt ist gleichfalls kein Redner

gemeldet, es wird daher zum Abschnitt 10, das

ist X. „Finanzen", Kapitel 16, „Finanzverwaltung",

Kapitel 17, „Öffentliche Abgaben", Kapitel 18,

„Kasscnverwaltung", übergegangen.

Spczialberichterstatter Heinl: Hohes Haus! Die

Gruppe Finanzen, über welche ich dem hohen

Hause zu berichten die Ehre habe, umfaßt die

Kapitel 16, „Finanzverwaltung", 17, „Öffentliche

Abgaben", und 18, „Kassenverwaltung".

Was das Kapitel Finanzverwaltung anbelangt,

so erlaube ich mir zunächst die Aufmerksamkeit des

hohen Hauses aus die weitgehenden Ersparungs¬

maßnahmen zu lenken, welche das Finanzministerium

im heurigen Jahre bereits durchgcsührt bat,

beziehungsweise deren Durchführung noch im Zuge

ist. Außer einer erheblichen Personalvcrminderung

in der Zentralstelle selbst, welche die Zusammen¬

ziehung von Abteilungen ermöglichte, wurde auch

bei den Unterbehörden ein ziemlich weitgehender

Abbau durchgcsührt und eine Reihe von Steuer-

ämtern aufgelassen. Es konnte daher der^ßersonal-

aufwand — ungeachtet der Mehrerfordernisse aus

dem Gehaltsgesctz — für das Jahr 1926 mit 33'4

Millionen Schilling gegen 35'1 Millionen Schilling

im Jahre 1925, somit um 1'7 Millionen Schilling

niedriger, veranschlagt werden. Dieser Ersparnis steht

allerdings ein Mehraufwand von 1°4 Millionen

Schilling beim Sachaufwand gegenüber, der in

erster Linie durch die Aufhebung der Portofrciheit

hcrvorgerufen wurde.

Trotzdem bleiben aber die Gesamtausgaben von

38°3 Millionen Schilling gegenüber dem Jahre 1925

um 0°3 Millionen Schilling zurück.

Bei den Ausgaben sind diesmal die Verbindlich¬

keiten aus der Militärliquidierung nicht enthalten,

da letztere in das Kapitel 26 (Slaatsvertrag von

Saint-Germain) überstellt wurden, wo sie sich besser

cingliedern.

Die Einnahmen von 12'9 Millionen Schilling sind

gegenüber dem Vorjahre um 4'5 Millionen Schilling

niedriger veranschlagt. Dieser Ausfall ergibt sich

einerseits aus einer Verringerung des Müingewinnes

um 7'2 Millionen Schilling, welcher anderseits eine

Erhöhung der übrigen Einnahmen um 2'7 Millionen

Schilling gegenüberstcht. Der Einnahmcnpost „Münz-

gewinn", steht eine glcichhvhe Ausgabe bei Kapitell,

Titel 1, 8 3, Unterteilung 2, gegenüber. Tie Er¬

höhung der übrigen Einnahmen ist in erster Linie

darauf zurückzuführen, daß die Vergütungen für die

Einhebung von Landes- und Gcmeindeabgabcn in¬

folge Auflassung des Kapitels 5 (Leistungen an

Länder und Gemeinden) hieher überstellt werden

mußten.

Nun erlaube ich mir auf das weitaus wichtigere

Kapitel 17, „Öffentliche Abgaben", überzugehen. Die

Erhöhung der Ausgaben um 4'56 Millionen Schilling

gegenüber dem Vorjahr erklärt sich in erster Linie

daraus, daß infolge der schon früher erwähnten Auf¬

lassung des Kapitels 5 die den Städten Wien und

Graz zukommcnden Vergütungen für die Einhcbung

von Bundcsabgaben hier zur Darstellung gelangen

mußten.

Die Gesamteinnahmen des Kapitels 17 sind (nach

Abzug der Ertragsanteile der Länder und Gemeinden)

mit 560°5 Millionen Schilling veranschlagt, somit

um 13°5 Millionen Schilling höher als für das

Jahr 1925. Durchwegs gestiegen sind die Einnahmen

aus den Zöllen, -Verbrauchssteuern und Gebühren.
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Die Erträgnisse der Gebühren insbesondere weisen

eine Steigerung von 38'4 Millionen Schilling auf,

an welcher in erster Linie die Warcnumsatzstener mit

20 Millionen Schilling beteiligt ist. Ebenso konnten

die Stempel- und Rechtsgebühren mit Rücksicht auf

die günstigen Erfolge im ersten Halbjahr 1925 mit

einem Mehrbetrag von 15°52 Millionen Schilling

veranschlagt werden.

Die Verbrauchssteuern weisen einen Mehrcrtrag

von 6°9 Millionen Schilling auf, der sich haupt¬

sächlich auf den im Jahre 1926 zu erwartenden

Mehrverbrauch gründet, die Zölle einen solchen von

4 Millionen Schilling, der infolge der Auswirkungen

des am 1. Jänner 1925 in Kraft getretenen Zoll¬

tarifs erwartet werden kann.

Bei der Veranschlagung der Einnahmen aus den

direkten Steuern hingegen mußte in erster Linie die

Wirtschaftskrise des Jahres 1924 berücksichtigt

werden. Auf den Veranlagungsergebuisscn dieses

Jahres werden ja die Eingänge aus der Einkommen-

und Körperschaftssteuer im Jahre 1926 der Haupt¬

sache nach beruhen und muß daher hier mit einem

bedeutenden Ausfall gerechnet werden. Hiezu kommen

noch die Auswirkungen der Personalsteucrnovclle des

Jahres 1925, durch welche das stencrsreie Existenz-

niinimum erhöht, die beiden untersten Stufen der

Erwerbs- und Einkommensteuer erweitert und die

Steuersätze bei der Erwerbs- und Körperschaftssteuer

herabgesetzt worden sind. Aus allen diesen Gründen

mußte der Ertrag der direkten Steuern um

10°2 Millionen Schilling niedriger als für das

Jahr 1-925 veranschlagt werden.

Zu erwähnen wäre noch, daß infolge der eben¬

falls als eine Auswirkung des neuen Zolltarifs sich

darstellenden Aufhebung der Ausfuhrabgabcn für

zahlreiche Artikel, insbesondere landwirtschaftliche

Produkte und Papier, das Erträgnis der Aus- und

Einfuhrabgaben um 1°3 Millionen Schilling niedriger

veranschlagt werden mußte.

Wie schon früher erwähnt, kommen von dem

Bruttoertrag der öffentlichen Abgaben die Ertrags¬

anteile der Länder und Gemeinden in Abzug. Im

Voranschlagsentwurf sind dieselben (einschließlich der

gesetzlich vorgesehenen Mehrleistungen aus dem Titel

der Garantie sowie der Entschädigung an die

Länder für die Übernahme der politischen Ver¬

waltung nach der IV. Abgabenteilungsnovelle) mit

182.608.873 S angegeben. Infolge einer durch die

IV. Abgabenteilungsnovelle notwendig gewordenen

Berichtigung der Garantiedifferenzen hat der Finanz

und Budgetausschuß diese Ziffer in 181,947.103 8

richtiggestellt.

Ich wende mich nunmehr zum Schluffe dem Kapitel

„Kasscnvei Wallung" zu. Infolge Auslassung des

Kapitels 5 mußte der Zuschuß zum Dienste der

Vaiutcnschulden der Länder Wien und Niederöster¬

reich hier zur Darstellung gelangen. Bei bufer

Gelegenheit möchte ich noch darauf aufmerksam

machen, daß die Bezeichnung des Ansatzes Kapitel 18,

Titel 3, richtigzustellen ist. Es hat nämlich dort

anstatt „der G-meinde Wien" richtig zu heißen:

„der Länder Wien und Nicderösterreich". Diese neue

Post von 0'67 Millionen Schilling, das Mehr-

erfordcrnis für den Postsparkasienverkehr der Bundes

kaffen von 0'73 Millionen Schilling sowie che Aus¬

gaben für die Herstellung der Grundbuchsordnung

ans den staatlichen Judustri; gründen im Betrage

von 0°5 Millionen Schilling haben zur Folge, daß

die Ausgaben sich gegenüber dem Vorjahr um

1'3 Millionen Schilling erhöhen.

Die Einnahmen sind um 5 Millionen Schilling

höher veranschlagt worden, in elfter Linie infolge

Erhöhung der Ansätze der Gewinnanteile an pri¬

vaten Unternehmungen, dann iniolge des Mchr-

ertrages an Zinsen ans mobilem Bundesvermögeu

und schließlich wegen Übernahme einer neuen Post

aus dem schon mehrfach erwähnten ausgelassenen

Kapitel 5, nämlich der Einnahmen aus der Rück¬

zahlung und den Zinsen von Darlehen, die seiner¬

zeit an Länder und Gemeinden gegeben wurden.

Ich erlaube mir, meine Ausführungen mit der

Biite zu schließen, das hohe Haus wolle den

Kapiteln 16, 17 und 18 des Bundesvoranschlagcs

mit der beantragten Änderung der Ziffer bei

Kapi'el l 7, Tiiel 7, seine Zustimmung erteilen.

Zelenka: Hohes Haus! Ich will bei Abschluß

des Bundesvoranschlages die Gelegenheit ergreifen,

die hohe Regierung darauf aufmerksam zu machen,

daß durch einen Vorgang des Bundesmiuistcriums

für Finanzen die StaatsarbeiUrpensionisten und

Arsenalrentner von der einmaligen Aushilfe an die

Pensionisten ausgeschlossen wurden. Unter Hinweis

auf die Pensionsvcrordnungen für diese Arbeiter¬

schaft und auf die verschiedenen Bestimmungen, die

ans eine gleichmäßige Behandlung der Bundes-

angcstellten hinziclen, möchte ich an die Regierung

das Ersuchen richten, nicht in die Weihnachtsfcrien

zu gehen, ehe nicht dieses Unrecht gutgcmacht ist,

das man diesen paar Pensionisten, die sich sicherlich

ihr ganzes Leben lang in den Betrieben ehrlich ge¬

plagt haben, zugcfügt hat, indem man ihnen diese

28 Prozent nicht zur Auszahlung bringt. Auch Ab¬

geordnete der Majorität haben sich gestern über die

Behandlung der Pensionisten beschwert und darauf

aufnicrksam gemacht, daß diese 28 Prozent nur eine

einmalige Aushilfe darstelleu, daher nichts Fort¬

laufendes sind. Die Regierung kann, als sie dieses

Zugeständnis machte, nur von dem Grundsatz aus¬

gegangen sein, zu Weihnachten den Pensionisten

zu helfen. Es ist daher unverständlich, warum man

gerade die Staatsarbeiterpensionisten und Arsenal¬

rentner ausschließt. Ich ersuche die Regierung, dieses

Unrecht noch in den nächsten Tagen gutzumachen

und auch an die armen Pensionisten der Bundes-
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betriebe die 28 Prozent zur Auszahlung bringen

zu lassen. (Beifall.)

Hölzl: Ich muß die Aufmerksamkeit des Herrn

Finanzministcrs auf die Zustände bei der Jnvaliden-

entschädigungskommission in Graz lenken. Dort ist

durch Todesfälle eine derartige Reduzierung des

Personals eingetretcn, die das Arbeiten der Jn-

valideuentschädigungskommission geradezu unmöglich

macht. Es sind so große Aktenrückstände oorhandcn,

daß die gesamte Jnvalidenschaft Steiermarks sich in

der höchsten Erregung über die säumige, nachlässige

Behandlung ihrer Angelegenheiten befindet. Es ist

dringend notwendig, hier Ordnung zu machen. Ich

habe diesbezüglich sehr viel Klagen erhalten, die

übrigens auch dem Ministerium für soziale Ver¬

waltung bekannt sind.

Es istauch beabsichtigt,die Jnvalidenentschädigungs-

kommissioncn zusammenznziehen und dadurch einige

von ihnen zu beseitigen. Ich mache darauf aufmerk¬

sam, daß man das nicht als eine Sparmaßnahme

betrachten möge; denn wenn man es unmöglich

macht, daß die Invaliden ihr Recht au Ort und

Stelle finden, daß die Überprüfungen der Invaliden

und die jeweilige Erledigung der anhängigen Akten

rasch und schleunig geschieht, an dem Orte, wo die

Invaliden wohnen oder nicht weit von ihrem Wohn¬

sitz, dann werden eben die Invaliden dafür ent¬

schädigt werden müssen, daß sie zum Sitz der Jn-

validenentschädigungskommission eine weite Reise zu

machen haben, zum Beispiel von Vorarlberg nach

Innsbruck, von Kärnten nach Graz usw. Es ist also

unmöglich, etwa damit Eriparungen zu erzielen, daß

man die Zahl der Jnvalidenentschädigungskom-

miffionen reduziert.

Außerdem vertragen cs auch die ohnedies elenden

Verhältnisse der Kriegsbeschädigten nicht, daß die

in ihrcni Interesse geschaffenen Einrichtungen der¬

art stiefmütterlich behandelt werden und man das

Arbeiten dieser Institutionen noch weiter erschwert.

In diesem Sinne möchte ich den Herrn Bundes¬

minister für Finanzen dringend ersuchen, daß er

dem berechtigten Wunsche der Jnvalidenorganisationcn

Rechnung trägt, die sich gegen die beabsichtigte

Auflassung von Jnvalidenämtern stellen und die auch

wünschen, daß das gedeihliche Arbeiten der Jnvaliden-

cntschädigungskommission in Graz ermöglicht wird. Das

Bundesministcrium für soziale Verwaltung wird die

in seinen Wirkungskreis fallenden Agenden nicht in

der richtigen Art und Weise betreuen können, wenn

das Bundesministcrium für Finanzen das Wirken

der für die JnvalidenUiestinimten Institutionen durch

derart unvernünftige Sparmaßuahnlen zu drosseln

sucht. Dagegen wehren sich die Invaliden, und wir

müssen ihrem berechtigten Wunsche dadurch Rechnung

tragen, daß wir davor warnen, diese Sparmaß¬

nahmen am Unrechten Platz und sicherlich auch ohne

den gewünschten Erfolg dnrchzuführen. (Beifall.)

Damit ist die Verhandlung über den 10. Abschnitt

abgeschlossen.

Es wird zur Verhandlung des 11. Abschnittes,

das ist das Bundesfinauzgesetz für das Jahr 1926,

übergegaugeu.

Gcueralberichterstatter Heini: Hohes Haus! Zu¬

nächst erlaube ich mir, darauf hinzuweisen, daß die

in den bisherigen Bundesfinanzgesetzen üblichen

Bestimmungen über die Zwecksbcstimmung der Aus¬

gaben (Appropriationsklausel), Vcrwendungsdauer

der Ausgabenkredite, Überschreitungen und nicht vor¬

gesehenen Ausgaben (siehe die Artikel II, III und

IV des letzten Bundesfinanzgcsetzes 1925) im vor¬

liegenden Finauzgesetzentwurf 1926 nicht mehr

erscheinen, weil sie durch das im heurigen Som¬

mer verabschiedete Verwaltungsentlastungsgcsetz mit

dauernder Wirksamkeit festgelegt wurden und daher

ihre Wiederholung in den alljährlichen Finanzgesetzen

entbehrlich wird. Im Finanzgesetzentwurf 1926 ist

im Artikel H, Absatz 2, lediglich der Hinweis auf

das Verwaltungsentlastungsgesetz ausgenommen; die¬

sem Absatz kommt lediglich eine deklaratorische Be¬

deutung zu. Die Aufnahme dieses Absatzes empfiehlt

sich als Übergang deshalb, weil zum ersten Male

die Bestimmungen der bisherigen Finanzgesctze durch

das Verwaltungsentlastungsgesetz suppliert wurden.

Bei dieser Gelegenheit erlaube ich mir, eine

stilistische Änderung dieses Absatzes durch Streichung

der Worte „im übrigen" anzuregen, so daß Artikel II,

Absatz 2, zu lauten hätte: „Für die Gebarung und

Verrechnung gelten die Bestimmungen des Berwal-

tungsenilastungsgcsctzes (Bundesgesctz vom 21. Juli

1925, B. G. Bll Nr. 277, Artikel 6, Abschnitt B)."

Zu den übrigen Bestimmungen des Bundesfinanz¬

gesetzes 1926 erlaube ich mir, kurz folgendes aus-

zusühren:

Artikel I deckt sich seinem wesentlichen Inhalte

nach mit dem Finanzgesetz 1925; neu ist nur die

Bestimmung des Absatzes 3, nach welcher die Ver-

weudungsdaner der für 1925 bewilligten Kredite

für wertvermchrcnde Aufwendungen der Bundes¬

bahnen auch auf das Jahr 1926 erstreckt wird.

Die Bestimmungen des Absatzes 4 über die

Festsetzung der Anzahl der Dienstposten entsprechen

den gesetzlichen Bestimmungen des Gehaltsgcsetzes

und haben daher deklaratorischen Charakter.

Artikel H, Absatz 1, entspricht dem Artikel IV,

Absatz 1, des Finanzgesetzes 1925. Die Bedeutung

des Absatzes 2 habe ich bereits oben erllärt.

Ariikcl III enthält die übliche Ermächtigung zur

Einhebung der Steuern, Abgaben und Gefälle.

Artikel IV, Absatz 1 und 2, stimmen mit dem

Artikel VI des Finanzgesetzes 1925 sinngemäß über¬

ein, der Absatz 3 erneuert die Ermächtigung des

Artikels VII des Finanzgesetzes 1925 über die

Prolongierung, Umwandlung und Tilgung von

Staatsschulden und dehnt diese Ermächtigung auf
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Rückstände der ungarischen Staatsschuld aus. Die

Ausdehnung ist notwendig, weil das Finanzgesetz

für 1925 die Ermächtigungen ausdrücklich auf Rück¬

stände der Staatsschuld des ehemaligen Österreich

beschränkt.

Artikel V: Die Wertgrenzen im Absatz 1 sind

gegenüber 1925 etwas erhöht. Absatz 2 ist neu

und ordnet die Mitteilung über die Veräußerung

beweglichen Bundesvermögens in gewissen Fällen

an den Nationalrat an. Absatz 3 entspricht dem

Artikel VIII, Absatz 2, des Finanzgesctzes 1925.

Ich bitte nunmehr um die verfassungsmäßige

Zustimmung zu dem Bundesfinanzgcsetz für das

Jahr 1926.

Zu diesem Abschnitt ist kein Redner gemeldet.

Es wird zur Abstimmung geschritten.

Kapitel 25 wird mit den Ansätzen der Re¬

gierungsvorlage angenommen.

Kapitel 27, Titel 4, wird mit den Ansätzen der

Regierungsvorlage angenommen.

Kapitel 27, Titel 1, wird mit den Ansätzen der

Regierungsvorlage angenommen; die vom Aus¬

schuß beantragte Entschließung wird mit der Ände¬

rung, daß es statt „Wandsteckbilder" heißen soll:

„Wand- und Stcckbilder", angenommen.

Kapitel 27, Titel 2, wird mit den vom Aus¬

schuß beantragten Ansätzen angenommen, ebenso

die vom Ausschuß beantragte Entschließung.

Kapitel 27, Titel 3, wird mit den Ansätzen der

Regierungsvorlage angenommen.

Kapitel 28, Titel 6, wird mit den Ansätzen der

Regierungsvorlage angenommen.

Kapitel 28, Titel 7, wird mit den Ansätzen der

Regierungsvorlage angenommen.

Die Kapitel 16, 17 und 18 werden nach dem

Ausschußantrag angenommen.

Damit ist die Verhandlung des Bundesvoran¬

schlages beendet.

Das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1926 wird

mit der vom Berichterstatter beantragten Änderung

im Artikel II unter Ablehnung der Minderheits¬

anträge 7 (Schiegl u. Gen.) und 5 (Skaret

u. Gen.) in 2. Lesung angenommen.

Die von der Mßiderheit beantragten fünf Ent¬

schließungen — Minderheitsantrag 1 (Schiegl

u. Gen.), 2 (Zelenka u. Gen.), 3 (Schulz u. Gen.),

4 (Sever u. Gen.) und 6 (Leuthner u. Gen.) —

werden abgelehnt.

Hierauf wird das Bundcsfinanzgesetz für das

Jahr 1926 in 3. Lesung angenommen.

Der Antrag 232 wird dem Finanz- und

Budgetausschusse zugcwiesen.

An Stelle Dr. Danneberg als Mitglied und

Witternigg und Binder als Ersatzmitgliedcr des

Mietengesctzausschusscs werden Witternigg als

Mitglied und Kroboth und Dr. Danneberg als

Ersatzmitglieder gewählt.

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen

Wege einbcrufen werden.

Präsident: Hohes Haus! Wir stehen am Schluß

einer arbeitsreichen Sitzungsperiode. Ich möchte

den Abschluß der diesjährigen Tagung des National-

ratcs nicht vorübergehen lassen, ohne der bedeutungs¬

vollen Arbeit zu gedenken, die das hohe Haus im

abgelaufenen Jahre geleistet hat. Wenn ich hier die

Arbeiten der letzten Wochen besonders hcrvorheben

möchte, die vorwiegend der Erledigung des Bundes¬

voranschlages für das kommende Jahr gewidmet

waren, so darf ich dabei auch mit Befriedigung

konstatieren, daß es meines Erinnerns das erstemal

seit dem Bestände der Republik ist, daß der Vor¬

anschlag zcitgcrecht, das heißt vor Anbruch des

Kalenderjahres, für das er erstellt ist, verabschiedet

werden konnte. (Beifall.) Möge es mir gestattet

sein, diesen Umstand als ein günstiges Vorzeichen

zu deuten für den Gang der bedeutungsvollen Ver¬

handlungen, die unser im neuen Jahre harren, des

Jahres 1926, das uns, wie wir alle hoffen, auch

die volle politische Freiheit bringen wird.

Gerne danke ich am Schluffe einer arbeitsreichen

Sitzungsperiode des Natioualrates allen geehrten

Mitgliedern des Hauses und der Negierung bestens

für Ihre hingebungsvolle Mitarbeit, aber ich bin

gleichzeitig auch Ihrer Zustimmung gewiß, wenn ich

auch ebenso herzlich den pflichteifrigen Beamten des

Hauses (lebhafter Beifall) und im besonderen auch

den leitenden Beamten der Regierung für ihre

wertvolle Unterstützung danksage, die sie in treuer

Pflichterfüllung den ihnen Vorgesetzten Volks¬

beauftragten der Republik und damit auch der Volks¬

vertretung geleistet haben. (Beifall.)

Indem ich Ihnen, geehrte Frauen und Herren,

zum Schluffe die allerbesten Wünsche für die

Weihnachtsfeiertage und das kommende neue Jahr

von Herzen entbiete, erkläre ich die Sitzung für

geschlossen.

Schluß der Sitzung: 3 Uhr nachm.
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